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LRABOVIENATS 


Wir ſFranzder Zweite, 
von Gottes Gnaden erwaͤhlter 
roͤmiſcher Kaiſer, zu allen Zeiten 
Mehrer des Reichs, Koͤnig in Ger⸗ 
manien, zu Ungarn, Boͤheim, Ga⸗ 
lizien und Lodomerien ꝛc. Erzherzog 
zu Oeſterreich, Herzog zu Burgund 
und zu Lothringen, Großherzog zu 
Toskana ꝛc. ꝛc. 


Bey dem Antritte Unſerer Beherrſchung von 
Weſtgalizien, haben Wir die beſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit darauf gerichtet » auch dieſes Land mit 
ſolchen Geſetzen zu verſehen, daß die der ge⸗ 
meinen Ruhe und Sicherheit nachtheiligen Ver 
bre⸗ 


brechen erforſchet und beſtrafet, zugleich aber 
Jedermann vor ungegruͤndeter Beſchuldigung 
geſchuͤtzet, ſelbſt der Schuldige nur von dem 
gehörigen Richter, nach foͤrmlicher Unterſu⸗ 
chung, aus rechtmaͤſſigen Beweiſen verurthei⸗ 
let, und ſeine Strafe einzig aus dem Geſetze, 
nie aus Wilkuͤhr, beſtimmet werde. 


In dieſen bereinigten Ruͤckſichten machen 
Wir hiermit das Strafgeſetzbuch fir Weſtga⸗ 
lizien kund, und verordnen daß daſſelbe vom 
ıten Januar 1797. an, für dieſes Land durch⸗ 
dus eine verbindende Kraft und Wirkung has 
ben, folglich von dieſer Zeit an alle älteren 
Geſetze, welche uͤber Verbrechen und derſelben 
Beſtrafung, und uͤber das diesfalls rechtliche 
Verfahren ergangen ſind, aufgehoben ſeyn 
ſollen. 


Auch wollen Wir, daß in bereits anhaͤn⸗ 
gigen, oder noch vor gleich gedachtem Termine 
vorkommenden Straffällen gegenwärtiges Ge⸗ 
ſetzbuch, ſofern der Ausſchlag der Sache nach 
demſelben gelinder, als nach dem bisherigen 
Rechte ausfallen müßte, ſchon von Zeit dieſer 


erfolgten Kundmachung zur Nichtſchnur ge⸗ 
nommen werde. 


Auf gleiche Art koͤnnen Verbrechen, die 
bor gegenwaͤrtiger Kundmachung begangen 
worden, aber nach obigem Termine zur Unter⸗ 
ſuchung kommen, aus dem vorigen Rechte nur 
in ſoweit beurtheilet werden, als etwa daraus 
ein gelinderes Urtheil zu faſſen waͤre. 


Gegeben in Unſerer Hauptsumnd Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien am 17ten Junius 1796. Unſerer 
Regierung im fuͤnften Jahre. 


Franz. 


Procopius Comes Lazanzki 
Reg: Boh'= Sup & A. A. pr"" Cancle- 


Ad Mandatum Sacræ Cæs'. 
Regie Majeſtatis proprium. 
Leopold von Haan. 


Eriter Theil, 


Von Verbrechen und Strafen. 


Erſtes Hauptſtuͤck. 
Von Verbrechen uͤberhaupt. 


$. I. 


Aus jeder Uibertretung eines Geſetzes entſteht Ver⸗ 
antwortlichkeit. Als Verbrechen koͤnnen aber nur 
jene geſetzwidrige Handlungen und Unterlaſſungen an⸗ 
gerechnet werden, welche in dieſem Geſetzbuche für 
Verbrechen erklaͤrt find. 

§. 2. Nach dem Verhaͤltniſſe, als die Verbrechen 
den Ruhe ⸗ und Sicherheitsſtand im gemeinen Weſen 
verletzen, werden ſie in Criminalverbrechen und Ci⸗ 
vilverbrechen eingetheilet. 

$. 3. Unter der angenommenen Benennung der 
Criminalverbrechen werden jene verſtanden, welche 
ihrer größeren Schaͤdlichkeit halber ſchwereren Stra⸗ 
fen unterworfen find, 
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9. 4. Als Civilverbrechen werden jene ange⸗ 
rechnet, welche der vorigen Gattung zwar nahe kome 
men, aber doch ihrer Natur nach einer mehreren 
Gelindigkeit Platz laſſen. 

§. 5. Andere Ulibertretungen ſollen darnach, 
als fie gegen Polizeyverordnungen, Gefaͤlleneinrich⸗ 
tungen oder bürgerliche Geſetze anſtoſſen, nach den 
daruͤber vorhandenen eigenen Vorſchriften, und von 
den dazu beſtimmten Behoͤrden abgehandelt werden. 

$. 6. Zu einem Verbrechen wird boͤſer Vorſatz 
und freyer Wille erfordert. 

§. 7. Boͤſer Vorſatz fälle aber nicht nur dann 
zur Schuld, wann vor oder bey der Unternehmung 
oder Unterlaſſung das lUlibel, welches daraus erfolget 
iſt, gerade bedacht und beſchloſſen, ſondern auch, 
wann aus einer andern boͤſen Abſicht etwas unter⸗ 
nommen, oder unterlaſſen worden, woraus gemei⸗ 
niglich das Uibel zu erfolgen pflegt, oder doch leicht 
erfolgen k ann. 

d. 8. Hingegen wird die Handlung, oder Un⸗ 
terlaſſung nicht als Verbrechen angerechnet, wenn 

a) das Uibel aus Unwiſſenheit, Nachlaͤßigkeit, 
oder Zufalle entſtanden; 
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b) wenn der Thaͤter des Gebrauches der Ber: 
nunft ganz beraubt iſt; 

c) wenn die That bey abwechſelnder Sinnen⸗ 
verruͤckung in der Zeit, da die Verruͤckung dauerte, 
oder 

d) in einer zufaͤllig, ohne Abſicht auf das 
Verbrechen ſich zugezogenen vollen Berauſchung⸗ 
oder anderen Sinnenverwirrung, in welcher der 
Thaͤter feiner Handlung ſich nicht bewußt geweſen, 
begangen worden; 

e) wenn der Thaͤter das vierzehnte Jahr nicht 
zuruͤckgeleget hat; 

1) wenn die That durch unwiderſtehliche Ges 
walt erzwungen worden; 

g) wenn ein fo beſchaffener Irrthum mit uns 
terlaufen iſt, ohne welchen die Handlung erlaubt ge⸗ 
weſen wäre. 

$. 9. Weil das Verbrechen auß der Bosbeit 
des Thaͤters entſteht, nicht aus der Beſchaffen⸗ 
heit deſſen, an dem es verübt wird; ſo werden 
Verbrechen auch an Uibelthaͤtern, Unſinnigen, Kin 
dern, Schlafenden, oder wohl auch ſolchen Perſo⸗ 
nen begangen, die ihren Schaden ſelbſt verlangen. 
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b. ro. Nicht der unmittelbare Thaͤter allein 
wird des Verbrechens ſchuldig, ſondern auch jeder, 
der freywillig und vorſetzlich durch Befehl, Anras 
then, Belobung, Unterricht, die Miſſethat veran⸗ 
laſſet, eingeleitet, Vorſchub zu derſelben gegeben, 
zu ihrer Ausübung durch Herbeyſchaffung der Mit⸗ 
tel, oder Hindanhaltung der Hinderniſſe, oder auf 
was immer fuͤr eine Art Hilfe geleiſtet, oder zu ihr 
rer ſicheren Vollſtreckung beygetragen, oder auch 
nur vorlaͤufig mit dem Thaͤter uͤber die kuͤnftig nach 
verübter Miſſethat demſelben zuleiſtende Hilfe und 
Beyſtand, oder uͤber den an dem Gewinn und Vor⸗ 
theile zunehmenden Antheil ſich einverſtanden hat. 

§. 11. Wer aber ohne vorlaͤufiges Einverſtaͤnd⸗ 
niß nur erſt nach geſchehener Miſſethat dem Thaͤter 
mit Hilfe und Beyſtand befoͤrderlich iſt, oder von 
der ihm bekannt gewordenen Miſſethat Gewinn und 
Vortheil zieht, macht ſich zwar nicht des naͤmlichen, 
wohl aber eines beſonderen Verbrechens ſchuldig; 
wie ſolches in der Folge dieſes Geſetzbuches beſtimmt 
werden wird. 

$. 12. Auch iſt zum Verbrechen nicht noͤthig, 
daß die That wirklich ausgefuhrt werde. Schon 
der Verſuch der Uibelthat iſt das Verbrechen, für 
bald 


bald der Boͤsgeſinnte eine zur wirklichen Ausübung 
führende Handlung unternommen hat, und die Voll⸗ 
bringung des Verbrechens aus feiner Unvermoͤgen⸗ 
heit, aus Dazwiſchenkunft fremden Hinderniſſes, 
oder aus Zufalle unterblieben iſt. 

$, 13. Uiber Gedanken, oder innerliches Dora 


haben, wenn keine aͤuſſerliche boͤſe Handlung unter⸗ 
nommen, oder nicht etwas, fo die Gefege fordern, 
unterlaſſen worden, kann Niemand zu Rede geſtellt 
werden. 

$. 14. In den Faͤllen, in welchen nach dem 
8. $. die Uibelthat wegen Trunkenheit oder Unmuͤn⸗ 
digkeit zwar nicht zum Verbrechen angerechnet wer⸗ 
den kann, hat doch die Polizeybehoͤrde die ange⸗ 
meſſene Strenge und Vorſicht anzuwenden, damit 
Trunkenbolde, oder boͤsartige, vernachlaͤßigte Kin- 
der gebeſſert werden 

$. 18. Da nur ſolche Handlungen und Unterlaf 
ſungen in gegenwaͤrtigem Geſetzbuche für Verbre⸗ 
chen erklaͤret ſind, derer natuͤrliches Unrecht ſich 
nicht verkennen laßt; fo kann Niemand ſich mit der 


Unwiſſenheit der Geſetze von dem Verbrechen ent⸗ 


ſchuldigen. 


Zwey⸗ 


Zweytes Hauptſtuͤck. 
Von 
Beſtrafung der Verbrechen uͤberhaupt. 
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Rur von dem geſetzmaͤßigen Richter kann uͤber 
die Beſtrafung eines Verbrechers erkannt werden. 

§. 17. Der Richter muß die Strafe genau nach 
dem Geſetze beſtimmen. Bey ſtrenger Verantwor- 
tung darf er ſie weder ſchaͤrfer noch gelinder aus⸗ 
meſſen, als das Geſetz nach der vorliegenden Be⸗ 
ſchaffenheit des Verbrechens und Thaͤters geſtattet. 
Er kann keine andere Strafart verhaͤngen, als wel: 
che in gegenwaͤrtigem Geſetze vorgeſchrieben iſt. Noch 
kann er die verwirkte Strafe gegen eine Ausgleichung 
zwiſchen dem Verbrecher und dem Beſchaͤdigten auf⸗ 
heben. 

9. 1 . Wäre der Verbrecher bereits von einem, 
obgleich nicht dazu befugten Richter, doch nach dem 
Geſetze beſtraft worden, ſo kann er wegen der naͤm⸗ 
lichen That nicht mehr zur Strafe gezogen, wohl aber 
muͤßte die Strafe in jedem Falle, als fie wider das 
Ge⸗ 
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Geſetz zu ſcharf verhaͤnget waͤre, von dem recht⸗ 

maͤßigen Richter, ſo weit es ſich noch thun läßt, 
nach dem geſetzlichen Maaße gelindert werden. 

$. 19. Uiber das Verbrechen, ſo ein diesſei⸗ 

tiger Unterthan in einem fremden Lande begangen 

hat, iſt ihm bey ſeiner Betretung in einem dieſer 


Erblaͤnder die Strafe nach gegenwaͤrtigem Geſetze 
auszumeffen, ohne auf die Seſetze des Ortes zu 


ſehen, wo das Verbrechen begangen worden. 
$. 20. So iſt auch über einen Fremden wegen 
des in diesſeitigem Staate begangenen Verbrechens 
einzig nach gegenwaͤrtigem Strafgeſetze zu urtheilen. 
F. 21. Verbrechen, die ein Ausländer im Aus: 
lande verübt hat, die aber auf diesſeitigen Staat 
ſchaͤdlichen Einfluß haben, find nach gegenwaͤrtigem 
Geſetze zu behandeln; auf ſolche Verbrechen aber, 
die keinen ſolchen Einfluß haben, iſt zwar dieſes 
Strafgeſetz nicht anzuwenden: doch wird dadurch bie 
noͤthige Vorſehung nicht ausgeſchloſſen, welche ev; 
fordern kann, daß ein ſolcher gefährlicher Menſch in 
Unterſuchung gezogen, und abgeſchaffet, oder, 
wenn fein Verbrechen nach gegenwaͤrtigem Geſetz⸗ 
buche eriminell wäre, fi) mit dem fremden Staa— 
te, in welchem er es begangen hat, uͤber feine Aus- 

5 ſie⸗ 
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ieferung einverſtanden, auch ſonſt vorgekehret wers 
de, was die gegenſeitige Mithilfe der Staaten zur 
Abhaltung der Verbrechen zu leiſten hat⸗ 

§. 22. Die Strafe der Verbrechen iſt der Tod 
des Verbrechers, oder deſſen Anhaltung im Kerker. 

9 23. Die Todesſtrafe wird mit dem Strange 
am Galgen vollzogen. Nach zwoͤlf Stunden wird 
der Koͤrper des Hingerichteten neben dem Richt⸗ 
platze eingeſcharret. 

d. 24. Die Kerkerſtrafe wird nach verſchiede⸗ 
nen Graden in die ſchwereſte, harte, und gelin⸗ 
dere eingetheilt. 

$. 25. Die ſchwereſte Kerkerſtrafe beſteht da- 
rinn, daß der Straͤfling in einem abgeſonderten Ker⸗ 
ker, worin er nur ſo viel Raum und Licht, als 
noͤthig iſt, genießen kann, ſtets mit ſchweren Eifen 
an Haͤnden und Fuͤßen, und einem eiſernen Ring 
um den Leib, an welchem er außer der Zeit der Ar⸗ 
beit mit einer Kette angehängt wird, verwahrt, nur 
dreimal in der Woche mit einer warmen, doch kei— 
ner Fleiſchſpeiſe, genaͤhrt, die ubrigen Tage aber bloß 
bey Waſſer und Brod gehalten, fein Lager auf bloſ⸗ 
ſe Bretter eingeſchraͤnkt, und ihm mit Niemanden 
eine Zuſammenkunft oder Unterredung geſtattet werde. 
$. 26. 
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8.26. Der zur harten Kerkerſtrafe Verurtheil⸗ 
te wird mit minder ſchweren Eiſen an den Fuͤßen 
angehalten, taͤglich mit einer warmen Speiſe, doch 
ohne Fleiſch, genaͤhrt, in Anſehung des Lagers aber, 
und der verbotenen Unterredung mit Leuten, die nicht 
unmittelbar auf ſeine Verwahrung Bezug haben, dem 
Vorigen gleich gehalten. 

$. 27. In der gelindern Kerkerſtrafe wird der 

traͤfling ohne Fußeiſen, jedoch ſicher verwahrt, 
und etwas beſſer, als der Vorige, verpflegt. Es 
wird ihm aber kein anderes Getraͤnk als Waſſer zu⸗ 
gelaſſen, und ohne Gegenwart des Gefangenwaͤr⸗ 
ters keine Zuſammenkunft, ſo wie auch keine Un⸗ 
terredung in einer demſelben unverſtaͤndlichen Spra⸗ 
che geſtattet. 

§. 28. Zur Kerkerſtrafe wird der Verbrecher 
entweder auf fein ganzes Leben, oder auf eine ge⸗ 
wiſſe Zeit verurtheilet. Ihre Zeitliche Dauer wird 
wenigſtens auf ein Monat, laͤngſtens auf zwanzig 
Jahre geſetzet. Die naͤhere Aus meſſung koͤmmt ben 
jeder Gattung Verbrechens beſonders vor. 

§. 29. Mit der Kerkerſtrafe iſt ſchon allzeit 
die Anhaltung zur Arbeit verbunden. Jeder Sträf- 
ling muß daher jene Arbeit verrichten, welche die 
Ein⸗ 
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Einrichtung in dem Straforte mit ſich bringt. Es 
fol auch in den Strafhaͤuſern Ruͤckſicht darauf ge 
tragen werden, daß die Straͤflinge, ſo viel moͤglich 
iſt, nach dem Maaße zu den beſchwerlicheren Ars 
beiten angewandt werden, wie ſie zur ſchwereren 
Kerkerſtrafe verurtheilt ſind. 

d. 30. Die Kerkerſtrafe kann aber noch vers 
ſchaͤrft werden, a) durch Anhaltung zur Öffentlichen 
Arbeit , b) durch Ausſtellung auf der Schandbuͤhne, 
c) durch Zuͤchtigung mit Stock⸗ oder Ruthenſtreichen, 
d) durch Faſten. 

d. 31. Zur öffentlichen Arbeit können nur Ver⸗ 
brecher maͤnnlichen Geſchlechts verurtheilet werden; 
und weil fie nicht anders als in Ketten zu verrich⸗ 
ten iſt, ſo kann ſie nur der harten oder ſchwere⸗ 
ſten Kerkerſtrafe beygefuͤget werden. 

d. 32. Die Ausſtellung auf der Schandbuͤhne 
geſchieht fo, daß der Verurtheilte mit ſchweren Ei— 
ſen an Haͤnden und Fuͤßen geſchloſſen, zwiſchen der 
Wache, an einem zur Zuſammenkunft des Volkes 
geraͤumigen Orte, auf einem erhoͤhten Geruͤſte, durch 
drey auf einander folgende Tage, allemal eine Stun⸗ 
de lange der oͤffentlichen Schau aus geſtellt, und fein 
Verbrechen ſowohl, als die ihm zuerkannte Strafe 
auf 
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auf einer ihm vor der Bruft hängenden Tafel kurz und 
wohl ſichtbar angedeutet werde. Dieſe Verſchaͤrfung 
hat nur in ſolchen Faͤllen Platz, in welchen ſie ent— 
weder ausdruͤcklich von dem Geſetze vorgeſchrieben 
iſt, oder die Strafe, der ſie beygefuͤget wird, we⸗ 
nigſtens auf zehnjaͤhrigen Kerker ausfaͤllt. 

§. 33. Mit Stockſtreichen werden erwachſene 
Mannsperſonen, mit Ruthenſtreichen Weibsperſo⸗ 
nen, und Juͤnglinge, die das achtzehnte Jahr noch 
nicht erreicht haben, gezuͤchtiget. Dieſe Zuͤchtigung 
kann waͤhrender Strafzeit oͤfter wiederholet werden. 
Die Beſtimmung der Zahl der Streiche und ihrer 
Wiederholung hängt von der vernünftigen Beurthei⸗ 
lung des Richters ab, welcher dabey auf die Schwe⸗ 
re des Verbrechens, die Bosheit des Thaͤters, und 
deſſen koͤrperliche Befchaffenheit zu ſehen hat. Auf 
einmal koͤnnen nicht mehr als hundert Streiche ge 


geben werden. Der Vollzug geſchieht inner den 
Mauern des Strafortes. 

d. 34. Die harte oder gelindere Kerkerſtrafe 
kann durch Faſten dergeſtalt verſchaͤrfet werden, daß 
der Straͤfling an einigen Tagen nur bey Waſſer und 
Brod gehalten werde. Doch ſoll dieſes woͤchent⸗ 
lich nicht uͤber vier Tage ſich erſtrecken. 


9. 35. 


— (1495 — 
F. 35. Allgemeine Wirkungen des Strafurtheis 
les uͤber einen Criminalverbrecher ſind noch dieſe: 
a) Jeder oͤffentliche Beamte, der eines ſol⸗ 
chen Verbrechens ſchuldig erkannt wird, geht aus 
Kraft dieſes Geſetzes ſeines Dienſtes verluſtig; 

b) Ein zur ſchwereſten oder harten Kerker⸗ 
ſtrafe verurtheilter Verbrecher kann von dem Ta⸗ 
ge des ihm angekuͤndigten Urtheils, und fo lange 
ſeine Strafzeit bauert, weder unter Lebenden eine 
verbindliche Handlung eingehen, noch eine letztwil⸗ 
lige Anordnung errichten: Seine vorigen Handluns 
gen oder Anordnungen verlieren aber wegen der 
Strafe ihre Giltigkeit nicht; 

c) Iſt der zur ſchwereſten oder harten Ker⸗ 
kerſtrafe Verurtheilte ein Adelicher, fo muß ſei— 
nem Strafurtheile beygefuͤget werden, daß ihm fuͤr 
ſeine Perſon alle Rechte benommen ſeyn, die dem 
Adel nach der Verfaſſung dieſer Erblaͤnder zuſtehen. 
Doch trifft dieſer Verluſt nur ihn allein, folglich we⸗ 
der ſeine Ehegemahlinn, noch die vor dem Strafur⸗ 
theile erzeugten Kinder; 

d) Wenn ein Landmann aus dem Herren ⸗oder 
Ritterſtande, ein immatrikulirtes Mitglied einer 
Univerſitaͤt oder eines Lyzeums, ein mit beybehal⸗ 
be 
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tenem mi litariſchen Ehrenrange in Civildienſte über 
getretener Mann, wegen eines Criminalverbre⸗ 
chens zu einer Strafe verurtheilet wird, hat er zus 
gleich die Austilgung aus der ſtaͤndiſchen oder Univerſi⸗ 
taͤtsmatrikel, den Verluſt des Ehrenranges verwirket. 
$. 36. Wenn der. Rückfall in das Verbrechen 


nach überſtandener Strafe mit Grunde zu beſorgen 
iſt, und die Entfernung des Thaͤters aus dem Or- 


te, wo er es begangen hat, zur zweckmaͤſſigen Vor⸗ 
beugung dienet; ſoll der Richter wegen Abſchaf⸗ 
fung des Verbrechers aus dieſem Orte ſich mit der 
politiſchen Behoͤrde vernehmen. 

$. 37. Auch kann die Landesverweiſung, doch 
nur gegen Verbrecher, die Auslaͤnder ſind, Statt 
haben. Sie muß allezeit auf ſaͤmmtliche Laͤnder, 
fuͤr welche dieſes Geſetzbuch geſchrieben iſt, ſich er⸗ 
ſtrecken; und bey beſonderer Gefaͤhrlichkeit des Ver⸗ 
brechers kann ihr die Brandmarkung beygefuͤget 
werden; dieſe geſchieht ſo: daß an der linken Seite 
des hohlen Leibes der Buchſtab R. ſammt den Ans 
fangsbuchſtaben der Provinz, in welcher das Urtheil 
ergangen iſt, auf eine kennbare, und unvertilgbare 
Weiſe eingeſchroͤpfet werde; 


§. 38. 
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$. 38. Hat ein Verbrecher mehrere Verbrechen 
von verſchiedener Gattung begangen, fo iſt er nach 
jenem, auf welches die ſchaͤrfere Strafe geſetzet iſt, 
jedoch mit Bedacht auch auf die uͤbrigen Verbrechen 
zu beſtrafen. 

$. 39. Die Strafwuͤrdigkeit ſo, wie die wirkliche 
Strafe kann Niemand, als allein die Perſon des 
Verbrechers treffen. 

$. 40. Die Strafe des Verbrechers aͤudert 
nichts an dem Rechte derjenigen, welche durch das 
Verbrechen beleidiget, oder beſchaͤdiget worden 
find, und welchen dafuͤr Genugthuung oder Entſchaͤ⸗ 
digung von dem Verbrecher, ſeinen Erben, oder 
aus ſeinem Vermoͤgen gebuͤhret. 


Drittes Hauptſtuͤck. 
Von 


den verſchiedenen Gattungen Verbrechen. 


9. 41. 
Die Verbrechen greifen das gemeinſchaͤftliche 
Band des Staates entweder unmittelbar an, oder 


ſie ſchaden demſelben mittelbar dadurch, daß ſie ein⸗ 
zelne 
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zelne Menſchen an der Perſon, dem Vermoͤgen, der 
Freybeit, Ehre, oder andern Rechten verletzen, oder 
die guten Sitten verderben. 
$. 42. In dieſen Ruͤckſichten werden hiermit 
fuͤr Verbrechen erklaͤret: 
1) Hochverrath, 


2) Aufruhr und Tumult, 
3) Oeffentliche Gewaltthaͤtigkeit, 


4) Ruͤckkehr eines Verwieſenen, 

5) Mißbrauch des obrigkeitlichen oder eines an⸗ 
dern oͤffentlichen Amtes, 

6) Verfaͤlſchung der Staatspapiere, 

7) Muͤnzverfaͤlſchung, 

8) Religionsſtoͤrung, 

9) Nothzucht, und andere Unzucht, 

10) Mord, a 

11) Abtreibung der Leibeöfrucht a 

12) Weglegung eines Kindes, 

13) Verwundung oder andere Verletzung / 

140 Zweykampf, 

15) Brandlegung, 

16) Diebſtahl, und andere Entwendungen, 

17 Raub, 

18) Betrug, 

Strafgeſetzbuch. B 19) 
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19) Zweifache Ehe, 
20) Verleumdung, 
21) Den Verbrechern gethaner Vorſchub. 


Viertes Hauptſtuͤck. 
Von dem Hochverrathe. 


$. 43. 


Das Criminalverbrechen des Hochverraths begeht 

a) der die perſoͤnliche Sicherheit des Oberhaupts 
des Staats verletzet; 

b) der etwas unternimmt, was auf eine ge⸗ 
waltſame Umſtaltung der Staatsverfaſſung, oder 
auf Zuziehung oder Vergroͤßerung einer Gefahr von 
Auſſen gegen den Staat angelegt waͤre; es geſche⸗ 
he nun öffentlich oder in geheimen Geſellſchaften, 
oder auch von einzelnen Perſonen, durch Anſpinnung, 
Rath, oder eigene That, mit, oder ohne Ergreifung 
der Waffen, durch mitgetheilte zu ſolchem Zwecke 
leitende Geheimniſſe oder Anſchlaͤge, durch Aufhe— 
tzung, Anwerbung, Ausſpaͤtzung, Verbindung, 
Unterſtuͤtzung, oder was immer fir eine andere da⸗ 
hin abzielende Handlung. 


u 

$ 44. Auf dieſes Criminalverbrechen, wäre et 
auch ohne erfolgten Schaden, nur allein bey dem 
Verſuche geblieben, wird hiermit die Todesſtrafe 
verhaͤnget, welche mit Hinrichtung des Verbrechers 
durch den Strang vollzogen werden ſoll. 

§. 45. Wer einer in den Hochverrath einſchla⸗ 
genden Unternehmung, da er ſie leicht, und ohne 
eigene Gefahr, in ihrer weiteren Fortſchreitung vers 
hindern koͤnnte, abzuhelfen, vorſetzlich unterlaͤßt, 
macht ſich des Verbrechens mitſchuldig, und ſoll le⸗ 
benslang mit ſchwereſtem Kerker beſtrafet werden. 

$. 46, Auch derjenige iſt als mitſchuldig anzu⸗ 
ſehen, der einen ihm bekannten, des Hochverrathes 
ſchuldigen Verbrecher der Obrigkeit anzuzeigen, be⸗ 
daͤchtlich unterlaͤßt. Ein ſolcher Mitſchuldiger ſoll 
lebenslang mit hartem Kerker beſtraft werden. Nur 
dann, wenn er auf eine zuverlaͤſſige Art uͤberzeugt 
ſeyn konnte, daß der unterbleibenden Anzeige unger 
achtet, keine ſchaͤdliche Folge mehr zu beſorgen fer 
he, iſt die Strafe auf fünf bis zehnjaͤhrigen harten 
Kerker auszumeſſen. Auch kann dieſe Ueberzeugung 
allein den Verwandten des Verbrechers in aufs und 
abſteigender Linie, ſeinen Geſchwiſtern, und ſeinen 
Ehegenoſſen ſo weit zu Statt kommen, daß ſie der 
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unterlaſſenen Anzeige halber nicht in die Strafe vers 
fallen. 

§. 47. Wer durch frechen Tadel in öffentlichen 
Reden, Schriften oder andern Darſtellungen Anlaß 
gibt, daß die Gemüther zum Mißvergnuͤgen gegen 
die Regierungsform, Staatsverwaltung oder Lan- 
desverfaſſung aufgewiegelt werden koͤnnen, iſt wegen 
einer ſolcher Stoͤrung der innern oͤffentlichen Ruhe, 
als ein Kriminalverbrecher mit hartem Kerker von 
fuͤnf bis zehn Jahren zu ſtrafen. 

§. 48. Wer ſich in die im zweyten Punkte des 
43 ten J (b) angedeuteten geheimen, zum Hochverrathe 
abzielenden Verbindungen eingelaſſen, in der Folge 
aber durch Reue bewogen, die Mitglieder derſelben, 
ihre Satzungen, Abſichten und Unternehmungen der 
Obrigkeit zu einer Zeit, da ſie noch geheim waren, 
und der Schaden verhindert werden konnte, entde⸗ 
cket, dem wird die gaͤnzliche Strafloſigkeit, und die 
Geheimhaltung der gemachten Anzeige hiermit zuge⸗ 
ſichert. 


Fuͤnftes Hauptſtuͤck. 
Von Aufruhr und Tumult. 


$. 49. 

Die Zuſammenrottung mehrerer Perſonen, um 
der Obrigkeit mit Gewalt Widerſtand zu leiſten, 
iſt das Criminalverbrechen des Aufruhrs und Tu⸗ 
multes, die Abſicht ſolchen Widerſtandes mag 
nun ſeyn, um etwas zu erzwingen, oder einer aufz 
liegenden Pflicht ſich zu entſchlagen, oder eine Anz 
ſtalt von was immer fuͤr einer Gattung zu verei⸗ 
teln; die Gewaltthaͤtigkeit mag gegen die Perſon der 
Obrigkeit ſelbſt, oder gegen einen Beamten, oder 
unteren Diener, oder Gemeinvorſteher, welche zur 
Ausführung der Anordnungen beſtimmet find, aus⸗ 
geuͤbet werden. 

§. 50. Jeder von der Rotte macht ſich des 
Verbrechens ſchuldig, er mag ſich bey dem Begin⸗ 
nen, oder erſt in dem Fortgange zugeſellet haben. 

. 81. Was für eine Strafe zu verhaͤngen 
ſey, wenn Aufruhr und Tumult fo weit kommen 
ſollte, daß durch Standrecht Einhalt geſchehen 
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müßte, davon wird in dem beſonderen Hauptſtuͤcke 
von dem ſtandrechtlichen Verfahren gehandelt wer⸗ 
den. Auſſer dem aber ſollen die Aufwiegler und 
Rädelsführer zu harter Kerkerſtrafe mit öffentli⸗ 
cher Arbeit von zehn bis zwanzig Jahren, und bey 
vorhandenem hoͤchſten Grade der Bosheit und 
Schaͤdlichkeſt, lebenslang verurtheilet werden. 

9. 52. Jene, fo gegen die zur Stillung her⸗ 
beikommende obrigkeitliche Perſon, oder Wache 
in der Unbaͤndigkeit beharrten, haben harte Ker⸗ 
kerſtrafe mit oͤffentlicher Arbeit von fuͤnf bis zehn 
Jahren verwirket. 

9. 83. Die übrigen Mit ſchuldigen find nach 
der Gefaͤhrlichkeit, Schaͤdlichkeit, und nach dem 
Maaße ihrer Theilnehmung auf ein bis fünf Jah⸗ 
re zu harter Kerkerſtrafe und Öffentlicher Arbeit 
zu verſchaffen. 

§. 54. Hat ſich die Unruhe bey ihrer Entſte⸗ 
hung ohne gefährlichen Ausbruch bald wieder ge⸗ 
lege, ſo iſt gelindere Kerkerſtrafe, und zwar ge⸗ 
gen die Aufwiegler und Raͤdelsfuͤhrer zwiſchen 

einen und fünf Jahren gegen die Uibrigen 
zwiſchen drey Monaten und einem Jahre zu ver⸗ 
haͤngen. 
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Sechstes Hauptſtuͤck. 
Von oͤffentlicher Gewaltthaͤtigkeit. 


9. 55. 
Das Criminalverbrechen der offentlichen Gewalt⸗ 
thaͤtigkeit wird in folgenden Fällen begangen: 

§. 56. Erſter Fall: Wenn Jemand, ob⸗ 
gleich für ſich allein, dem Richter, einer obrigs 
keitlichen Perſon oder ihrem Abgeordneten in Ants, 
ſachen, einer Wache oder einem Waͤchter in Voll⸗ 
ziehung des obrigkeitlichen Befehls mit gefaͤhrlicher 
Drohung oder gewaltſam er Handanlegung, geſchaͤ⸗ 
he es auch ohne Verwundung, ſich widerſetzet. 

d. 87. Ein ſolcher Verbrecher iſt mit hartem 
Kerker und öffentlicher Arbeit von einem Monate 
bis auf ein Jahr, wenn aber der Widerſtand mit 
Waffen geſchehen, oder mit einer Verſetzung oder 
Verwundung begleitet iſt, von einem bis auf fünf 
Jahre zu beſtrafen. 

F. 58. Zweyter Fall: Wenn mit Uiberge⸗ 
hung der Obrigkeit, und mit geſammelten mehre⸗ 
ren Leuten der ruhige Beſitzſtand eines Andern auf 
feinem Grunde und Boden mit gewaltſamen Ein: 

Da falle 
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falle geſtoͤret; oder wenn in das Haus oder in die 
Wohnung eines Andern wehrhaft, obgleich ohne 
Rotte, eingedrungen, und daſelbſt an deſſen Per: 
ſon, oder an deſſen Hausleuten, Habe und Gute 
Gewalt ausgeuͤbet wird; es geſchehe ſolches, um 
ein vermeintes Unrecht zu rächen, oder ſonſt Ges 
haͤſſigkeit auszuuͤben „oder ein angeſprochenes Recht 
durchzuſetzen, oder ein Verſprechen oder Beweis⸗ 
mittel abzunöthigen. 

9. 59. Der Urheber ſoſcher Gewaltthaͤtigkeit 
unterliegt der Strafe des harten Kerkers von einem 
bis auf fuͤnf Jahre. Die ſich zur Mithilfe haben 
brauchen laſſen, ſollen mit gelinderem Kerker von 
drey Monaten bis auf ein Jahr beſtrafet werden. 

5. 60. Andere boshafte Beſchaͤdigungen frem⸗ 
den Gutes ſind als Civilverbrechen anzuſehen, und 
nach der Größe der Bosheit und Schadens mit har, 
tem oder gelinderen Kerker zwiſchen einem Monate 
und einem Jahre zu beſtrafen. 

9. 61. Dritter Fall: Wenn Jemand ohne 
Vorwiſſen und Einwilligung der rechtmaͤſſigen Obrig⸗ 
keit ſich eines Menſchen mit Lift oder Gewalt ber 
mächtiger, um ihn wider feinen Willen in eine aus⸗ 
waͤr⸗ 


waͤrige,t oder auch innerhalb des Staates in eine 
unrechtmaͤſſige Gewalt zu uͤberliefern. 

§. 62. Auf ſolchen Fall wird zur Strafe harter 
Kerker von fuͤnf bis zehn Jahren geſetzet, welcher 
auch bis auf zwanzig Jahre verlängert werden kann, 
wenn der Mißhandelte einer Gefahr am Leben 
oder an Wiedererhaltung der Freyheit ausgeſetzet 
worden. | 

9. 63. Wer in fremde Kriegsdienſte wirbt, 

oder wer einen zu dem Militarkoͤrper gehörigen 
Mann auch nur zur Anſiedlung in fremde Länder 
wirbt, iſt nach dem Kriegsgeſetze, und auch nur 
durch das Militargericht zu verurtheilen und zu ber 
firafen, 

§. 64. Wer fich ein Geſchaͤft daraus macht, 
Unterthanen dieſer Staaten in fremde Laͤnder zur 
Anſiedlung zu verleiten, macht ſich eines Civilver⸗ 
brechens ſchuldig. 

$. 65. Die Strafe iſt gelinder Kerker von eis 
nem Monate bis zu einem Jahre. 5 

d. 66. Vierter Fall: Wenn Jemand einen 
Menſchen, uͤber welchen ihm vermoͤge der Geſetze 
keine Gewalt zuſteht, und welchen er weder als ei⸗ 
nen Verbrecher zu erkennen, noch als einen ſchaͤdli⸗ 
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chen oder gefaͤhrlichen Menſchen mit Grunde anzuſe⸗ 
hen Anlaß hat, eigenmaͤchtig verſchloſſen haͤlt, oder 
auf was immer fuͤr eine Art an dem Gebrauche ſei⸗ 
ner perfönlichen Freyheit hindert, oder auch bey ei⸗ 
ner ihm anſcheinenden gegruͤndeten Urſache der un⸗ 
ternommenen Anhaltung alſogleich die Anzeige da⸗ 
rüber der ordentlichen Obrigkeit zu thun gefliſſent⸗ 
lich unterlaͤßt. 
$. 67. Die Strafe dieſes Verbrechens iſt ge⸗ 
linderer Kerker von einem Monate bis auf ein Jahr. 
Haͤtte aber die Anhaltung uͤber drey Tage gedauert, 
oder der Angehaltene einen Schaden, oder nebſt der 
entzogenen Freyheit noch anderes Ungemach zu eis 
den gehabt, fo kann die Strafe auf einjaͤhrigen 
bis fuͤnfjaͤhrigen harten Kerker Platz haben. 
$. 68. Fünfter Fall: Wenn eine Weibsperſon 
in der auf Heurath oder Unzucht gerichteten Abſicht 
wider ihren Willen mit Gewalt oder Liſt entfuͤhret, 
oder wenn eine verheurathete Weibsperſon, obgleich 
mit ihrem Willen, dem Ehegatten, oder ein 
Kind feinen Aeltern, ein Muͤndel feinem Vormunde 
oder Verſorger mit Liſt oder Gewalt entfuͤhret wird; 
es mag in dem einen und andern Falle die Abſicht 
des Unternehmens erreichet worden ſeyn oder nicht. 


$. 69. 


d. 69. Iſt die Entführung wider Willen der 
entführten Perſon oder an einem Unmuͤndigen ges 
ſchehen, fo wird zur Strafe harter Kerker in der 
Dauer von fuͤnf bis zehn Jahren nach Maaße der 
angewandten Mittel und des erfolgten Uibels ver⸗ 
ordnet. Iſt aber die Perſon muͤndig und ihr Wil⸗ 


len beygetreten, ſo ſoll harter Kerker von drey Mo⸗ 
naten bis auf ein Jahr verhängee werden. 


— 


Siebentes Hauptſtuͤck. 
Von der Ruͤckkehr eines Verwieſenen. 
$. 70. 
Wenn Jemand, der aus den Laͤndern, worauf ſich 
dieſes Geſetzbuch erſtreckt, verwieſen iſt, in eines 
dieſer Länder unter was immer Vorwande zurück 
kehrt; ſo iſt dieſe Ruͤckkehr ein Criminalberbrechen. 
§. 71. Ein ſolcher Verbrecher ſoll auf der 
Schandbühne ausgeſtellt, und mit hartem Kerker 
zwiſchen drey Monaten und einem Jahre beſtrafet 
werden. Iſt er ſchon einmal beſtrafet worden, ſo 
ſoll die Strafe verſchaͤrfet, oder die Verſchaͤrfung 
verdoppelt werden. 
8. 72 
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d. 72. Wer aus einem beſtimmten Orte ver- 
wieſen iſt, und in daſſelbe zurück kehrt, iſt als ein 
Civilverbrecher anzuſehen, und mit gelinderem 
Kerker von einem Monate bis auf ein Jahr zu 
ſtrafen. Ben wiederholter Betretung iſt die Stra: 
fe zu verſchaͤrfen. 


— — — 
Achtes Hauptſtuͤck. 


Von dem Mißbrauche des obrigkeitlichen, 
oder eines andern oͤffentlichen Amtes. 


d. 73. 

We.: in einem obrigkeitlichen Amte die ihm an⸗ 
vertraute Gewalt ſo mißbraucht, daß er Jemand 
einen Schaden zufuͤgt, der begeht durch ſolchen 
Miß brauch ein Criminalverbrechen; er mag ſich 
durch Eigennutz, oder ſonſt durch leidenſchaft und 
Nebenabſicht dazu haben verleiten laſſen. 

g. 74. Gleiches Verbrechen begeht 

a) ein Richter, der durch Gunſt ſich von der 
geſetzmaͤßigen Erfüllung feiner Amtspflicht abwenden 
laͤßt; 


b) jeder Beamte, der in Amtsſachen eine 
Unwahrheit bezeugt; 

c) der ein ihm anvertrautes Amtsgeheimniß 
gefährlicher Weiſe eröffnet, oder eine feiner Amts⸗ 
ſorge anvertraute Urkunde vernichtet, oder Andern 
pflichtwidrig mittheilt; 

d) ein Advokat, der zum Schaden ſeiner ei⸗ 
genen Partey dem Gegentheile in Verfaſſung der 
Rechtsſchriften oder ſonſt mit Rath und That ber 
hilflich iſt. 

$. 75. Die Strafe dieſes Criminalverbre⸗ 
chens iſt harter Kerker von einem bis auf fuͤnf 
Jahre. Nach der Groͤße der Bosheit und des 
Schadens kann derſelbe auch bis auf zehn Jahre 
verlaͤngert werden. 

d. 76. Ein oͤffentlicher Beamte, der zwar 
ſein Amt nach Pflicht ausübt, aber um es aus⸗ 
zuuͤben ein Geſchenk unmittelbar oder mittelbar an« 
nimmt, oder einen andern Vortheil ſich zuwendet, 
begeht ein Civilverbrechen. 

9. 77. Ein ſolcher Eivilverbrecher ſoll mit ge 
linderem Kerker zwiſchen einem Monat und einem 
Jahre beſtraft werden. 


9. 78. 
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d. 78. Wer durch Verheißung, Geſchenk, 
oder durch andere hinterliſtige Wege die Gunſt des 
Richters zu gewinnen, oder eine Obrigkeit zu Ver⸗ 
letzung ihrer Pflicht zu verleiten ſucht, macht ſich 
durch ſolche Verführung eines Civilverbrechens ſchul⸗ 
dig; die Abſicht mag auf ſeinen eigenen, oder eines 
Dritten Vortheil gerichtet ſeyn, fie mag ihm gelin⸗ 
gen oder nicht. 

$. 79. Die Strafe dieſer Verfuͤhrung iſt ge⸗ 
meiniglich gelinderer Kerker zwiſchen einem Monas 
te und einem Jahre. 

5. 80, Bey großer Argliſt und wirklich ver⸗ 
urſachtem erheblichen Schaden iſt auch eine ſolche 
Verfuͤhrung als ein Criminalverbrechen zuzurechnen, 
und mit hartem Kerker, welcher ſich bis auf fuͤnf 
Jahre erſtrecken kann, zu beſtrafen. 


Neuntes Hauptſtuͤck. 
Von Verfaͤlſchung der Staatspapiere. 
$. 81. : 


We. oͤffentliche Staatspapiere, die entweder fuͤr 
ſich als Münze gelten, oder worauf oͤffentliche 
Kaſ⸗ 


Kaſſen Zahlungen zu leiſten haben, nachzumachen 
unternimmt, das Vorhaben mag zu Stande kom 
men oder nicht, es mag hieraus die Beſchaͤdi⸗ 
gung einer Kaſſe oder eines Dritten erfolgen oder 
nicht, das gefaͤlſchte Staatspapier mag eine öffent, 
liche innlaͤndiſche, oder die Kaſſe eines fremden 
Staats betreffen, iſt des Criminalverbrechens der 
Verfaͤlſchung oͤffentlicher Staatspapiere ſchuldig. 

$. 82. Dieſes Criminalverbrechens iſt auch 
derjenige ſchuldig, der in ſich aͤchte Öffentliche Staats⸗ 
papiere durch Abaͤnderung in eine hoͤhere Summe, 
als für welche fie urſprünglich ausgeſtellt geweſen, 
verfälfcht; es mag die Verfaͤlſchung leicht oder ſchwer 
zu erkennen, aus der Abaͤnderung eine wirkliche Be⸗ 
ſchaͤdigung erfolget ſeyn oder nicht. 

§. 83. Auf dieſes Verbrechen iſt in dem Falle 
des 81. F. lebenslang, in dem Falle des 82. $ aber 
zehn ⸗ bis zwanzigjaͤhriger harter Kerker, welcher 
nach Maaße der wichtigeren und beſonders bedenk⸗ 
lichen Umſtaͤnde des Verbrechens verſchaͤrfet werden 
ſoll, feſtgeſetzet. 

§. 84. Alles was von dieſem Criminalverbre⸗ 
chen und deſſen Strafe hier geordnet iſt, gilt auch 
wider jene, welche die bey Staatspapieren gewoͤhn⸗ 
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lichen Unterſchriften nachahmen, Wappen nachſte⸗ 
chen, Papier, Stempel, Matritzen, Buchſtaben, 
Preſſen, oder was immer ſonſt zu Verfaͤlſchung der 
Staatspapiere dienen kann, verfertigen, und den 
Verfaͤlſchern zum Vorſchube der Verfaͤlſchung wiſ⸗ 
ſentlich überliefern, oder zu verfertigen und zu übers 
liefern unternehmen, oder auf was immer Art zur 
Verfaͤlſchung mitwirken. 

$. 85. Wer ein falſches oder verfaͤlſchtes Staats⸗ 
papier an den Mann zu bringen ſich mit jenem ver⸗ 
ſtehet, der zu der geſchehenen Verfaͤlſchung gewirket 
hat, begeht das Criminalverbrechen der Theilneh⸗ 
mung an der Verfaͤlſchung öffentlicher Staatspapiere. 

$. 86. Ein ſolcher Theilnehmer ſoll mit fuͤnf⸗ 
bis zehnjährigen, und bey verurſachtem größeren 
Schaden auch bis zwanzigjaͤhrigem harten Kerker ge 
ſtrafet werden. 


Zehn⸗ 


Zehntes Hauptſtuͤck. 
Von der Muͤnzverfaͤlſchung. 


$. 87. 
Das Criminalverbrechen der Muͤnzverfaͤlſchung be⸗ 


geht derjenige, der 
a) eigenmaͤchtig nach einem in den oͤſterreichi⸗ 


ſchen Ländern gangbaren Gepraͤge Muͤnze ſchlaͤgt, 
wenn gleich Schrott und Korn der aͤchten Muͤnze 
gleich, oder noch haͤltiger waͤre; oder 

b) nach einem wo immer gangbaren Gepraͤge 
entweder aus aͤchtem Metalle geringhaͤltigere, oder 
aus geringſchaͤtzigerem Metalle unaͤchte Münze 
ſchlaͤgt, oder ſonſt falſcher Münze das Anſehen aͤch⸗ 
ten Geldes giebt; oder 

c) aͤchte Stücke Geldes auf was immer Art in 
ihrem inneren Werthe und Gehalte, nach welchem 
ſie gemünzet worden, verringert, oder ihnen die 
Geſtalt ſolcher Stucke, die höheren Werthes find, 
beizulegen ſuchet; oder 

d) Werkzeuge zum falſchen Muͤnzen herbey⸗ 
ſchaffet, oder auf was immer Art zur Verfaͤlſchung 
mitwirket. 
Strafgeſetzbuch. C d. 87. 
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$. 88. Die Strafe dieſes Erlminalverbrechens 
iſt harter Kerker von fünf bis zehn Jahren, und 
wenn beſondere Gefährlichkeit oder großer Schade 
dazu koͤmmt, von zehn bis zwanzig Jahren. Nur 
dann, wenn die Verſaͤlſchung ſich für Jedermann 
kennbar darſtellet, oder wenn die eigenmaͤchtig ges 
prägte Muͤnze der aͤchten an Schrott und Korn gleich 
iſt, kann die Strafe zwiſchen einem und fuͤnf Jah⸗ 
ren ausgemeſſen werden. 
§. 89. Als Theilnehmer an der Muͤnzverfaͤl⸗ 
ſchung begeht ein Criminalverbrechen, wer vers 
faͤlſchtes Geld im Verſtaͤndniſſe mit demjenigen, der 
die Verfaͤlſchung begangen oder begehen geholfen 
hat, auszugeben auf ſich nimmt. 
9. 90. Solche Theilnehmung ſoll mit hartem 
Kerker von einem bis fünf, und bey verurſachten 
großen Schaden bis zehn Jahre beſtrafet werben, 


Eilftes Hauptſtuck. 
Von der Religionsſtoͤrung. 
d. 91. 


Dach Religions ſtoͤrung begeht ein Verbrechen: 
a) wer durch Reden, Schriften oder Handlun⸗ 
gen Gott laͤſtert; | 
b) wer eine im Staate beſtehende Religionsü⸗ 
bung ſtoͤret, oder durch entehrende Mißhan dlung | 
an den zum Gottesdienſte gewidmeten Geraͤthſchaf⸗ | 
ten, oder fonft durch Handlungen, Reden oder 
Schriften Verachtung der Religion öffentlich bezeiget; 
c) wer einen Chriſten zum Abfalle vom chriſt⸗ IN 
lichen Glauben zu verleiten ſich anmaſſet; N 
d) wer Unglauben zu verbreiten, oder eine der 10 
chriſtlichen Religion widerſtrebende Irrlehre aus ʒu⸗ 10 
ſtreuen, oder Seetirerey anzuſtiften ſich beſtrebt. 
$. 92. Die Religionsftörung wird zum Crimi⸗ 
nalverbrechen ; wenn Öffentliches Aergerniß dadurch | Ik 
gegeben wird, oder eine Verführung erfolget, oder 
gemeine Gefahr mit dem Unternehmen verbun⸗ 


den iſt. 
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9. 93. Dieſes Criminalverbrechen ſoll mit hate 
tem Kerker von einem bis auf fuͤnf Jahre, bey 
großer Bosheit oder Gefaͤhrlichkeit aber auch bis auf 
zehn Jahre, beſtraft werben; 

$. 94. Treffen die in dem 92. F. erwahnten 
Umſtaͤnde nicht zu, fo iſt doch die Religionsſtoͤrung 
als ein Civilverbrechen zu behandeln, und mit ge⸗ 
linderm Kerker von einem Monate bis auf ein Jahr 
zu beſtrafen. 


Zwoͤftes Hauptſtuͤck. 
Bon 
der Nothzucht und andern Unzucht. 


9. 95. 
We. eine Weibsperſon durch gefaͤhrliche Bedro⸗ 
hung, ausgeuͤbte Gewaltthaͤtigkeit, oder argliſtige 
Betaͤubung ihrer Sinne außer Stand ſetzt, ſeinen 
boͤſen Lüften Widerſtand zu thun, und in ſolchem 
Zuſtande ſie ſchaͤndet; der begeht das Criminalver⸗ 
brechen der Nothzucht. 
9. 96. Die Strafe der Nothzucht iſt harter 
Kerker zwiſchen fuͤnf und zehn Jahren. Hat die 
Se⸗ 


Gewaltthaͤtigkeit einen wichtigen Nachtheil der Ber 
feidigten an ihrer Geſundheit, oder gar am Leben 
zur Folge gehabt; fo foll die Strafe auf eine Dau⸗ 
er zwiſchen zehn und zwanzig Jahren verlaͤngert 
werden. 

9. 97. Jede verſuchte Schaͤndung, welche an 
einer Perſon verüͤbet worden, die nicht vierzehn 
Jahre alt iſt, wird als eine Nothzuͤchtigung ange⸗ 
ſehen und beſtraft. 

$. 98. Durch Unzucht macht ſich auch eines 
Verbrechens ſchuldig: 

I. Wer mit einem Viehe, oder mit ſeinem ei⸗ 
genen Geſchlechte ſich vergeht; 

II. Verwandte in auf⸗ und abſteigender Linie, 
ihre Verwandſchaft mag von ehelicher oder unehe⸗ 
licher Geburt herrühren, vollbuͤrtige oder halbbuͤr⸗ 
tige Geſchwiſter, Ehegenoſſen der Aeltern, der Kin⸗ 
der, oder Geſchwiſter, und ihre Mitſchuldige/ wel⸗ 
che Blutſchande begehen; 

III. Eine verheurathete Perſon, die einen Ehe⸗ 
bruch begeht, wie auch die obgleich ledige Perſon, 
mit welcher der Ehebruch begangen wird; 

IV. Wer um Lohnes willen mit ſeinem Koͤrper 
unzüchtiges Gewerbe treibt. 
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$. 99, Im erſten Falle, wie auch wenn die 
Hlutſchande in auf und abſteigender Linie begangen 
wird, iſt die Unzucht ein Criminalverbrechen, und 
mit hartem Kerker zwiſchen drey Monaten und ei⸗ 
nem Jahre zu beſtrafen. 
$. 100. In den uͤbrigen Fallen iſt fie als ein 
Sibilberbrechen mit gelinderem Kerker zwiſchen einem 
Monate und einem Jahre zu beſtrafen. Es ſoll 
aber in der Beſtimmung der laͤngeren Dauer, oder 
Verſchaͤrfung der Strafe auf die Verführung, und 
das gegebene Aergerniß Nückficht genommen werden. 
F. 101. Inſonderheit iſt der Ehebruch an dem 
Weibe ſchaͤrfer, als an dem Manne zu ſtrafen, 
wenn über die Rechtmaͤßigkeit einer nachfolgenden 
Geburt ein Bedenken entftchen kann. 
$. 102. Es kann aber der Ehebruch nie von 
Amtswegen, ſondern nur dann unterſucht und be⸗ 
ſtraft werden, wann der beleidigte Ehegenoß es 
ausdrücklich fordert. Auch dieſer kann es aber nicht 
mehr fordern, wenn er die Beleidigung, nachdem 
fie ihm bekannt geworden, entweder ausdruͤcklich, 
oder durch fortgeſetzte eheliche Beiwohnung verzie⸗ 
hen hat. So erliſcht auch die wider den Untreuen 
ſchon erkannte Strafe in ihrem Vollzuge, fo bald 
ber 
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der beleidigte Ehegenoß ſich erklärt, den Schulbi- 
gen wieder anzunehmen, und mit ihm in ehelicher 
Verbindung ferner zu leben. Die wider den mit⸗ 
ſchuldigen Theil ſchon erkannte Strafe aber kann 
durch ſolche Erklärung nicht aufgehoben werden. 

§. 10g. Durch Verfuͤhrung zur Unzucht macht 
ſich derjenige eines Criminalverbrechens ſchuldig, der 
eine ſeiner Erziehung oder Aufſicht anvertraute Per⸗ 
ſon zur Unzucht verleitet. 

d. 104. Ein ſolcher Verbrecher iſt mit hartem 
Kerker zwiſchen einem und fuͤnf Jahren zu beſtrafeu. 

d. 108, Eines Civilverbrechens wird ein Haus⸗ 
genoß ſchuldig, der die minderfaͤhrige Tochter, oder 
eine andere zur naͤmlichen Haushaltung gehörige mins 
derjaͤhrige Verwandte des Hausvaters, oder der 
Hausfrau verfuͤhret und entehret. 

9. 106. Ein ſolcher Verbrecher iſt mit hartem 
Kerker zwiſchen einem Monate und einem Jahre zu 
ſtrafen. Es kann aber die Unter ſuchung und Be⸗ 
ſtrafung nur dann ſtatt haben „ wenn derjenige es 
verlangt, in deffen vaͤterlicher oder vormundſchaftlis 
cher Gewalt die Verführte ſteht. 

$. 107. Die Kuppeley wird demjenigen als ein. 
Kriminalverbrechen zugerechnet, der eine Art Gewer⸗ 
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bes daraus macht, daß er Gelegenheit zur Treibung 
der Unzucht ver ſchaſſet. 

$. 108. Zur Strafe dieſes Verbrechens wird 
harter Kerker von einem bis auf fünf Jahre feſt⸗ 
geſetzet, welche inſonderheit dann auf laͤngere Dau⸗ 
er zu beſtimmen iſt, wenn eine unſchuldige Perſon 
verführt worden. Iſt der Verbrecher ſchon einmal 
wegen Kuppeley abgeſtrafet worden, ſo ſoll ihm das 
zweytemal die Strafe verſchaͤrfet, und er nach 
Vollſtreckung derſelben von feinem bisherigen Auf: 
enthaltsorte, oder wenn er ein Fremder iſt, aus 
ſaͤmmtlichen Erbſtaaten verwieſen werden. 

§. 109. Wer zwar ohne Gewinnſucht, doch 
abſichtlich eine unſchuldige Weibsperſon in Bekannt⸗ 
ſchaft und Gelegenheit verleitet, durch die ſie zur 
Unzucht verfuͤhret wird, der iſt dieſer Kuppeley we⸗ 
gen fo, wie der Verfuͤhrer wegen der Berführung, 
jedoch nur, wenn es die Verfuͤhrte ruͤget, als ein 
Civilberbrecher mit gelinderm Kerker zwiſchen einem 
Monate und einem Jahre zu beſtrafen. 
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Dreizehntes Hauptſtuͤck. 
Von dem Morde. 
§. 110 
Wer in der Abſicht einen Menſchen zu beſchaͤvi⸗ 
gen auf ſolche Art handelt, daß daraus der Tod 
deſſelben nothwendig erfolget, der macht ſich des 
Criminalverbrechens des Mordes ſchuldig. 

F. 111. Aus der Ruͤckſicht auf beſondere Ber 
haͤltniße der Perſon des Thaͤters gegen den Entleib⸗ 
ten, und auf die Mittel und den Endzweck der That, 
entſteht die rechtliche Eintheilung der verſchiedenen 
Gattungen des Mordes, nach welcher auch die Ber 
ſtrafung verſchieden ausgemeſſen wird. Dieſe Gat⸗ 
tungen find: Mord an Verwandten und Angehoͤri⸗ 
gen; beſtellter Mord; Meuchelmorb; Raubmord; 
gemeiner Mord. 

$. 112. I. Wenn der Mord an einem Verwand⸗ 
ten der aufſteigenden oder abſteigenden Linie, oder 
an des Thaͤters Ehegenoſſen begangen wird; ſoll er 
lebenslang mit ſchwereſtem Kerker beſtrafet werden. 

F. 113. Der Mord, der an Verwandten der 
aufſteigenden oder abſteigenden Linie, wenn die Ver⸗ 
C 8 wandt⸗ 
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wandteſchaft außer der Ehe entftanden; oder an einem 
der Geſchwiſter der Aeltern oder Großaͤltern; an ei⸗ 
nem Ehegenoſſen derſelben; an den ehelichen voll⸗ 
bürtigen oder halbbüͤrtigen Geſchwiſter des Thaͤters; 
an dem leiblichen oder Stiefbruder des Ehegenoſ⸗ 
fen ‚mit welchem der Thaͤter verbunden iſt/ began⸗ 
gen wird; ſoll mit hartem Kerker von zehn bis 
zwanzig Jahren beſtrafet werden. 

$ 114. Gegen eine ledige Weibsperſon, dit. 
ihr neugebornes Kind bey der Geburt toͤdtet, iſt 
zehn» bis zwauzigjaͤhriger, oder wenn fie das Kind 
purch Unterlaſſung der bey der Geburt noͤthigen Pfle⸗ 
ge dahin ſterben läßt, fuͤnf⸗ bis zehnjaͤhriger harter 
Kerker zur Strafe zu beſtimmen. 

F. 115. Die im 113. 9. geſetzte Strafe hat 
auch dann zu gelten, wenn der Mord von dem Muͤn⸗ 
del an dem Vormunde, oder von dieſem an jenem, 
ober zwiſchen dem Dienſtbothen und. Herrn, Unter⸗ 
gebenen und Vorgeſetzten, oder an einem obrigkeit⸗ 
lichen Beamten in oder wegen Verrichtung ſeines 
Amtes verübee wird. 

$. 116. II. Wer Jemand um einen Dritten 
zu toͤdten gedungen, oder auf was immer Art dazu 
zu bewegen geſucht hat, foll, wenn gleich der Uns 
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griff unterblieben, oder die Beſtellung nicht ange⸗ 
nommen worden iſt, zum harten funf ⸗ bis zehnjaͤh⸗ 
rigen; wenn zwar der Angriff, aber nicht der Tod 
erfolget iſt, zum zehn ⸗ bis zwanzigjaͤhrigen; wenn 
aber der Mord vollbracht worden iſt, lebenslang zum 
ſchwereſten Kerker berurtheilet werden. 


§. 115. Der die Beſtellung angenommen bat, 
iſt der naͤmlichen Strafe unterworfen, welche in der 


Vorausſetzung dieſer Annahme und nach dem Unter⸗ 
ſchiede des Erfolges wider den Beſteller im vorigen 
9. beſtimmet iſt. 
$. 118. III. Wer mit Gift, oder ſonſt mit 
Lücke, Verſtellung, Hinterliſt, die von Seite des 
Andern Vorſicht und Vertheidigung aus ſchloß, ges 
ködtet hat, ſoll als ein Meuchelmoͤrder zum ſchwe⸗ 
veften Kerker lebenslang verurtheilet werden. 
$. 119. Wäre aber der Meuchelmord, oder 
der beſtellte Mord am Vater, Mutter, Manne, 
oder Weibe begangen worden; ſoll der Meuchelmoͤr⸗ 
der, oder der Beſteller mit dem Tode beſtrafet 
werden. 
$ 120. IV. Wenn in ber Abſicht fremdes Gut 
mit Uiberwaͤltigung der Perſon an ſich zu bringen, 
aber auch, wenn bey einer ſolchen gewaltſamen Un⸗ 
ter 
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ternehmung, obgleich ohne vorläufigen auf eine Er⸗ 
mordung gefaßten Entſchluß, ein Menſch getoͤdtet, 
und alſo ein Raubmord begangen wird; ſoll Jeder, 
der an der Toͤdtung Theil hat, mit dem Tode ger 
ſtrafet werden. 

g. rat. V. Der gemeine Mord, welcher naͤm⸗ 
lich in keine der bisher angeführten beſondern Gat⸗ 
tungen einſchlaͤgt, iſt nach folgendem Unterſchiede zu 
beurtheilen: 

a) wenn ohne Abſicht zu toͤdten doch vorfäs 
lich eine Wunde zugefüget worden, die fuͤr ſich toͤt⸗ 
lich iſt, und den Tod verurſachet hat; ſoll zur Stra ⸗ 
fe harter Kerker von fuͤnf bis zehn Jahren verhaͤn⸗ 
get werden; 

b) wenn die That mit dem Entſchluſſe zu toͤd⸗ 
ten veruͤbet worden; ſoll der Moͤrder mit zehn: bis 
zwanzigjaͤtzrigem harten Kerker geſtrafet werden. 

§. 122. Iſt eine Mordthat mit beſonderer 
Grauſamkeit veruͤbet worden, woraus der Vorſatz, 
dem Gemordeten den Tod empfindlicher zu machen, 
hervorleuchtet; fo ſoll die Strafe des Moͤrders le⸗ 
benslang dauern; und, wenn dieſe Dauer ſchon 
wegen der übrigen Beſchaffenheit des Verbrechens 
zu verhaͤngen waͤre, empfindlich verſchaͤrfet werden. 
$. 123. 
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$. 123. Wenn in einer zwiſchen mehreren Leuten 
entſtandenen Schlägerei Jemand getöbtet worden iſt, 
ſo iſt Jeder, der ihm eine toͤdtliche Wunde verſetzet 
hat, des Mordes ſchuldig. Iſt aber der Tod nur 
durch alle Wunden zuſammen verurſachet worden, 
ſo kann zwar Keiner des Mordes, es muͤſſen aber 
Alle, welche an den Ermordeten Hand angeleget ha⸗ 
ben, der ſchweren Verwundung ſchuldig erkannt 
werden. 

F. 124. Gerechte Nothwehr entſchuldiget den 
Mord. Die Nothwehr kann aber nur dann für ge⸗ 
recht angeſehen werden, wenn bewieſen, oder doch 
aus den Umſtaͤnden der Perſonen, der Zeit, des 
Orts gründlich zu ſchließen iſt, daß der Thaͤter oder 
fein Nebenmenſch von dem Getoͤdteten auf eine Art 
angegriffen worden, daß hieraus Verwundung oder 
gar Tod mit Grunde zu beſorgen war, und alſo der 
Thaͤter ſich der noͤthigen Vertheidigung gebrauchet 
habe, um fein oder ſeines Nebenmenſchen Leben, 
Vermoͤgen, oder Freyheit gegen den gewaltſamen 
Angriff zu ſchuͤtzen. 
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Vierzehntes Hauptſtuͤck. 


Von Abtreibung der Leibesfrucht⸗ 
§. 125. 


Eine Weibsperſon, welche gefliſſentlich was im⸗ 
mer fuͤr eine Handlung unternimmt, wodurch die 
Abtreibung ihrer Leibesfrucht verurſachet, oder ih⸗ 
re Entbindung auf ſolche Art, daß das Kind todt 
zur Welt komme, bewirket werden kann, macht 
ſich eines Criminalberbrechens ſchuldig. 

§. 126. Iſt die verſuchte Abtreibung nicht ers 
folget, fo ſoll die Strafe auf gelinderen Kerker. zwi⸗ 
ſchen drey Monaten und einem Jahre ausgemeſſen 
werden. Die zu Stande gebrachte Abtreibung aber 
ſoll mit hartem Kerker zwiſchen einem und fünf Jah⸗ 
ten beſtrafet werden. 

§. 127. Traͤgt der Vater des abgetriebenen 
Kindes Mitſchuld am Verbrechen, ſo ſoll in jeden 
Falle, die Erzeugung ſey ehelich oder unehelich ge⸗ 
weſen, ſeine Strafe verſchaͤrfet werden. 

$. 128. Dieſes Eriminalverbrechens macht ſich 
auch derjenige ſchuldig, der aus eigenhügiger oder 
was 
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was immer für anderer Abſicht wider Wiſſen und 
Willen der Mutter die Abtreibung ihrer Leibesfrucht 
bewirket oder zu bewirken verſucht. 

d. 129. Ein ſolcher Verbrecher ſoll mit har⸗ 
tem Kerker zwiſchen einem und fuͤnf Jahren, wenn 
aber zugleich der Mutter für ihre Perſon ein Uibel 
durch das Verbrechen zugezogen worden iſt, zwiſchen 
fünf und zehn Jahren beſtrafet werben, 


Fuͤnfzehntes Hauptſtuͤck. 
Von Weglegung eines Kindes: 
$ 130. 


W. ein Kind in einem Alter, da es ſich zu Ret⸗ 
tung ſeines Lebens ſelbſt Hilfe zu verſchaffen un⸗ 
vermoͤgend iſt, weglegt, um das ſelbe der Gefahr 
des Todes Preis zu geben, oder auch nur ſeine 
Rettung dem Zufalle zu uͤberlaſſen „begeht ein 
Verbrechen, was immer fuͤr eine Urſache ihn dazu be⸗ 
wogen habe. 

$. 131. Iſt die Weglegung an einem gewoͤhn⸗ 
lich beſuchten Orte, auf eine Art geſchehen, daß 
die baldige Wahrnehmung des Kindes ſich mit ala 
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lem Grunde erwarten ließ, und hat der Erfolg dies 
fer Erwartung entſprochen; fo ift die That zu eis 
nem Eivilverbrechen anzurechnen, und mit gelinderm 
Kerker zwiſchen einem Monate und einem Jahre zu 
beſtrafen. 

g. 132. Iſt aber die Weglegung an einem ein⸗ 
ſamen, vom gewoͤhnlichen Beſuche der Menſchen ab⸗ 
gelegenen Orte geſchehen, oder das weggelegte Kind 
ſo verhuͤllet geweſen, daß es nicht wohl von den 
Voruͤbergehenden erblicket, oder ſein Schreien nicht 
leicht vernommen werden konnte; oder iſt der Tod 
des auf was immer für eine Art weggelegten Kin⸗ 
des daraus erfolget; fo iſt die That ein Criminal⸗ 
verbrechen. 

$. 133. Die Strafe dieſes Criminalverbrechens 
iſt harter Kerker, welcher, wenn das Kind bey Le⸗ 
ben geblieben, oder wenn der Tod in dem Falle des 
131. b. doch erfolgt iſt, von einem bis fünf Jah⸗ 
ren, ſonſt aber von fünf bis zehn Jahren aus gemeſ⸗ 
ſen werden ſoll. 


Sechzehntes Hauptſtuͤck. 
Von 


Verwundung und anderer Verletzung. 
L. 134. 
Wer Jemand mit Willen ihn zu beſchaͤvbigen 
ſchwer verwundet oder an ſeiner Geſundheit verle⸗ 
tzet, der begeht ein Verbrechen, ob er gleich we⸗ 
der die Abſicht ihn zu toͤdten gehabt hat, noch der 
Tod erfolget iſt. 

$. 135. Die Verwundung oder Verletzung wird 
in folgenden Fällen zum Criminal verbrechen: 

a) wenn mit der zugefuͤgten Beſchaͤdigung Les 
bensgefahr verbunden, oder dieſelbe doch fo bes 
ſchaffen iſt, daß der Beſchaͤdigte wichtigen Nach⸗ 
theil an feinem Körper zu leiden bat; 

b) wenn fie mit ſolchem Werkzeuge und auf 
ſolche Art unternommen worden, womit gemeinig⸗ 
lich Lebensgefahr verbunden iſt; 

c) wenn der Anfall tuͤckiſcher Weiſe gefchehen, 
und in ſolchem eine Perſon gewaltſam, wäre es 
auch nur mit Schlaͤgen, verletzet worden iſt. 
Strafgeſetzbuch⸗ D §. 136. 


§. 136. Die Strafe dieſes Erimmalverbres 
chens iſt gelinderer Kerker zwiſchen drey Monaten 
und einem Jahre. Nach der Groͤße der Bosheit, 
Gewaltthaͤtigkeit und Beſchaͤdigung kann fie auch 
bis auf fünfjährigen harten Kerker ſich erſtrecken. 

$. 137. Harter Kerker zwiſchen einem und 
fünf Jahren ſoll auch wider jene verhaͤnget werden, 
welche nach dem 123. $. wegen des in einer Schlaͤ⸗ 
gerey geſchehenen Todſchlages aus der Gattung des 
Verbrechens ſchwerer Verwundung zu verurtheilen 
find. 

9. 138. Andere in dem 135. ds nicht ausge⸗ 
drückte ſchwere Verwundungen oder Verletzungen 
ſind als Civilverbrechen mit gelinderm Kerker zwi⸗ 
ſchen einem Monate und einem Jahre zu beſtrafen. 

$. 139. Wer ſich ſelbſt, mit dem Vorſatze ſich 
das Leben zu nehmen, ſchwer verwundet oder verle⸗ 
tzet, begeht ein Criminalverbrechen. 

$, 140. Ein folder Thaͤter ſoll nach dem Um 
terſchiede, ob der wirkliche Selbſtmord aus ſeiner 
eigenen Reue, oder nur zufaͤllig und gegen ſeinen 
Willen unerfuͤllt geblieben iſt, mit gelinderem oder 
harten Kerker von drey Monaten bis auf ein Jahr 
beſtrafet werden 
§. 141. 


$. 141. Iſt der Tod erfolget, fo ſoll der Koͤr⸗ 
per auſſer der ordentlichen Grabſtaͤtte verſcharret 
werden. 

§. 142. Wer ſich verſtuͤmmelt, um. feinen 
Buͤrgerpflichten fich zu entziehen, macht ſich eines 
Civilverbrechens ſchuldig. 


$, 143. Die Strafe folder. Selbſtverſtuͤmm⸗ 
lung iſt gelinderer Kerker zwiſchen einem Monate 


und einem Jahre. Wäre die Verſtuͤmmlung in der 
Abſicht geſchehen, um dem Kriegsdienſte zu entge⸗ 
hen; ſo ſoll der Thaͤter nach vollſtreckter Strafe doch 
zu jenem Militardienſte, wozu er noch tauglich iſt, 
abgegeben werden. 


Siebenzehntes Hauptſtuͤck. 
Vom Zweykampfe. 
H. 144. 
Wer Jemand aus was immer für einer Urſache 
zum Streite mit toͤdtlichen Waffen herausfordert, 
und wer auf eine ſolche Herausforderung ſich zum 
Streite ſtellet, der begeht das Criminalverbrechen des 


Zweykampfes. 
D 2 $. 145. 
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$, 145. Dieſes Verbrechen ſoll, wenn es auch 
ohne Folgen geblieben iſt, mit hartem Kerker von 
drey Monaten bis auf ein Jahr geſtrafet werden. 

§. 146. Iſt in dem Zweykampfe eine Ver⸗ 
wundung geſchehen; fo ſoll auf ein⸗bis fuͤnfjaͤhrigen 
harten Kerker erkannt werden. 

§. 147. Iſt aus dem Zweykampfe der Tod 
eines Theiles erfolget; ſo ſoll der Moͤrder mit zehn⸗ 
bis zwanzigjährigem harten Kerker geſtrafet werden. 

§. 148. In jedem Falle iſt der Herausforde- 
rer ſtreuger als der Herausgeforderte zu ſtrafen. 

$. 149. Wer zur Herausforderung oder zur 
Annahme derſelben auf was immer Art beygetragen, 
oder demjenigen, der die Herausforderung abzu⸗ 
wenden ſuchte, Verachtung gedrohet oder bezeiget 
hat; der iſt mit gelinderin Kerker von drey Mona- 
ten bis auf ein Jahr, wenn aber ſein Einfluß beſon⸗ 
ders wichtig geweſen, und Verwundung, oder gar 
Tod erfolgt iſt, auch mit hartem Kerker bis auf fuͤnf 
Jahre zu beſtrafen. 

§. 150. Jene, die als Beiſtaͤnde oder ſoge⸗ 
nannte Secundanten fuͤr Einen der Streitenden zu 
dem Zweykampfe ſich geſtellet haben, ſollen mit har⸗ 
tem Kerker in der Dauer von drey Monaten bis auf 
ein 


Pe EI 
ein Jahr, oder wohl auch bis auf fünf Jahre, nach 
der Größe ihres Einflußes und des erfolgten Uibels ge: 
ſtrafet werden. e 


— 


Achtzehntes Haupſtuͤck. 
Von der Brandlegung. 


d. = 151, 


Das Criminalverbrechen der Brandlegung bes 
geht derjenige, der eine Handlung unternimmt, 
aus welcher ſeinem Anſchlage nach an fremdem Ei⸗ 
genthume eine Feuersbrunſt entſtehen ſoll; wenn 
gleich das Feuer nicht ausgebrochen iſt, oder keinen 
Schaden verurſachet hat. 

§. 182. Die Strafe wird nach folgendem Un⸗ 
terſchiede ausgemeſſen: 

a) wenn das Feuer ausgebrochen, und ein fir 
den Verunglückten erheblicher Schaden entſtanden , 
oder dadurch ein Menſch umgekommen iſt; wie auch 

b) wenn der Thaͤter die Brandlegung zu ver⸗ 
ſchiedenen Malen, obgleich jedes Mal ohne Erfolg, 
unternommen hat; ſoll er lebenslang im harten, bey 
D 3 be⸗ 


beſonderer Bosheit und Größe des Schadens aber im 
ſchwereſten Kerker angehalten werden; 

c) wenn das Feuer aufgegangen, doch mit 
keinem der bisher angeführten Umſtaͤnde begleitet iſt; 
ſoll auf harten Kerker von zehn bis zwanzig Jahren 
erkannt werden; 

d) wenn das Feuer zwar nicht aufgegangen, 
aber zur Nachtzeit, oder an einem ſolchen Orte, 
wo es bey dem Ausbrechen ſich leicht hätte verbrei— 
ten können, oder unter ſolchen Umſtaͤnden, daß zur 
gleich menſchliches Leben augenſcheinlicher Gefahr 
ausgeſetzet war, angelegt worden; ſoll der Thaͤter 
mit hartem Kerker von fünf bis zehn Jahren beſtra⸗ 
fet werden; 

e) iſt die That bey Tage, und ohne beſondere 
Gefaͤhrlichkeit unternommen worden, und das gelegte 
Feuer ohne aufzugethen erloſchen, oder ohne Scha⸗ 
den gedaͤmpfet worden; ſo hat der Thaͤter harten 
Kerker zwiſchen einem und fünf Jahren verwirket. 

1) hat der Thaͤter ſelbſt aus Reue und noch zu 
rechter Zeit ſich ſo verwendet, daß aller Schaden 
verhütet worden iſt; fo iſt die Strafe des harten 
Kerkers zwiſchen drey Monaten und einem Jahre 
guszumeſſen. 


9. 154. 


5. 183. Wer fein Eigenthum in der Abſicht, 
die darauf gegründeten Rechte eines Dritten zu ver⸗ 
kurzen, oder Jemanden Verdacht zuzuziehen, in 
Brand ſtecket, der iſt nicht der Brandlegung, for 
dern des Betruges ſchuldig. 


Neunzehntes Hauptſtuͤck. 
Bon 
dem Diebſtahle und andern Entwendungen. 


9. 184. 


Wer um ſeines Vortheils willen fremdes bewegli⸗ 
ches Gut aus eines Andern Beſitze ohne deſſen Ein⸗ 
willigung entziehet, begeht einen Diebſtahl. 

$. 155. Der Diebſtahl wird zum Criminal» 
verbrechen entweder aus dem Betrage des geſtohle⸗ 
nen Gutes, oder aus der Beſchaffenheit der That, 
oder aus der Eigenſchaft des Thaͤters⸗ 

F. 186. Aus dem Betrage des geſtohlenen 
Gutes iſt der Diebſtaßl ein Criminalverbrechen, 
wenn der Betrag oder Werth deſſen, was in einem 
oder mehreren Angriffen geſtohlen worden iſt, mehr 
als fuͤnf und zwanzig Gulden Wienerwaͤhrung aus⸗ 
D 4 macht. 


macht. Es iſt aber der Werth nicht nach dem Vor⸗ 
theile des Diebes, ſondern nach dem Schaden des 
Beſtohlenen anzurechnen. 

§. 157. Aus der Beſchaffenheit der That wird 
der Diebſtahl zum Eriminalverbrechen entweder: 

I. ohne alle Ruͤckſicht auf den Betrag, wenn 
er während einer Feuersbrunſt, Waſſernoth, oder 
eines andern gemeinen oder dem Beſtohleuen inſon⸗ 


derheit zugeſtoſſenen Bedraͤngniſſes veruͤbet worden; 


oder 

II. wenn er mehr als fuͤnf Gulden betraͤgt, und 
zugleich a) in Geſellſchaft eines oder mehrerer Diebs⸗ 
genoſſen, oder b) an einem zum Gottesdienſte geweih⸗ 
ten Orte, oder e) an verſperrtem Gute, oder d) am 
Viehe von der Weide oder von dem Triebe geſchehen. 

9. 158. Aus der Eigenſchaft des Thaͤters wird 
der Diebſtahl zum Criminalverbrechen: 

I. ohne alle Ruͤckſicht auf den Betrag, wenn 
der Thaͤter ſchon zweymal wegen Diebſtahls gericht, 
lich, obgleich nicht im Criminalwege abgeſtrafet 
worden; 

II. wenn Dienſtleute ihren Dienſtherren oder 
Dienſtfrauen, Handwerker oder Tagloͤhner ihrem 
Meiſter, oder demjenigen, ber die Arbeit bedungen 
hat 


hat, mehr als fünf Gulden im Betrag oder Werthe 
ſtehlen. 

§. 159. Iſt der Diebſtahl auſſer dem, was in 
den 186. 157. 188. H. zum Criminalverbrechen er⸗ 
fordert wird, nicht weiter beſchweret; fo foll er mit 
hartem Kerker zwiſchen drey Mongten und einem 
Jahre beſtrafet werden. 

$. 160. Koͤmmt aber zu dem, was ſchon für 
ſich zum Criminalverbrechen genug waͤre, noch ein 
zweyter in gedachten SS. ausgedruͤckter Umſtand; fo 
iſt die Strafe des harten Kerkers zwiſchen einem und 
fuͤnf Jahren auszumeſſen. 

$ 161. Belaͤuft ſich die Summe des Geſtoh⸗ 
lenen uͤber dreyhundert Gulden; oder iſt dem Beſtoh⸗ 
lenen ein nach ſeinen Umſtaͤnden empfindlicher Scha⸗ 
den zugefuͤget, oder der Diebſtahl mit beſonderer 
Verwegenheit, Gewalt oder Argliſt veruͤbt worden; 
oder hat der Thaͤter ſich das Stehlen zur Gewohn⸗ 
heit gemacht; fo ſoll auf fuͤnf⸗ bis zehnjaͤhrigen har⸗ 
ten Kerker erkannt werden. 

$. 162. Hat der Thaͤter ſchon zweymal wegen 
Diebſtahls eine Criminalſtrafe ausgeſtanden; ſo ſoll 
er auf zehn bis zwanzig Jahre zum harten Kerker 
verurtheiſet werden. 
D 5 $. 163. 
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% 263. Ein zur Nachtzeit veruͤbter Diebftahi 
iſt entweder in der Ausmeſſung der Dauer oder in 
der Verſchaͤrfung der Strafe ſtrenger anzuſehen, als 
wenn er unter den uͤbrigen gleichen Umſtaͤnden bey 
Tage geſchehen waͤre. 

$. 164. Als ein Dieb iſt auch jener eriminell zu 
behandeln, der ein vermoͤge feines Öffentlichen Amtes 
oder beſondern obrigkeitlichen Auftrages erhaltenes 
Gut im Betrage oder Werthe von mehr als fuͤnf 
und zwanzig Gulden vorenthaͤlt und ſich zueignet. 

$. 165. Ein ſolcher Criminalverbrecher ſoll, 
wenn das Unterſchlagene nicht hundert Gulden uͤber⸗ 
ſteigt, mit hartem Kerker von einem bis auf fuͤnf 
Jahre, bey noch größerem Schaden aber bis auf 
zehn und auch zwanzig Jahre beſtrafet werden. 

d. 166: Diebſtaͤhle, bey welchen die oben in 
den 156. 157. 188. G. ausgedruckten Erforderungen 
zum Criminalverbrechen zwar nicht zutreffen, find - 
doch als Civilverbrechen zu behandeln. 

$. 167. Zu Civilverbrechen find auch a) alle 
Wilddiebereyen, b) alle Holzdiebereyen in offenen 
Waldungen anzurechnen, ſo weit nicht zugleich eine 
beſondere Gattung Criminalverbrechens dabey aus⸗ 
geuͤbet wird. 

F. 168. 


EC 

§. 168. Wenn der Diebſtahl ein Civiſverbre⸗ 
chen iſt, ſoll er nach dem Grade der Bosheit, Ge⸗ 
faͤhrlichkeit, und des verurſachten Schaden mit ge⸗ 
linderem oder harten Kerker von einem Monate bis 
auf ein Jahr, oder auch bey gar geringfuͤgigen An⸗ 
griffen unter einem Monate, beſtrafet werden. 

$. 169. Durch Theilnehmung am Diebſtahle 
macht ſich derjenige eines Verbrechens ſchuldig, der 
geſtohlenes Gut verhehlet, an ſich bringt, oder ver⸗ 
handelt. 

$. 170. Iſt ihm a) aus dem Betrage oder 
Werthe des Guts, oder aus dem Vorgange bekannt, 
daß der Diebſtahl auf ſolche Art geſchehen ſey, daß 
er zum Criminalverbrechen geworden; oder uͤber⸗ 
ſteigt b) das zu mehreren Malen verhehlte, an ſich 
gebrachte, oder verhandelte Gut zuſammen den Be⸗ 
trag oder Werth von fünf und zwanzig Gulden; fo 
iſt die Theilnehmung ein Criminalverbrechen. 

$. 171, Solche Theilnehmung ſoll mit gelinde⸗ 
rem Kerker von drey Monaten bis auf ein Jahr, 
nach der Groͤße des Betrages, der Hinterliſt, und 
des beförderten Schaden aber auch bis auf fünf 
Jahre beſtrafet werden. 


§. 172. 


— (60) — 

§. 172. Die Theilnehmung an Wilddiebereyen, 
oder ſolchen Holzdiebereyen, wovon der 167. $. mel⸗ 
det, iſt in jedem Falle als ein Civilverbrechen an⸗ 
zuſehen. 

§. 173. Die Theilnehmung an andern fuͤr Cie 
bilverbrechen erklaͤrten Diebftählen iſt nur fo weit 
ein Civilverbrechen, als ſie nicht aus der oͤfteren 
Wiederholung und dem daraus entſtehenden Betrage 
nach dem 170. §. b) zum Criminalverbrechen wird. 

. 174. Als Civilverbrechen iſt die Theilneh⸗ 
mung am Diebftahle auf die in dem 168. $. vor⸗ 
geſchriebene Art zu beſtrafen. 

$. 175. Wer, auſſer dem in dem 164. F. aus⸗ 
gedruͤckten Verhaͤltniſſe, ein ihm an vertrautes Gut 
veruntreuet, vorenthaͤlt, und ſich zueignet, macht 
ſich einer Entwendung ſchuldig, welche zu einem Ci⸗ 
vilperbrechen angerechnet, und nach der Vorſchrift 
des 168. §. beſtrafet werden ſoll. 

$. 176. Entwendungen, welche unter Ehegat⸗ 
ten, Aeltern, Kindern, oder Geſchwiſtern, ſo lang 
fie in gemeinſchaͤftlicher Haushaltung leben, vors 
fallen, koͤnnen nur dann, wenn das Oberhaupt der 
Haushaltung darum anſuchet, als Civilverbrechen 
mit Anwendung des 168. $. beſtrafet werden. 
& 177. 
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$. 177. Jeder Diebftahl oder Entwendung 
hört auf ein Verbrechen zu ſeyn, wenn der Thaͤter 
das geſtohlene oder entwendete Gut eher, als er ge⸗ 
richtlich entdecket worden, freywillig zurüͤckſtellet, 
und den aus ſeiner That entſprungenen Schaden 
wieder gut macht. Das Naͤmliche gilt auch von der 
Theilnehmung. » 


Zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 
Bon dem Raube. 
. 178. 


Der Raub ift ein Criminalverbrechen. Deſſel⸗ 
ben macht ſich ſchuldig, wer einer Perſon Gewalt arts 
thut, um ſich ihres, oder ſonſt eines fremden beweg⸗ 
lichen Gutes zu bemaͤchtigen; die Gewalt mag mit 
thaͤtlicher Beleidigung oder mit Drohung geſchehen. 
§. 179. Schon eine ſolche Drobung, wenn ſie 
auch nur von einem einzelnen Menſchen geſchehen, 
und ohne Erfolg geblieben iſt, ſoll mit fuͤnf⸗ bis 
zebnjährigem harten Kerker beſtrafet werden. 
$. 180. Iſt aber die Drohung in Geſellſchaft 
von mehreren Raubgenoſſen, oder mit moͤrderiſchen 
Waf⸗ 
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Waffen geſchehen, oder das Gut auf die Andro⸗ 
hung abgeraubet worden; fo ſoll auf harten Ker⸗ 
ker von zehn bis zwanzig Jahren erkannt werden. 

$. 181. Dieſe Strafe findet auch Statt, wann 
gewaltthaͤtig Hand an eine Perſon geleget worden, 
obgleich der Raub nicht vollbracht werden konnte. 

d. 182. Iſt aber der mit gewaltthaͤtiger Hand⸗ 
anlegung unternommene Raub auch vollbracht wor⸗ 
den; ſo iſt die Strafe lebenslang harter Kerker. 

$. 183. Iſt bey dem Raube auch eine Ver: 
wundung oder Verletzung geſchehen, wodurch Ze= 
manden Lebensgefahr oder wichtiger Nachtheil an 
ſeinem Koͤrper zugezogen worden; ſo ſoll jeder, der 
daran Theil hat, lebenslang mit ſchwereſtem Ker⸗ 
ker geſtrafet werden. 

§. 184. Wer ein Gut, wovon er weiß, daß 
es geraubet worden, ſey es auch von geringem Be⸗ 
trage oder Werthe, verhehlet, verhandelt, oder an 
ſich bringt, der iſt des Criminalverbrechens der Theil: 
nehmung am Raube ſchuldig, und mit hartem Ker⸗ 
ker zwiſchen einem und fünf Jahren zu beſtrafen. 


— (5) — 


Ein und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 
Von dem Betruge. 


§. 188. 
Wen mit böfen Raͤnken einem Andern einen Irr⸗ 


thum beybringet, wodurch Jemand an ſeinem Ei⸗ 
genthume oder andern Rechten Schaden leiden ſoll; 


oder in dieſer Abſicht des anderen Irrthum oder Un⸗ 
wiſſenheit benuͤtzet; der begeht einen Betrug, und 
ein ſolcher Betrug iſt ein Verbrechen. 

$, 186. Der Betrug wird zum Criminalver⸗ 
brechen, entweder aus der Beſchaffenheit der That, 
oder aus dem Betrage des Schaden. 

$. 187. Die Fälle in welchen der Betrug ſchon 
aus der Beſchaffenheit der That zum Criminalver⸗ 
brechen wird, ſind: 

a) wenn um ein falſches Zeugniß, ſo vor Ge⸗ 
richte abgeleget werden foll, ſich beworben / oder ein 
falſches Zeugniß gerichtlich angebothen oder abgele⸗ 
get, oder in eigener Sache zu einem falſchen Eide 
ſich erbothen, oder gar ein falſcher Eid geſchworen 
wird; 


b) wenn 


b) wenn Jemand den Character eines öffent: 
lichen Beamten faͤlſchlich annimmt, oder einen obrig⸗ 
keitlichen Auftrag, oder ein beſonderes von oͤffentli⸗ 
cher Behörde erhaltenes Befugniß lugt; 

c) wenn in einem offentlichen Gewerbe ſich fal⸗ 
ſchen Maaßes oder Gewichts bedienet wird; 

d) wenn Jemand eine öffentliche Urkunde, oder 
eine durch öffentliche Anſtalt eingeführte Bezeichnung 
mit Stempel oder Probe nachmacht oder verfaͤlſcht; 

e) wenn die zur Beſtimmung der Graͤnzen ge⸗ 
ſetzten Markungen weggeraͤumet, oder verruͤcket 
werben. 

. 188. Andere Betruͤgereyen werben zu Cri⸗ 
minalverbrechen, wenn der Schade, der verurſachet, 
oder auf welchen die boͤſe Abſicht gerichtet worden, 
ſich höher als auf fünf und zwanzig Gulden beläuft. 

$. 189. Die Arten des Betruges laſſen ſich 
zwar wegen ihrer zu großen Mannigfaltigkeit nicht 
alle in dieſem Geſetzbuche beſtimmen: Inſonderheit 
macht ſich aber mit Ruͤckſicht auf gleicherwaͤhnten Be⸗ 
trag eines Criminalverbrechens ſchuldig: 

a) wer falſche Privaturkunden verfertiget / 
oder Achte verfaͤlſchet; 


b) wer 


p) wer den Schwachſinn eines Andern durch 
aberglaͤubiſche oder ſonſt hinterliſtige Verblendung zu 
deſſen oder eines Dritten Schaden mißbrauchet; 

c) wer gefundene Sachen gefliſſentlich verheh⸗ 
let, und ſich zueignet; 
d) wer ſich einen falſchen Nahmen, Stand, 


oder Character beylegt, ſich für den Eigenthuͤmer 
fremden Vermoͤgens ausgiebt, oder ſonſt hinter ei⸗ 


nem falfchen Scheine verbirgt, um ſich unrechtmaͤßi⸗ 
gen Gewinn zuzueignen, Jemanden an Vermoͤgen 
oder Rechten Schaden zu thun, oder Jemand zu 
nachtheiligen Handlungen zu verleiten, zu denen er 
ſich ohne den ihm mitgeſpielten Betrug nicht wuͤrde 
verſtanden haben; 

e) ein Verſchuldeter, der durch Verſchwen⸗ 
dung in das Unvermoͤgen zu zahlen ſich geſtürzet, 
oder durch Raͤnke den Kredit zu verlaͤngern geſuchet 
hat, oder durch Aufſtellung erdichteter Glaͤubiger, 
oder ſonſt durch betruͤgliches Einverſtaͤndniß oder 
Verhehlung eines Theiles ſeines Vermoͤgens den 
wahren Stand der Maſſe verdrehet. 

$. 190. Da der Grad der Strafbarkeit des 
Betruges von den ihn begleitenden Umſtaͤnden ab⸗ 
haͤnget; ſo kana die Criminalſtrafe nach der ge⸗ 

Strafgeſetzbuch. E brauch⸗ 


brauchten Lift, der dawider thunlich geweſenen Bors 
ſicht, der Gefaͤhrlichkeit, und dem verurſachten 
Schaden zwar auf gelinderen oder harten Kerker von 
drey Monaten, aber auch bis auf zehn Jahre, be⸗ 
ſtimmet und noch verſchaͤrfet werden. Inſonderheit 
ſoll der Betruͤger dann, wann ſein Verbrechen mit 
einem gerichtlich angebothenen oder abgelegten falſchen 
Eide begleitet iſt, nebſt der Strafe des harten, und 
laͤngeren Kerkers auch auf der Schandbuͤhne ausge⸗ 
ſtellet werden. 

$. 191. Wenn die in den 187. und 188. 60. 
vor ausgeſetzten Erforderniſſe zum Criminalverbrechen 
nicht zutreffen, iſt der in dem 185. §. beſchriebene 
Betrug als ein Civilverbrechen zu behandeln, und 
mit gelinderem Kerker zwiſchen einem Monate und 
einem Jahre zu beſtrafen. 


Zwey und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 
Von der zweyfachen Ehe. 
$. 192. 
W. im Eheſtande noch mit einer andern Perſon eine 


zweyte Ehe ſchließet, begehet ein Criminalverbrechen. 
. 193. 


$. 193. Gleiches Verbrechen begeht, wer, 
obgleich ſelbſt unverheuratet, wiſſentlich eine ver⸗ 
ehelichte Perſon heurathet. 

$. 194. Die Strafe zweyfacher Ehe iſt gelinderer 


Kerker von einem bis auf fuͤnf Jahre. Hat aber 


der Verbrecher der Perſon, mit welcher er die zweyte 
Ehe geſchloſſen, feinen Eteſtand verhehlet; ſo ſoll 
er zu hartem Kerker verurtheilet werden. 


Drey und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 
Von der Verleumdung. 
§. 195. 


Wer Jemands guten Namen durch ungegrändefe 
Beſchuldigung eines Criminal = oder auch nur Cie 
vilvergehens zu verletzen ſucht, macht ſich des Ver⸗ 
brechens der Verleumdung ſchuldig. 

$. 196. Iſt die Beſchuldigung bey einem un⸗ 
beſtimmten Angeben ſtehen geblieben, und hat der 
Verleumdete keinen Nachtheil erlitten; ſo iſt die 
Verleumdung in der Eigenſchaft eines Civilverbre⸗ 
chens abzuhandeln, und mit gelinderem Kerker von 
einem Monate bis auf ein Jahr zu beſtrafen. 

E a $. 197. 


$. 197. Dafern aber die Beſchuldigung mit 
einer ſcheinbaren Einkleidung glaublich zu machen 
getrachtet worden, oder dem Verleumdeten daraus 
ein wichtiger Nachtheil zugewachſen iſt; ſoll der Ders 
leumder als ein Criminalverbrecher angeſehen, und 
mit hartem Kerker zwiſchen einem und fünf Jahren 
geſtrafet werden. 


Vier und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 
Bon 


Verbrechern gethanem Vorſchube. 


5. 198. 


Dag durch Zuthun die naͤmliche Gattung Verbre⸗ 
chens begangen werde, deren ſich der unmittelba⸗ 
re Thaͤter ſchuldig macht; dieſes iſt ſchon in dem 
10. b. enthalten. Es wird aber auch derjenige, 
der einem Verbrecher Vorſchub thut, in nachſtehen⸗ 
den Faͤllen, ſelbſt eines Verbrechens ſchuldig. 

$. 199. Erſter Fall: Wenn Jemand einem 
Criminalverbrechen, welches er, ohne ſich einer Ge⸗ 
fahr auszuſetzen, leicht haͤtte verhindern koͤnnen, ab⸗ 
zuhelfen aus Bosheit unterlaͤßt. 

200 


. 200, Bey dem Verbrechen des Hochverraths 
iſt eine ſo beſchaffene Unterlaſſung nach dem 45 ö. 
der Mitſchuld gleich zu achten, und lebenslang mit 
ſchwereſten Kerker zu ſtrafen. 

$. 201. Bey andern Seim elbesbrechen ſoll 
eine dergleichen Unterlaſſung auch als ein Criminal⸗ 
verbrechen angeſehen, und der Schuldige mit der 
Haͤlfte jener zeitlichen Strafe belegt werden, wel⸗ 
che auf die von ihm eingeſehene, aber nicht ver⸗ 
hinderte That geſetzt iſt. Wenn aber die auf die 
That geſetzte Strafe der Tod oder lebenslang dauern⸗ 
der Kerker iſt; ſoll der eines ſolchen Vorſchubes 
Schuldige mit hartem Kerker zwiſchen zehn und 
zwanzig Jahren beſtrafet werden. 

$. 202. Zweyter Fall: Wenn Jemand den 
ihm bekannten Verbrecher eines Hochverraths, oder 
einer Verfaͤlſchung der Staats papiere der Obrigkeit 
anzuzeigen bedaͤchtlich unterlaͤßt. 

8. 203. Ein ſolcher Eriminalverbrecher ift auf 
die in den 46. und 201. H. beſtimmte Art zu bes 
ſtrafen. Nur dann, wenn derjenige, der einen Ver⸗ 
faͤlſcher der Staatspapiere anzuzeigen unterlaͤßt, 
überzeugt ſeyn konnte, daß wegen der unterbliebenen 
Anzeige keine weiteren ſchaͤdlichen Folgen entſtehen, 
E 3 ſoll 


ſoll er als ein Civilverbrecher behandelt, und mit 
hartem Kerker von drey Monaten bis auf ein Jahr 
beſtrafet werden. 

$. 204. Nur Eönnen des Verbrechers Verwand⸗ 
te in aufs und abſteigender Linie, wie auch jene, die 
mit ihm im erſten Grade verſchwaͤgert ſind, ſeine 
Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder, und ſein Ehege⸗ 
noß, einer ſolchen Unterlaſſung halber, wenn das 
Verbrechen ſchon vollbracht, und keine weitere ſchaͤd⸗ 
liche Folge davon zu befürchten iſt, fo weit der 46. f. 
nicht entgegen ſteht, nicht zur Strafe gezogen werden. 

§. 205. Dritter Fall: Wenn Jemand der 
nachforſchenden Obrigkeit die zur Entdeckung des 
Verbrechens oder des Thaͤters dienlichen Anzeigun⸗ 
gen verheimlichet, oder den Verbrecher vor ihr vers 
birgt, oder den ihm bekannten Verbrechern Unter⸗ 
ſchleif gibt, oder ihre Zuſammenkuͤnfte, da er fie 
verwehren koͤnnte, beguͤnſtiget. 

d. 206. Ein ſolcher Verhehler begeht ein Ci⸗ 
vifverbrechen, und ſoll nach der Gefährlichkeit des 
verhehlten Verbrechers, und nach der durch ſeinen 
Vorſchub beförderten Schaͤdlichkeit mit gelinderm oder 
hartem Kerker von drey Monaten bis auf drey Jahre 
beſtrafet werden. 

d. 207, 


ei 

$. 207. Doch Eönnen jene Perſonen, die in 
dem im 204. F. ausgedruͤckten Verhaͤltniſſe gegen 
den Verbrecher ſtehen, wegen ſolcher Verhehlung 
allein nicht fuͤr ſtrafbar geachtet werden. 

d. 208. Vierter Fall: Wenn Jemand einem 
Verhafteten die Gelegenheit zum Entweichen durch Liſt 
oder Gewalt erleichtert, oder der nachforſchenden 
Obrigkeit an Wiedereinbringung des Entwichenen 
Hinderniß legt. 

d. 209. Ein ſolcher Vorſchub iſt allezeit ein Cri⸗ 
minalverbrechen. Wenn ihn Jemand gethan hat, der 
zur Sorge fuͤr die Verwahrung verpflichtet iſt; oder 
wenn derjenige, der den Vorſchub that, wußte, daß 
der Verhaftete eines Hochverrathes, einer Verfaͤl— 
ſchung der Staatspapiere oder Muͤnze, eines Mordes, 
Raubes, oder angelegten Brandes beſchuldigt, oder 
ſtraffaͤllig erkannt ſey; wird der Verbrecher mit 
hartem Kerker, und zwar, wenn der Vorſchub einem 
wegen Hochverrathes, oder verfaͤlſchter Staatspapiere 
Verhafteten geleiſtet worden, zwiſchen fünf und zehn 
Jahren, in den andern bier benannten Faͤllen aber 
zwiſchen einem und fuͤnf Jahren geſtraft. 

§. aro. Iſt der Verhaftete einer anderen Ur 
ſache willen, als die in dem vorgehenden §. benannt 
E 4 ſind 
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find, in der Unterſuchung oder Strafe, und hat der⸗ 
jenige, der ihm den Vorſchub gethan, keine beſondere 
Pflicht auf ſeine Verwahrung, ſo iſt die Strafe gelin⸗ 
derer Kerker zwiſchen drey Monaten und einem Jahre. 
$. ar, Fünfter Fall: Wenn Jemand einen 
zur Fahne geſchwornen Soldaten, oder einen zu dem 
Militarkoͤrper gehörigen Dienſtknecht zur Entwei⸗ 
chung aus dem Dienſte beredet, oder ihm dazu mit 
Rath und That an die Hand geht, oder einem Aus⸗ 
reißer durch Abkaufung ſeiner Montur, oder ſeines 
Gewehrs, durch Anweiſung des Weges, durch Ver— 
kleidung, Verbergung, durch einen bey ſich gegebe⸗ 
nen Aufenthalt; oder ſonſt auf eine Art hilfliche Hand 
biethet, wodurch die Ausreißung erleichtert, oder die 
Ausforſchung und Wiedereinbringung des Ausreiſ⸗ 
ſers erſchweret wird. 
§. 212. Ein ſolcher Befoͤrderer ſoll in den 
Kriegsdienſt, wenn er dazu tauget, geſtellet werden. 
Iſt er nicht dazu tauglich, ſo ſoll er nebſt dem, daß 
er für einen Ausreißer vom Fußvolke fuͤnfzig Gul, 
den, wenn er von der Reiterey war, hundert Gul⸗ 
den zu bezahlen habe, noch überdieß als ein Civll⸗ 
verbrecher in gelinderem Kerker zwiſcden einem Mo⸗ 
nate und einem Jahre angehalten werden. Kann 


er 


iſt die Strafzeit ſtrenger auszumeſſen oder zu ver⸗ 
ſchaͤrfen; und es kann der Umſtand, daß der Aus⸗ 
reißer wieder eingebracht worden, an der Anwen⸗ 
dung der Anordnungen dieſes $. nichts ändern. 


Fünf und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 
a Vo n 
den die Strafe mildernden Umſtaͤnden. 
§. 213. 
Un ſolcher Umſtaͤnde willen, die auf die Perfon 
des Thaͤters Beziehung haben, kann die Strafe ge⸗ 
mildert werden: 
a) wenn der Thaͤter in einem Alter unter zwan⸗ 
zig Jahren, oder ſonſt ſchwach am Verſtande iſt; 


b) wenn er vor dem eines untadelhuſten Lebens⸗ 
wandels geweſen; 


e) wenn er auf Antrieb eines Dritten aus Furcht 
oder Gehorſam ſich hat verfuͤhren laſſen; 

d) wenn er in einer aus dem gewoͤhnlichen 
Menſchengefuͤhle entſtandenen heftigen Gemuͤthsbe⸗ 
wegung ſich zu dem Verbrechen hat hinreißen laſſen;z 

E 8 e) 


er die Zahlung an die Kriegskaſſe nicht leiſten, ſo 


e) wenn er mehr durch die ihm aus freurder 
Nachlaͤßigkeit aufgeſtoſſene Gelegenheit zum Ber: 
brechen angelocket worden iſt, als ſich mit voraus 
gefaßter Abſicht dazu beſtimmt hat; 

f) wenn er von druͤckender Armuth ſich zu dem 
Verbrechen hat verleiten laſſen; 


g) wenn er den verurſachten Schaden gut zu 
machen, oder die weiteren uͤblen Folgen zu verbins 
dern aus unverſtellter Reue und mit chätigem Eifer 
ſich beſtrebt hat; 

n) wenn er, da er leicht hätte entfliehen, oder 
unentdeckt bleiben koͤnnen, ſich ſelbſt angegeben, und 
das Verbrechen einbekannt hat; 

i) wenn aus der Strenge der Strafe wichtiger 
Schaden für den Nahrungs» oder Gewerbsſtand ei⸗ 
ner ſchuldloſen Familie entſtaͤnde. 

ö. 214. In Ruüͤckſicht auf die Beſchaffenheit 
der That kann die Strafe gemildert werden: 

a) wenn es bey dem Verſuche geblieben iſt, 
nach dem Maaße, als der Verſuch noch von der 
Vollbringung des Verbrechens entfernt geweſen; 

b) wenn das Verbrechen mit freywilliger Ents 
haltung von Zufügung größeren Schaden, worzu 
die Gelegenheit offen ſtand, verübt worden; 

e) 


c) wenn der aus dem Verbrechen entftandene 
Schade gering iſt, oder der Beſchaͤdigte oder Belei⸗ 
digte vollkommenen Erſatz oder Genugthuung erhaͤlt. 


Sechs und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 
Von 


den Umſtaͤnden, welche das Verbrechen 
ſchwerer machen. 


§. 215. 


Je reifer die Uiberlegung, je gefliſſentlicher die 
Vorbereitung iſt, womit das Verbrechen unternom⸗ 
men wird; je größer der dadurch verurſachte Scha⸗ 
de, oder die damit verbundene Gefahr iſt; je we⸗ 
niger Vorſicht dawider gebraucht werden kann; je 
mehr Pflichten dadurch verletzt werden; deſto groͤ— 
ßer iſt das Verbrechen, und deſto ſchaͤrfer iſt es 
zu ſtrafen. 5 

$. 216. Inſonderheit wird die Strafbarkeit des. 
jenigen ſchwerer, der 

a) mehrere Verbrechen von verſchiedener Gat⸗ 


£ung begangen, oder 
b) einerley Verbrechen wiederholt hat; 


e) 
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2 e) der ſchon wegen eines gleichen Verbrechens 
geſtraft worden iſt; 

d) der Andere zum Verbrechen verfuͤhrt hat, 
oder 

e) der Urheber, Anſtifter, Raͤdelsfuͤhrer eines 
von mehreren Perſonen begangenen Verbrechens ge⸗ 
weſen iſt. 

d. 217. Auch jener Verbrecher ſoll ſtrenger ges 
ſtraft werden, der in der Unterſuchung den Niche 
4 ter durch Erdichtung falſcher Umſtaͤnde zu hinterge⸗ 
“a hen ſucht. 


Sieben und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 
Don 
Beurtheilung der Milderungs - und 
Beſchwerungsumſtaͤnde. 
$. 218. 


Alk Milderungsumſtaͤnde kann nur in jenem Maa⸗ 
ße Ruͤckſicht genommen werden, als dagegen nicht 
Beſchwerungsumſtaͤnde vorhanden ſind. 

6. 219. Die nach dem Geſetze verwirkte Tor 
desſtrafe kann von dem Richter nie gemildert werden. 
9. 220, 
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6. 220. Auch bey einem ſolchen Verbrechen, 
durch welches der Thaͤter eine Kerkerſtrafe auf le⸗ 
benslang verwirkt hat, koͤnnen Milderungsumſtaͤnde 
nur ſo weit gelten, als bey Abgang derſelben die 
Strafe noch zu verſchaͤrfen waͤre. 

$ 231, Bey andern Verbrechen wird zur Regel 
feſt geſetzet, daß das geſetzliche Maaß der Dauer 
und Art der Strafe wegen Milderungsumſtaͤnde nicht 
veraͤndert, ſondern die Strafzeit nur nach jenem 
Raume, welchen das Geſetz geſtattet, verkuͤrzet wer⸗ 
den koͤnne. 

$. 222. Nur in ſolchen Fällen, welche von 
dem Geſetze für Civilverbrechen erklaͤrt find, oder 
fuͤr welche von dem Geſetze die Strafe unter fuͤnf 
Jahren beſtimmt iſt, kann ſolche auch auf eine kuͤr⸗ 
zere Zeit und auf die gelindere Kerkerart, als die 
geſetzliche waͤre, gegen dem gemildert werden, wann 
mehrere Milderungsumſtaͤnde, und zwar ſolche zu⸗ 
treffen, welche die Beſſerung des Thaͤters mit Grun⸗ 
de hoffen laſſen. 

$. 223. So kann auch in gleichgedachten Faͤllen 
die Milderung an der Strafzeit und haͤrteren Ker⸗ 
kerart gegen dem Statt haben, daß Zuͤchtigung oder 
Faſten bengefüget, und alſo die laͤngere Dauer nur 
ge 
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gegen der mehreren Empfindlichkeit nachgelaſſen 
werde. f 

5. 224. Der Beſchwerungsumſtaͤnde willen ſoll 
die Kerkerſtrafe nach dem hoͤhern oder höchften Maas 
ße, fo das Geſetz vorſchreibt, beſtimmt, auch ver⸗ 
haͤltnißmaͤßig auf die in dem zweyten Hauptſtuͤcke an⸗ 
geführte Art verſchaͤrfet werden. 


Acht und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 
Von 
Erloͤſchung der Verbrechen und Strafen. 


§. 225. 


5 


Deer Tod des Thaͤters, dieſer mag vor oder nach 
eingeleiteter Unterſuchung, vor oder nach geſchoͤpf⸗ 
tem Urtheile erfolgen, hebt zwar die Verfolgung 
des Verbrechers, und die Anwendung der Strafe 
auf; doch iſt das bereits vorher geſchoͤpfte Ur⸗ 
theil in Anſehung des Vermoͤgens zu vollziehen. 

9. 226. Wenn der Verbrecher die wider ihn 
erkannte Strafe ausgeſtanden hat, iſt das Verbre⸗ 
chen fuͤr getilgt anzuſehen. Der Beſtrafte tritt wies 
der in alle gemeinſchaͤftlichen bürgerlichen Rechte, 
ſo 
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fo weit ihr Verluſt nicht unter den in dem 35 . 
ausgedruckten Folgen der Verurtheilung begriffen, 
oder nach den 37. und 38. 59. damit verbunden iſt. 
Er kann daher in dem Genuſſe ſolcher Rechte von 
Niemanden gehindert oder gekraͤnket werden. Ez 


ſoll ihm, ſo lang er ſeinen Wandel mit Rechtſchaf⸗ 


fenheit forcſetzet, über das Vergangene von Nie⸗ 
manden ein Borwurf gemacht, oder er darüber auf 
irgend eine Art geſchmaͤhet werden. 

d. 227. So weit die zuerkannte Strafe nach» 
geſehen worden, hat dieſe Nachſicht eben die Wir⸗ 
kung, wie die ausgeſtandene Strafe. 

9. 228. Wer von der Behörde nach geſetzmaͤ— 
ßiger Unterſuchung von dem ihm angeſchuldigten 
Verbrechen losgeſprochen, und fuͤr unſchuldig er⸗ 
klaͤrt worden, kann des nähmlichen Verbrechens we⸗ 
gen nicht nochmal in Unterſuchung gezogen werden. 

„ 229. Durch Verjährung erliſcht Verbre⸗ 
chen und Strafe, wenn der Thaͤter vom Tage des 
begangenen Verbrechens an zu rechnen, in der von 
gegenwaͤrtigem Geſetze beſtimmten Zeit nicht in die 
Unterſuchung gezogen worden. 

$. 230. Die Zeit dieſer Berſaͤhrung wird 


2) 


— (800 — 

a) für Criminalverbrechen, worauf der Tod, 
oder Kerkerſtrafe auf lebenslang geſetzt iſt, auf 
zwanzig Jahre; 

b) bey ſolchen, die nach dem Geſetze mit ei⸗ 
ner Strafe von zehn bis zwanzig Jahren belegt wer⸗ 
den ſollten, auf zehn Jahre: für Criminalverbre⸗ 
chen, derer Strafe auf weniger als zehn Jahre ges 
ſetzt iſt, auf fünf Jahre; für alle Civilverbrechen 
auf zwey Jahre beſtimmt. 

$. 231. Die Verjaͤhrung kann aber nur dem⸗ 
jenigen zu ſtatten kommen, der ſich nicht aus dieſen 
Staaten gefluͤchtet, und in der zur Verjaͤhrung be⸗ 
ſtimmten Zeit kein Verbrechen mehr begangen hat. 

$. 232. Die Wirkung der Verjährung iſt, daß 
weder Unterſuchung noch Strafe wegen, ſolchen Ver⸗ 
brechens mehr Statt haben kann. 


Zweyter Theil. 


V o n 
dem rechtlichen Verfahren uͤber Verbrechen. 


Erſtes Hauptſtuͤck. 
Von 


der Gerichtbarkeit in Abſicht auf 
Verbrechen. 


d. 233. 

N 3 b 
In Criminalfaͤllen haben nur die eigends beſtimm⸗ 
ten Strafgerichte die Gerichtbarkeit aus zuuͤben, ſo⸗ 
weit in dieſem Geſetzbuche nicht eine andere Be⸗ 
ſtimmung darüber vorkoͤmmt. 

§. 234. Dieſen Strafgerichten wird auch in 
jenen Fällen die Gerichtbarkeit hiermit ertheilet, 
welche nach gegenwaͤrtigem Geſetz buche als Civilver⸗ 
brechen zu behandeln find. 

Strafgeſetzbuch. 5 $. 253. 


§. 235. Die Gerichtbarkeit des Strafgerichtes 
erſtrecket ſich auf deſſen ganzen Bezirk. Es ſoll alſo 
keine Ausnahme einzelner in dem Umfange des Strafe 
gerichtes befindlichen Gemeinden oder Perſonen 
Statt haben. 

5. 236. Dieſe Gerichtbarkeit beſteht in der 
Pflicht, die Verbrechen zu unterſuchen, die Verbre⸗ 
cher auszuforſchen, und mit dieſen geſetzmaͤßig zu 
verfahren. N 

$. 237. Jedermann, der ſich in dem Bezirke 
befindet, iſt ſchuldig, vor dem Strafgerichte auf deſſen 
nöchig befundene Vorforderung zu erſcheinen, dem⸗ 
ſelben Rede und Antwort zu geben, und deſſen Ver⸗ 
fuͤgungen zu gehorchen. 

§. 238. Das Strafgericht muß feine Gerichts, 
barkeit von Amtswegen ausuͤben; davon ſind nur die 
oben in den 102. 106. 109, , 176, H. ausgedruͤck⸗ 
ten Faͤlle ausgenommen, 

9. 239. Die zu dieſer Gerichtbarkeit gehörigen 
Amtshandlungen find vorzüglich zu befchleunigen. 
Es follen auch alle andere Obrigkeiten den Strafge— 
richten auf ihr Erſuchen ungeſaͤumten Beyſtand leiſten. 

$. 240. Die Verwaltung der Gerichtbarkeit 
kann bey den Landgerichten, nur ſolchen Maͤnnern 
an⸗ 


5 
anvertrauet werden, die nach einer ſtrengen Pruͤfung 
aus dieſem Geſetzbuche von dem Appellationsgerichte 
für fähig dazu erklaͤret find. Der auf ſolche Art für 
faͤhig erklaͤret wird, ſoll auch ſogleich von dem Appel⸗ 
lationsgerichte in die Eidespflicht genommen werden, 
daß er bey jeder Gelegenheit, da ihm die Ausuͤbung 
der Gerichtbarkeit in peinlichen Sachen anvertrauet 
werden wuͤrde, die Gerechtigkeit nach den Geſetzen 
handhaben wolle. 

F. 241. Auch follen bey den Strafgerichten nach 
dem Maaße ihres Bezirkes die noͤthigen Gerichtsdiener 
angeſtellet, die Gefaͤngniſſe in angemeſſener Zahl und 
geſetzmaͤßigem Stande unterhalten, ſo wie uͤberhaupt 
alles herbeygeſchaffet werden, was zu der ihnen ob⸗ 
liegenden Rechtspflege erforderlich iſt. Eine oͤffent⸗ 
liche Bezeichnung der Strafgerichte, oder Richtplaͤtze 
iſt aber nicht geſtattet. 

§. 242. Die Beſchaffenheit des Verbrechens zu 
unter ſuchen, liegt jenem Strafgerichte ob, in deſſen 
Bezirke das Verbrechen begangen worden. 

$. 243. Das Verfahren mit der des Verbre⸗ 
chens beſchuldigten Perſon ſtehet demjenigen Strafge⸗ 
richte zu, in deſſen Bezirke dieſelbe angetroffen wird. 

N. 244, Nur folgende Fälle find ausgenommen: 
F 2 10 
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1.) Wer des Hochverraths, der Verfaͤlſchung 
der Staatspapiere, oder der Muͤnzverfaͤlſchung ber 
ſchuldiget wird, der iſt an das Strafgericht nach 
Krakau zum rechtlichen Verfahren einzuliefern. 

2.) Die zum Militaͤrkoͤrper gehoͤrigen Perſonen 
ſollen, wenn ſie eines Verbrechens halber angehalten 
worden, dem naͤchſten Militarcommando uͤbergeben 
werden. 

3. Ein auswaͤrtiger Miniſter und das eigent⸗ 
liche Geſandtſchaftsperſonale darf nie angehalten 
werden. Auch find jene Hausleute und Dienſtbothen 
eines Geſandten, welche unmittelbare Unterthanen 
des Staates ſind, zu dem er gehoͤrt, der gemeinen 
Gerichtbarkeit nicht unterworfen. Dafern alſo mit 
ſolchen Haus, und Dienſtleuten eines Geſandten ſich 
ein Fall ereignete, ſoll zwar die Obrigkeit ſich der 
Perſon des Beſchuldigten verſichern, jedoch die An⸗ 
zeigungen dem Miniſter eroͤffnen, damit dieſer den 
Verhafteten ubernehmen möge, 

4.) Wenn ein Strafgericht einer aus ſeinem 
Bezirke entflohenen Perſon nachſetzt, muß ihm die⸗ 
ſelbe, wo es fie immer einhohlet, überlaffen werden. 

5.) Wenn Jemand von einem Strafgerichte um 


eines Verbrechens willen durch Ediet vorgerufen iſt, 
und 
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und in einem andern Strafgerichte betreten wird, iſt 
er von dieſem an jenes auszuliefern. 
$. 245. Bey der für die gemeine Sicherheit 
beſonders wichtigen Rechtspflege, welche den Straf⸗ 
gerichten anvertrauet wird, iſt hingegen jede Ver⸗ 
nachlaͤßigung einer ſchweren Verantwortung unter⸗ 


worfen. Sollte ſich demnach zeigen, daß ein Ver⸗ 
brecher aus Saumſeligkeit eines Strafgerichtes dem 


rechtlichen Verfahren entgangen ſey, ſo waͤre ein 
ſolches Strafgericht anzuhalten, nicht nur denjenigen, 
die dadurch ihre Entſchaͤdigung verloren haben, den 
Erſatz zu leiſten, ſondern auch alle etwa einem an⸗ 
dern Strafgerichte dieſes Verbrechens halber zur Laſt 
gefallene Koſten zu verguͤten. Wer an der Saum⸗ 
ſeligkeit Schuld traͤgt, der iſt noch ins beſondere zu 
beftrafen. 

§. 246. Die Strafgerichte find dem Appella⸗ 
tionsgerichte, als ihrem Obergerichte, und dieſes iſt 
der oberſten Juſtizſtelle untergeordnet. 

$. 247. Dem Obergerichte iſt die Macht ein⸗ 
geraumt, in beſonderen Fällen die Verhandlung, ans 
ſtatt des ordentlichen Strafgerichtes, einem anderen 
aufzutragen, wenn das Verhältniß des Beſchuldigten 
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zu dem Gerichtsſtande, oder zu deſſen Verwaltung; 
oder nach dem Zuſammenhange der Sache die Be⸗ 
ſchleunigung und Zuverlaͤßigkeit des Austrages, oder 
ſonſt wichtige Urſachen es erfordern. 


Zweytes Haupfſtuͤck. 
Vo n 
Erforſchung der Verbrechen und Verbrecher. 
§. 248. 
Soweit nicht nur den Strafgerichten, fondern 
auch den Ortsobrigkeiten zur ſtrengen Pflicht ge⸗ 
macht iſt, auf das muͤßige, umherziehende, ver⸗ 
daͤchtige Geſindel auch ohne beſonderen Anlaß thaͤtige 
Wachſamkeit zu tragen, und in Fällen, da gewalts 
thätige Angriffe geſchehen, oder ſonſt gefaͤhrliche 
Rotten verſpuͤret worden, zweckmaͤßige Streifungen 
und Nachforſchungen vorzukehren; find die anges 
meſſenen Vorſchriften in den Polizeyſatzungen ent⸗ 
halten. 
$. 249. Sofern aber dem Strafgerichte ein be: 
ftimmtes, in feinem Bezirke begangenes Verbrechen, 
es ſey durch eigene Entdeckung, oder durch eine ihm 
geſchehene Anzeige bekannt wird, muß es die Art, wie 
es 
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es zu dieſer Kenntniß gelanget ſey, umſtaͤndlich in 
dem Protocolle auffuͤhren. 

$. 250. Jedermann iſt berechtiget, ein Verbre⸗ 
chen, wovon er Wiſſenſchaft hat, und den ihm be⸗ 
kannten Verbrecher entweder geradezu dem Strafges 
richte, oder der naͤchſten Obrigkeit anzuzeigen. 

§. 28 r. Der Anzeiger muß aber feinen Nahmen, 
Stand und Aufenthalt eroͤffnen, und ſeine Anzeige 
muß eine beſtimmte Nachricht von der That enthalten. 

$. 252. Auf eine nahmenloſe Anzeige ſoll gegen 
Niemand verfahren werden. Wird aber darin das 
Verbrechen auf eine glaubwuͤrdige Art beſchrieben, 
ſo kann ſie zum Anlaſſe dienen, der Wahrheit, jedoch 
mit aller Behutſamkeit, nachzuſpuͤren. 

§. 263. Mangelt es hingegen einer Anzeige 
nur an der Umſtaͤndlichkeit; ſo ſoll das Strafgericht 
durch perſoͤnliche Vernehmung des Anzeigers, oder 
ſonſt angemeſſene Nachforſchung das noch Dunkle 


aufzuklaͤren ſuchen. 
$. 254. Der Anzeiger eines Verbrechens kann 


derlangen, daß fein Nahme geheim gehalten werde. 
Wird aber in der Folge fein Angeben in weſentlichen 
Dingen unwahrhaft befunden, ſo muß er dem von 
ihm Beſchuldigten nahınbaft gemacht werden. 

J 4 $. 255. 


$..255. Alle Obrigkeiten und Aemter find ſchul⸗ 
dig, die entweder von ihnen ſelbſt wahrgenommenen, 
oder ihnen angezeigten Verbrechen ſogleich zu des 
Strafgerichts Wiſſenſchaft zu bringen, die Verbrecher 
anzuhalten, und an das Strafgericht zu liefern. 
$. 256. Jedermann, der a) von einem Unter, 
nehmen weiß, das auf Hochverrath, Aufruhr und 
Tumult, Verfaͤlſchung der Staatspapiere, Muͤnz⸗ 
verfaͤlſchung, Mord, Raub, oder Brandlegung ge⸗ 
richtet iſt, oder b) von einem ſolchen friſch ausge, 
übten Verbrechen zur Zeit, da er vermuthen kann, 
daß es der Obrigkeit noch nicht bekannt ſey, be⸗ 
ſtimmte Nachricht zu ertheilen, oder c) den der 
Obrigkeit noch unbekannten Thaͤter eines ſolchen 
Verbrechens zuverlaͤßig anzugeben, oder d) den 
Aufenthalt des der Obrigkeit zwar bekannten, aber 
entflohenen, oder ſich verborgen haltenden ſolchen 
Verbrechers zu eröffnen vermag, iſt verpflichtet, 
ſogleich die Anzeige davon mit allen ihm bewußten 
Umftänden dem Strafgerichte oder der naͤchſten 
Obrigkeit zu machen. 
§. 257. Wer dieſe Pflicht zu erfuͤllen unter 
läßt, wird nach den Polizeigeſetzen ſtrafmaͤßig. Wie 
weit aber in manchen Fallen dieſe Unterlaſſung auch 
zu 
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zu einem Verbrechen angerechnet werde, davon iſt 
oben in dem 202. bis 204. F. gehandelt. 

$. 258. Doch find, außer dem in dem 204, H. 
beſtimmten Falle, des Thaͤters Blutsverwandte in 
auf⸗ und abſteigender Linie, ſein Ehegenoß, ſeine 
Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder, und die in gleichem 
Grade verſchwaͤgert find, für die Unterlaſſung der 
Anzeige nicht verantwortlich. 

$. 239. So bald dem Strafgerichte ein in feinem 
Bezirke begangenes Verbrechen bekannt wird, iſt 
daſſelbe ſchuldig, wenn man gleich den Thaͤter noch 
nicht weiß, ohne geringſten Verſchub die eigentliche 
Beſchaffenheit der That zu erforſchen. 

$. 260. Der Endzweck dieſer Erforſchung iſt, 
daf a) man von der Wirklichkeit des Verbrechens 
überzeugt, b) alles, was kuͤnftig zum weiteren Ver⸗ 
fahren dienen kann, in das Klare geſetzt, e) der 
etwa noch unbekannte Schuldige entdecket werde. 

§. 261. Die Erforſchung bat alſo darin zu 
beſtehen, daß ſich um den Vorgang nach der Reihe 
aller damit verbundenen Umſtaͤnde ſo genau, als es 
moͤglich iſt, erkundiget, das Verhaͤltniß, nach wel⸗ 
chem das Verbrechen ſchwerer oder geringer ſeyn 
kann, aufzuklaͤren getrachtet, und den Anzeigungen, 
J 5 wel⸗ 


welche zur Entdeckung des Thaͤters, der Mitſchuldi⸗ 
gen, der Theilnehmer, oder derjenigen, die von der 
That Wiſſenſchaft haben, führen mögen, nachge⸗ 
ſpuͤret werde. 

$. 262. Läßt das Verbrechen Merkmahle an 
einem Orte, oder an einer beſchaͤdigten Perſon zu⸗ 
ruͤck, ſo iſt die Erforſchung an dem Orte ſelbſt, oder 
an der Perſon vorzunehmen. 

$. 263. Indeß dem Strafgerichte die Anzeige 
von dem Verbrechen geſchieht, und bis die Erfor⸗ 
ſchung vorgenommen wird, ſind die Merkmahle, und 
was immer zur naͤheren Aufklaͤrung der eigentlichen 
Beſchaffenheit der That führen kann, ſoweit es ohne 
Gefahr eines größeren Schaden thunlich iſt, in dem 
Zuſtande zu laſſen, in welchem das Verbrechen ente 
decket worden. 

9.264. Im Falle, daß ber zur Verwaltung der 
Gerichtbarkeit aufgeſtellte Beamte zur Zeit der an 
das Strafgericht gelangenden Anzeige abweſend, oder 
ſonſt an eigener Vornehmung der Erforſchung ges 
hindert waͤre, iſt doch allezeit ein ſolcher Beamter 
abzuordnen, dem die noͤthige Faͤthigkeit mit Grunde 
zugetrauet, und von welchem daher eine zweckmaͤßige 
Amtshandlung erwartet werden kann. 

8. 265. 
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§. 263. Noch follen zwey Serichtsperſonen 
eder ſonſt zwey vertraute Männer aus dem Haufe 
oder der Nachbarſchaft, wo die That veruͤbet wor⸗ 
den, als Beyſitzer zur Erforſchung beygezogen werden. 
§. 266. Iſt das Verbrechen von ſolcher Art, daß, 
um fine Beſchaffenheit aus den Merkmahlen gruͤnd⸗ 
lich zu erforſchen, beſondere Kenntniſſe einer Wiſſen⸗ 
ſchaft oder Kunſt erfordert werden; ſo iſt auch ein 
dergleichen Kunſtverſtaͤndiger, und wenn es ohne be⸗ 
denklichen Verzug geſchehen kann, find deren zweg 
beyzuziehen. 
$. 267. Wenn der Kunſtverſtaͤndige uberhaupt 
ſchon in Eid und Pflicht ſteht, ſoll er daran erinnert 
werden, daß er bey ſeinem Eide den Gegenſtand ge⸗ 
nau zu unterſuchen, und was davon zu wiſſen noͤthig 
iſt, wahrhaft und deutlich anzuzeigen habe. Iſt er 
nicht eher ſchon beeidet, ſo ſoll nach dieſem Inhalte 
der Eid von ihm abgenommen werben. 
$. 268. Anfonderheit muß dann, wenn eine 
Perſon verletzet, verwundet, oder getödtet worden, 
der Beſchaͤdigte oder Getoͤdtete genau beſichtiget, die 
Zahl und Beſchaffenheit der Wunden beſchrieben, 
wie weit jede Wunde oder Verletzung gefaͤhrlich, 
oder welche toͤdtlich fen, beſtimmet, der Werkzeug, 
womit 


womit die Verwundung oder Toͤdtung geſchehen, fo 
viel moͤglich iſt, angezeiget, ob der Tod nothwen⸗ 
dig aus der That, oder nur aus Nebenurſachen er⸗ 
folget ſey, erklaͤret, und der Grad der angewand⸗ 
ten Liſt, Gewalt, oder ausgeuͤbten Grauſamkeit, 
ſoweit ihn die vorhandenen Merkmahle zu entnehmen 
geben, bemerket werden. 

§. 269. Bey Verbrechen, durch welche auf 
gewaltſame oder liſtige Weiſe Schade am Vermoͤ— 
gen zugefuͤget, oder Schaden zuzufuͤgen unternom⸗ 
men worden, iſt über die eigentliche Beſchaffenheit 
der gebrauchten Gewalt oder Liſt, der dazu ange⸗ 
wandten Mittel, uͤber den verurſachten Schaden, 
zuverlaͤßige Erkundigung einzuhohlen, und zugleich 
darauf zu ſehen, ob das Verbrechen von Einem Thaͤ⸗ 
ter allein habe ausgeuͤbt werden koͤnnen, oder was 
fuͤr eine Mithuͤlfe aus den Umſtaͤnden erhelle. 

§. 270. Was immer von Werkzeugen, wo⸗ 
mit das Verbrechen veruͤbt worden, von den das 
Verbrechen darſtellenden Stͤͤcken, von geſtohlenem 
oder geraubtem Gute, oder von des Thaͤters an dem 
Orte des Verbrechens zuruͤckgebliebenen Habſchaften 
bey der Erforſchung gefunden wird, ſoll nach einer 
daruber verfaßten genauen Beſchreibung, ſoweit ez 
ſich 
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ſich thun laͤßt, in die Verwahrung des Strafge⸗ 
richts gegen Empfangs ſchein an denjenigen, der im 
Beſitze davon war, genommen werden. . 

$. 271. Ueber den eingenommenen Augenſchein, 
und alles, was dabey erforſchet worden, iſt ein 
umſtaͤndliches und zuverlaͤßiges Amtsprotocoll zu fuͤh⸗ 
ren, und von den Beyſitzern zu unterſchreiben. 

$. 272. Dieſem Protocolle iſt das auf gleiche 
Weiſe unterſchriebene Verzeichniß deſſen, was in 
gerichtliche Verwahrung genommen worden, wie 
auch die ſchriftliche Anzeige des etwa beygezogenen 
Kunſtverſtaͤndigen, welche er über den von ihm be⸗ 
fundenen Stand der Sache abzugeben hat, beyzus 
ſchließen. Wollte aber der Kunſtverſtaͤndige das, 
was er befunden hat, lieber muͤndlich anzeigen, ſo 
iſt dieſe Anzeige in das naͤhmliche Augenſcheinspro⸗ 
tocoll genau aufzunehmen, und dort von ihm zu 
unterſchreiben. 

$. 273. Das Strafgericht ſoll biernaͤchſt denje⸗ 
nigen, der Schaden gelitten bat, die Hausleute, 
und alle jene Perſonen, von denen ſich wahrſchein⸗ 
lich eine beſtimmte Auskunft uͤber die Umſtaͤnde der 
That, oder zur Entdeckung des Thaͤters erwarten 
läßt, ausführlich abhoͤren, und ihre Ausſagen pror 
to⸗ 


tocolliren, oder wegen Abhoͤrung derjenigen, die fich 
unter einem andern Strafgerichte befinden, das Nds 
thige dahin erlaſſen. 

$. 274. Jeder, der in dieſer Abſicht vernom⸗ 
men wird, ſoll vorher gewarnet werden, daß er, 
was er ausſagt, wohl uͤberdenke, nur die reine 
Wahrheit angebe, folglich weder ungegruͤndeten Ver⸗ 
dacht errege, oder die Beſchuldigung vergroͤßere, 
noch von den ihm bekannten Umſtaͤnden etwas vers 
ſchweige, oder das eigentliche Verhaͤltniß zu ver⸗ 
ringern ſuche. 

$. 275. Sodann find die allgemeinen Fragen 
um ſeinen Vornahmen und Geſchlechtsnahmen, ſein 
Alter, Geburtsort, ſeine Religion, ſeinen Stand, 
und alles dasjenige, was ſonſt nach Beſchaffenheit 
der Umſtaͤnde von feiner Perſon zu wiſſen nöchig iſt, 
an ihn zu ſtellen. 

$. 276. Derjenige, dem Schade zugefuͤget 
worden, iſt daruber zu vernehmen: a) worin der 
Gegenſtand und wahre Betrag des Schaden beſtehe; 
b) auf welche Art der Schade zugefuͤget worden fen; 
c) was] er feinerfeits zur Verhuͤtung des Schaden 
angewandt habe; d) was er etwa zur weiteren Nach⸗ 
fors 
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forſchung, oder Erlangung feiner Entſchaͤdigung ans 
zugeben wiſſe. 

$. 277. Könnte der wahre Schade durch die 
Aus ſage desjenigen, den er betrifft, wegen feiner 
Abweſenheit, Geiſtesſchwachheit, oder andern Hin⸗ 
derniſſes nicht zuverlaͤßig erforſchet werden; oder kaͤ⸗ 
me gegruͤndeter Anlaß hervor, zu ſchließen, daß 
derſelbe die Angabe ſeines Schaden uͤbertreibe; ſo 
ſoll in den Faͤllen, in welchen der Unterſchied des 
Verbrechens auf den Unterſchied des Schaden Be⸗ 
ziehung hat, der eigentliche Werth durch Verneh⸗ 
mung ſolcher Perſonen, denen die Sache, woran 
der Schade geſchehen, bekannt iſt, oder, ſoweit es 
die Umſtaͤnde zulaſſen, durch unparteyliche Schaͤtz⸗ 
leute erforſchet werden. 

§. 278. Bey den Vernehmungen der Haus⸗ 
leute, und uͤbrigen Perſonen, die von dem Vorfal⸗ 
le ausſagen koͤnnen, iſt ſich nach den beſonderen 
Umſtaͤnden zu richten, unter welchen das Verbre⸗ 
chen begangen worden. Ueberbaupt find die Fra: 
gen fo zu ſtellen, daß der Befragte nicht auf ein⸗ 
zelne Umſtaͤnde geführt, ſondern demſelben die Ges 
legenheit, das, was ihm bewußt iſt, ſelbſt zu er⸗ 
zaͤhlen geöffnet, und nur jenes, was an der Voll⸗ 
fans 


ſtaͤndigkeit der Erzaͤhlung mangelt, durch beſondere 
Fragen zu ergänzen geſuchet werde. Allemal iſt aber 
zu erforſchen, wie die vernommene Perſon zur Wiſ⸗ 
ſenſchaft deſſen gelanget ſey, was ſie ausſagt. 

$. 279. Demjenigen, der durch das Verbre⸗ 
chen zu Schaden gekommen, und jedem andern in 
dieſer Erforſchung abgehoͤrten Zeugen, der etwas 
zur Sache Dienliches anzugeben wußte, ſoll ſeine 
Ausſage, fd wie fie in das Protocoll aufgenommen 
wurde, deutlich vorgeleſen werden, mit der Erinne⸗ 
rung daß er fie auch beſchwören muͤße. 

$. 280. Die bey ſolcher Vorleſung von dem 
Zeugen etwa gemachten Bemerkungen ſind dem Pro⸗ 
tocolle nachzutragen. Das geſchloſſene Protocoll iſt 
von dem Abgehoͤrten zu unterſchreiben. Wäre er 
des Schreibens nicht kundig; fo ſoll von ihm ein 
Handzeichen darunter geſetzt, und dieſes von zwey 
eigens dazu berufenen Zeugen mit ihrer Unterſchrift 
beſtaͤtiget werden. 

$. 281. Dann iſt dem Zeugen der Eid abzu⸗ 
nehmen, daß er aufrichtig und der reinen Wahrheit 
gemäß ausgeſagt habe. Doch iſt die Beeidigung 
damals zu unterlaſſen, oder doch bis zur weiteren 
Aufklärung zu verſchleben, wann ein in dieſem Ges 
ſetz⸗ 
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ſetzbuche gegruͤndetes Bedenken dem Zeugen entge⸗ 
gen ſteht. 

§. 282. Koͤmmt es gleich vermoͤge der Be⸗ 
ſchaffenheit des Verbrechens nicht auf einen Augen⸗ 
ſchein an; ſo muß doch immer durch Abhoͤrung der 
in dem 273. F. angedeuteten Perſonen, und auf 
die daruͤber vorgeſchriebene Art das Verbrechen eben 
ſo genau erforſchet werden. 

$. 283. In dringenden Fällen, da die Erfor⸗ 
ſchung von dem Strafgerichte ſeiner Entlegenheit hal⸗ 
ber nicht mit jener Eilfertigkeit geſchehen kann, ohne 
welche doch die Gelegenheit dazu entgehen, oder das 
weitere Verfahren gehemmet, oder verzoͤgert wer— 
den koͤnnte, iſt die Obrigkeit des Ortes, wo das 
Verbrechen, oder die Anzeige geſchehen, und wenn 
deren mehrere ſind, jene, welche uͤber Ruhe, Ord⸗ 
nung, und Sicherheit zu wachen hat, verbunden, 
alles, was zur unverzuͤglichen Erforſchung gehoͤrt, 
nach obiger Vorſchrift anzuwenden, und ſodann die 
Verhandlung dem Strafgerichte zu übergeben. 


Stra feſetzbuch. G Drit⸗ 
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Drittes Hauptſtuͤck. 


Von der rechtlichen Beſchuldigung eines 
begangenen Verbrechens. 


§. 284. 


Niemand kann um eines Verbrechens willen zur 
Verantwortung gezogen werden, es ſey denn recht⸗ 
mäßige Anzeigung vorhanden, worauf die Beſchul⸗ 
digung gegruͤndet wird. 

5. 285. Die Anzeigung iſt rechtmaͤßig, wenn 
ſie auf den Beſchuldigten ſich ſo bezieht, daß nach 
unpartheilicher Ueberlegung aller Umſtaͤnde ſeine 
Schuld daraus wahrſcheinlich wird. 

§. 285. So wie aus der Unterſuchung einer 
ſchon bekannten That die Anzeigungen entſtehen koͤn⸗ 
nen, welche zur Entdeckung des Thaͤters fuͤhren; fo 
kann auch aus den Umſtaͤnden der Perſon eine recht⸗ 
mäßige Anzeigung eines von ihr begangenen, obs 
gleich der Obrigkeit noch nicht bekannten Verbre⸗ 
chens ſich hervorthun, wenn dieſe Umſtaͤnde ſo be⸗ 
ſchaffen ſind, daß ihre Beſtimmung nach aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nur mit dem Verbrechen verbunden iſt. 


§. 287. 


e 

F. 287. Ins Beſondere entſteht eine rechtliche 
Anzeigung zur Beſchuldigung: a) wenn der Beſchul⸗ 
digte ſich ſelbſt für den Thäter bey der Obrigkeit 
angibt; b) wenn er heftige Leidenſchaft wider den 
Beſchaͤdigten an Tag geleget, und denſelben mit dem 
Uebel, fo hernach erfolget iſt, bedrohet hat; c) 
wenn er entweder vor der That das Vorhaben ſie 
zu begehen entdecket, oder nach derſelben fie ausge⸗ 
uͤbet zu haben erzaͤhlet, oder geſtanden hat; d) wenn 
Briefe, oder andere Schriften von ſeiner Hand vor⸗ 
liegen, die ihrem naturlichen Verſtande nach zu ers 
kennen geben, daß er das Verbrechen begangen har 
bez e) wenn er gleich nach der That, oder als dies 
ſelbe ruchtbar wurde, entflohen iſt, und keine an⸗ 


dere Urſache feiner Flucht vorkommt; f) wenn er 


durch falſche Vorſpiegelung ſich aus dem Verdach⸗ 
te zu ziehen, oder den Verdacht auf einen andern 
zu ſchieben geſuchet hat; g) wenn er ſich ſolche Mit⸗ 
tel oder Werkzeuge, die unmittelbar auf das Ver⸗ 
brechen Beziehung haben, beſtellet, oder angeſchaf⸗ 
fet hat; h) wenn unter ſeinen Habſeligkeiten Werk⸗ 
zeuge, welche ihm, feinem Stande nach, zu kei⸗ 
nem andern Gebrauche, als zum Verbrechen, die⸗ 
nen konnten, oder 1) ſolche Gegenſtaͤnde gefunden 
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worden, woran die Merkmahle oder Kennzeichen 
des Verbrechens ſichtbar ſind, oder welche k) von 
dem Verbrechen herkommen; D wenn der Beſchul— 
digte zur Zeit, und an dem Orte des veruͤbten Ver⸗ 
brechens in einer mit der Ausuͤbung des Verbre⸗ 
chens zuſammen hangenden Handlung geſehen wor⸗ 
ben ; m) wenn er als Mitſchuldiger eines in Ge, 
ſellſchaft begangenen Verbrechens von einem dieſes 
Verbrechens geſtaͤndigen Mitſchuldigen nach Maaß⸗ 
gabe dieſes Geſetzes angegeben wird; n) wenn er 
ſchon ehedem ein gleiches Verbrechen und mit ſolchen 
beſonderen Umſtaͤnden, wie ſie jetzt wieder zutreffen, 
ſich hat zur Schuld kommen laſſen; o) wenn eine 
durch Steckbriefe bekannt gemachte Beſchreibung 
eines Verbrechers genau auf den Beſchuldigten zu⸗ 
trifft; p) wenn der eines Verbrechens aus Gewinn⸗ 
ſucht Beſchuldigte als ein ſonſt Abel beruͤchtigter 
Menſch für feinen Stand unmaͤßigen Aufwand macht, 
oder viele Gelbſorten, wie die geſtohlenen, oder ge⸗ 
raubten find, fehen läßt, oder ausgiebt; g) wenn 
Landſtreicher, oder ſonſt verdaͤchtige Leute ſolches 
Geraͤthe, deſſen rechtmaͤßiger Beſitz ſich mit ihren 
Umftänden offenbar nicht vereinigen laͤßt, bey ſich 
führen, oder zum Verkaufe anbiethen; r) wenn in 
An⸗ 
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Anſehung eines Kindes mordes die auffallende gähe 
Veraͤnderung am Leibe, der Abgang des Kindes, 
und die durch Beſichtigung der Perſon entdeckte Ge⸗ 
wißheit einer vor Kurzem vorgegangenen Geburt zu⸗ 
ſammen treffen. 

§. 288. Verwirrte , unterbrochene Reden, 
Veraͤnderung der Geſichtsfarbe, Furcht, Zittern, 
Gemuͤthsbeſchaffenheit, Verwandtſchaft mit Verbre⸗ 
chern, und dergleichen einer unſicheren Ausdeutung 
unterworfene Umſtaͤnde Eönnen keine rechtmäßige An⸗ 
zeigung abgeben, wohl aber neben anderen auf die 
That ſelbſt zeigenden Gruͤnden die Wahrfcheinlich- 
keit der Beſchuldigung vergrößern. 

§. 289. Die Wahrheit aller Umſtaͤnde, aus 
welchen die Anzeigungen entſtehen, muß, ſo viel 
moͤglich iſt, eroͤrtert werden, und jene Umſtaͤnde, 
auf welche die Beſchuldigung ſich gruͤndet, muͤßen 
außer Zweifel geſetzet ſeyn. 

$. 290. Daher ſoll alles, was zur Erforſchung 
dieſer Umſtaͤnde dienen kann, durch Vernehmung 
der Perſonen, die davon Wiſſenſchaft haben, und 
durch jede angemeſſene Erkundigung auf gleiche Art 
vorgekehret werden, wie es zur Erforſchung des 
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Verbrechens in dem vorigen Hauptſtuͤcke vorgeſchrie⸗ 
ben iſt. 

$. 291. Koͤmmt aus den eingehohlten Erkun⸗ 
digungen gegruͤndeter Verdacht hervor, daß bey dem 
Beſchuldigten ſolche Sachen, die auf das Verbre⸗ 
chen Beziehung haben, oder an ihm ſelbſt Merk 
mahle dieſer Art anzutreffen ſeyn duͤrften; ſo iſt ſei⸗ 
ne Wohnung, Behaͤltniſſe und Habſeligkeiten in ſei⸗ 
ner oder des Hausvaters Gegenwart zu durchſuchen, 
auf den noͤthigen Fall feine Kleidung zu durchfor⸗ 
ſchen, feine Perſon zu beſichtigen. Doch ſoll da— 
bey Vorſicht und Beſcheidenheit nicht außer Acht ges 
laſſen werden, damit die haͤusliche Ruhe nicht mehr 
darunter leide, als zur Erhaltung der gemeinen Si— 
cherheit, und Erfüllung der darauf zielenden Amts⸗ 
pflichten unvermeidlich iſt. 

$. 292. Zur Rechtmaͤßigkeit einer Anzeigung 
iſt nicht immer noͤthig, daß fie durch zwey unbedenk⸗ 
liche Zeugen, oder gerichtlichen Augenſchein bewie⸗ 
fen ſeyn müße. Auch Ein glaubwuͤrdiger Zeuge, 
er ſey der Beſchaͤdigte ſelbſt, oder ein Dritter, iſt 
genug, wenn er von der Ausübung der That ſelbſt, 
oder von nothwendig damit verbundenen Handlun⸗ 
gen des Beſchuldigten ausfagt, 
ö. 293. 
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$. 293. Auch entferntere Anzeigungen, und 
einzelne daruͤber vorhandene Zeugenſchaften koͤnnen 
zur rechtmaͤßigen Beſchuldigung zureichen, wenn ih⸗ 
rer mehrere auf eine Perſon fo uͤbereinſtimmend zu 
treffen, daß eine die andere unterſtuͤtzet, und ihr Zu⸗ 
ſammenhang durch keinen entgegen ſtreitenden Um⸗ 
ſtand geſchwaͤchet wird. 

$. 294. Ueberhaupt wird jede Anzeigung ſtaͤr⸗ 
ker, und der an ſich geringere Beweis derſelben 
wird wichtiger, wenn der Beſchuldigte eine Perſon 
von ſchlechtem Rufe iſt, von der man ſich des Ver⸗ 
brechens wohl verſehen kann. 

$. 295. Das Angeben eines Mitſchuldigen 
kann nur dann eine rechtmaͤßige Anzeigung ſeyn, 
wenn es, ohne daß ihm auf eine beſtimmte Per 
ſon gedeutet worden, freywillig, und umſtaͤndlich ge⸗ 
ſchehen iſt, auch die angegebenen Umſtaͤnde in der 
weiteren Nachforſchung wahr befunden worden find- 

§. 296. Es kann aber auch derjenige, dem 
daran gelegen iſt, daß ein wider ihn entſtandener 
Ruf, eine der Obrigkeit geſchehene Anzeige, oder 
ein ſonſt bey der Obrigkeit erregter Argwohn eines 
von ihm verübten Verbrechens in das Klare geſetzet 
werde, damit ihm nicht etwa die zu ſeiner Verthei— 
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digung dienlichen Beweiſe indeffen entgehen, oder 
weil er keinen Verdacht auf ſich liegen laſſen will, 
ſelbſt die Unterſuchung ſeiner Beſchuldigung verlan⸗ 
gen; und das Strafgericht muß in ſolchem Falle, 
obgleich es ſonſt die vorhandenen Anzeigungen nicht 
für hinlaͤnglich hielt, die Unterſuchung nach der all⸗ 
gemein vorgeſchriebenen Ordnung einleiten, und abs 
fuͤhren. 
$. 297. Wenn zwar Anzeigungen zur Beſchul⸗ 

digung, hingegen auch ſolche Umſtaͤnde vorkommen, 
wodurch jene entkraͤftet wurden, müffen dieſe mit 
gleichem Eifer erforſchet werden. Sofern alſo gegen 
Jemand der Verdacht eines Verbrechens gefaſſet, 
und der Erforſchung der wider ihn entſtandenen An⸗ 
zeigungen nachgegangen, der Ungrund des Verdach⸗ 
tes aber bey dieſer Erforſchung entdecket worden waͤ— 
re; ſoll nicht nur von weiterem Verfahren gegen 
ihn abgelaſſen, ſondern ihm auch auf Verlangen ein 
Amtszeugniß daruͤber zu ſeiner Rechtfertigung und 

Beruhigung ausgeſtellet werden. 

$. 298. Da zu Erhaltung der gemeinen Wohl- 

fahrt an ſchleuniger Entdeckung der Verbrecher alles 
gelegen iſt; ſo ſind auch die politiſchen Behoͤrden zu 

dieſem Zwecke mitzuwirken verbunden. Die Anzeis 
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gungen zu erforſchen liegt daher nicht nur dem Straf⸗ 
gerichte, ſondern auch jener Obrigkeit ob, welche 
nach der Verfaſſung des Landes die Aufſicht uͤber 
Ruhe“, Ordnung, und Sicherheit in dem Bezirke 
zu tragen hat, wo die Erforſchung geſchehen kann. 

g. 299. Jedes Gericht und Amt, auch jede 
andere Obrigkeit iſt ſchuldig, dasjenige, was ihr 
von den zur Entdeckung eines Verbrechers dienli⸗ 
chen Anzeigungen, oder von den auf ſolche Anzei⸗ 
gungen fuͤhrenden Umſtaͤnden bekannt wird, ſogleich 
dem Strafgerichte, oder der im vorigen §. genannt, 
ten politiſchen Obrigkeit mitzutheilen. 

$. 300. Das Strafgericht hat in Fällen, da 
ſeine Entlegenheit den Zeugen, welche abgehoͤrt 
werden ſollen, beſchwerlich, oder ſonſt der Befoͤr⸗ 
derung des Geſchaͤftes hinderlich waͤre, die gedach⸗ 
te politiſche Obrigkeit um die Erforſchung der ihm 
angedeuteten Anzeigungen zu erfuchen: 

d. 301. In dieſen Fällen, und überhaupt, 
ſobald die gedachte politiſche Obrigkeit die Spur 
eines Verbrechers erfährt, ſoll fie auch ohne eine 
Erinnerung des Strafgerichtes zu erwarten, den An⸗ 
zeigungen auf die vorgeſchriebene Art nachforſchen, 
und die Verhandlung dem Strafgerichte uͤbergeben, 
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welchem unbenommen bleibet, das etwa Mangel: 
hafte zu verbeſſern. 

$. 302. Keinem Strafgerichte, und keiner am 
dern Obrigkeit iſt in irgend einem Falle erlaubt, 
Jemanden, der ihr verdaͤchtig iſt, unmittelbar, oder 
durch heimlich angeſtiftete Leute Fallſtricke zu legen, 
wodurch jener fein boͤſes Vorhaben in wirkliche Aus⸗ 
uͤbung zu bringen, oder das Verbrechen fortzuſetzen, 
oder zu wiederhohlen gelocket werde, um auf ſolche 
Art dringendere Anzeigungen oder Beweismittel 
wider ihn aufzubringen. Ueber alles, was immer 
aus einer ſolchen Verfuͤhrung geſchehen wäre, iſt 
die Obrigkeit von der ihr vorgeſetzten Behoͤrde zur 
ſtrengen Verantwortung und Strafe zu ziehen. 


Viertes Hauptſtuͤck. 


Von Verhaftung und ſummariſcher Ab⸗ 
hoͤrung des Beſchuldigten. 


9. 303. 
Wer aus rechtmäßigen: Anzeigungen eines Ber 
brechens beſchuldiget, oder in dem Verbrechen ſelbſt 


betreten worden, der ſoll in gerichtlichen Verhaft 


genommen werden. . 
9. 304, 
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$. 304. Der auf feifcher That betretene Ver⸗ 
brecher iſt nach dem 253. $. von jeder Obrigkeit, 
die ihn betritt, oder der er geſtellet wird, handfeſt 
zu machen, und entweder dem Strafgerichte unmit⸗ 
telbar, oder jener Obrigkeit, welche in dem Orte 
über Ruhe, Ordnung, und Sicherheit zu wachen 
hat, zur weiteren Einlieferung an daſſelbe zu übers 
geben, 

F. 305. Gründet ſich die Beſchuldigung auf 
rechtmaͤßige Anzeigungen; ſo iſt es die Pflicht der 
Obrigkeit, welche in dem Orte, wo die Anzeigung 
vorkoͤmmt, über Ruhe, Ordnung, und Sicherheit 
zu wachen hat, daß ſie den Beſchuldigten, wenn er 
in ihrem Bezirke anzutreffen iſt, in Verwahrung 
nehme, oder hierwegen an die Obrigkeit ſeines 
Aufenthaltsortes die Erinnerung erlaſſe, oder dem 
Entflohenen, wenn ſichere Spur und Hoffnung ihn 
einzuhohlen vorhanden iſt, nachſetze, und den auf 
die eine oder andere Art Eingebrachten mit allem, 
was in Beziehung auf ihn vorgekommen, oder ver⸗ 
handelt worden iſt, ſogleich dem Strafgerichte übers 
liefere. 

$. 306. Die Anhaltung und Verwahrung muß 
mit aller Vorſicht, daß der Beſchuldigte nicht ent⸗ 
kom⸗ 
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komme, aber auch mit möglicher Schonung feiner 
Ehre und Perſon, bewerkſtelliget werden. Nur 
dann ſoll angemeſſene Gewalt wider ihn gebrauchet 
werden, wenn er ſich widerſetzet, oder zu entfliehen 
verſuchet. 

9. 307. Sobald der Beſchuldigte entweder von 
dem Strafgerichte ſelbſt verhaftet, oder demſelben 
geftellet worden iſt, hat es a) den Anlaß der Ver- 
haftung mit Beziehung auf die Anzeigungen, wel⸗ 
che zum Grunde liegen, b) eine genaue Beſchrei⸗ 
bung der aͤußeren Geſtalt und Kleidung des Verhaf⸗ 
teten in das Protokoll aufzunehmen; c) die Klei⸗ 
dungsſtuͤcke des Verhafteten, und was er etwa 
ſonſt noch bey ſich getragen hat, fo genau zu durch⸗ 
gehen, daß nichts verborgen bleiben koͤnne. 

$. 308. Was von Urkunden, Gelde, oder ſonſt 
vom Metalle, von Waffen, oder ſolchen Werkzeu⸗ 
gen, womit der Verhaftete ſich los machen, oder 
fich ſelbſt Gewalt anthun Eönnte, oder von Gegen⸗ 
ſtaͤnden, oder Merkmahlen eines Verbrechens bey 
dieſer Durchſuchung gefunden wird, ſoll dem Ver⸗ 
hafteten abgenommen, und von dem Strafgerichte 
aufbewahret werden. 


$. 309, 
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$, 309. Unmittelbar hierauf, und ohne allen 
Aufſchub iſt der Verhaftete ſummariſch abzuhoͤren. 

5. 310. Dieſes Verhoͤr iſt mit der ernſtlichen 
Ermahnung an den Verhafteten zu eroͤffnen, daß 
er die reine Wahrheit auszuſagen habe, indem er 
hierzu verpflichtet ſey, hingegen jede Lüge ihm Be 
ſtrafung zuziehen, und wegen der daraus hervor 
leuchtenden Bosheit auch die kuͤnftige Beſtrafung 
des Verbrechens vergroͤſſern würde. 

$. 311. Sodann iſt er über feinen Vornahmen 
und Geſchlechtsnahmen, ſein Alter, Geburtsort, 
feine Aeltern, ob er verehelicht ſey, und dann uͤber 
den Ehegenoſſen, und die Kinder, uͤber ſeinen Nah⸗ 
rungsſtand, letzten Aufenthaltsort, ob er ſchon ein⸗ 
mal im Verhafte geweſen, und endlich uͤber die Ur⸗ 
ſache ſeiner dermaligen Anhaltung zu befragen. 

d. 312. Wollte er auf die an ihn geſtellten Fra⸗ 
gen keine Antwort geben, oder ſeine Antwort auf 
ganz andere zur Sache nicht gehörige Gegenſtaͤnde 
lenken; ſo wäre ihm noch einmal ernſtlich zu bedeu⸗ 
ten, daß dieſes hartnaͤckige Schweigen, oder wi⸗ 
derſpaͤnſtige Betragen nur zur Verſchlimmerung ſei⸗ 
ner Sache gereichen koͤnne. Wuͤrde er dennoch dar 
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rauf beharren, fo ſoll er in das Gefaͤngniß verſchaf⸗ 
fet werden. 

$. 313. Wenn der Verhaftete von der Urfa⸗ 
che feiner Anhaltung nichts zu wiſſen angäbe; fü 
waͤre ihm das angeſchuldete Verbrechen ſoweit, und 
aus den wider ihn vorhandenen Anzeigungen ſo viel 
vorzuhalten, als unmittelbar dazu noͤthig if, ihn 
in die Kenntniß der Beſchuldigung zu ſetzen. 

$. 314. Laͤugnet er das ihm angeſchuldigte 
Verbrechen; ſo iſt er zu befragen, was er zum Be⸗ 
weiſe feiner Unſchuld anführen, ins Beſondere, 
ob er in Ruͤckſicht auf Zeit und Ort der geſchehe⸗ 
nen That ſich ſo ausweiſen koͤnne, daß ihm dieſe 
That zu begehen nicht moͤglich geweſen waͤre. 

$. 318. Iſt er des Verbrechens geſtaͤndig; fo 
ſoll die Ausſage, ohne das Verhoͤr mehr zu unter⸗ 
brechen, ſo aufgenommen werden, daß ſie die um⸗ 
ſtäͤndliche Erzählung von dem Anlaſſe, Entſchluſſe, 
der Unternehmung und Vollbringung enthalte. 

$. 316. Laßt der Verhaftete ſich mit dem Ber 
kenntniſſe ſolcher Verbrechen heraus, von welchen 
zwar noch keine Anzeigungen vorhanden find; ſo 
muß doch auch hierüber ſeine Ausſage ganz, wie er 
ſie ablegt, aufgenommen werden. 


$ 317. 
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$. 317. Zeigen die Umſtaͤnde der That, daß 
mehrere Perſonen daran Theil haben duͤrften; ſo 
iſt der Verhaftete auch um die Theilnehmer zu ber 
fragen. 

de 318. Jede Frage, und die darauf erfolgte 
Antwort des Verhoͤrten iſt nach fortlaufenden Zah⸗ 
len in ein Protocoll einzutragen. 

9. 319. Dem Verhoͤrten ſteht frey, feine Ant, 
worten dem Gerichtsſchreiber in die Feder zu 
ſagen. 

. 320. Gebraucht er ſich dieſes Befugniſſes 
nicht, ſo muß der Beamte des Strafgerichtes die auf 
jede Frage aufgenommene Antwort dem Gerichts⸗ 
ſchreiber ſo, daß der Verhoͤrte jedes Wort wohl 
vernehmen koͤnne, in die Feder geben, darin aber 
die eigenen Ausdrucke des Verhoͤrten beybehalten. 
Jede Antwort ſoll, ſo bald fie niedergeſchrieben iſt, 
dem Verhoͤrten mit dem Befragen vorgeleſen wer⸗ 
den, ob ſie auf ſolche Art richtig eingetragen ſey. 
Verlangt er eine Abaͤnderung; ſo iſt dieſe zwar in 
das Protocoll aufzunehmen; an dem aber, was 
ſchon geſchrieben worden, iſt nichts mehr zu aͤndern⸗ 

F. 321. Jeder Bogen des Protocolls fol von 
dem Verhoͤrten unterſchrieben, oder wenn der Ber 
hoͤr⸗ 


hörte des Schreibens nicht kuͤndig wäre, von ihm 
ein Handzeichen darunter geſetzet, am Ende des 
Protocolls aber dieſe von dem Verhoͤrten geſchehe⸗ 
ne Unterſchrift oder Bezeichnung von den dem Ver— 
boͤre beygeſeſſenen Gerichtsbeamten und Beyſitzern 
mit ihrer Unterſchrift beſtaͤtiget werden. 

$. 322. Bey dem ſummariſchen Verhoͤre iſt 
ſich in die Beſchaffenheit der auf die geſtellten Fra⸗ 
gen erfolgten Antworten, und alſo in eine Eroͤrter⸗ 
ung, ob die Antworten mit den vorhandenen Anzei⸗ 
gungen uͤbereinſtimmen, nicht einzulaſſen. Auch 
darf dem Verhoͤrten keine Antwort an die Hand ge⸗ 
geben, und gegen ihn weder Zuͤchtigung, noch 
Drohung, oder Verheißung, oder was ſonſt im⸗ 
mer fuͤr ein obgleich gut gemeinter Kunſtgriff ange⸗ 
wandt werden, um ihn dadurch zu andern Ausſa⸗ 
gen zu bewegen, als wozu er ſich ſelbſt freywillig 
verſteht. 

5. 323. Wenn der Ort, wo die Verhaftung 
geſchehen iſt, von dem Orte, wo das Strafgericht 
ſeinen Sitz hat, ſo weit entfernt iſt, daß der Ver⸗ 
haftete nicht innerhalb zwoͤlf Stunden zu demſel⸗ 
ben geſtellet werden kann; fo ſoll die Obrigkeit 
welche in dem Orte der Verhaftung uͤber Ruhe, 
Orpd⸗ 


Ordnung und Sicherheit zu wachen hat, das ſum⸗ 
mariſche Verhoͤr nach gegenwaͤrtiger Vorſchrift aufs 
nehmen, und das Protocoll nebſt allen etwa in 
Verwahrung genommenen Stuͤcken bey der Einlies 
ferung des Verhafteten zugleich an das Strafgericht 
uͤberſenden. In dieſem Falle hat das Strafgericht 
dem Eingelieferten ſogleich das von der politiſchen 
Obrigkeit geführte Protocoll, ſoweit es feine Aus» 
fage betrifft, vorzuleſen, ihn, ob er etwas beyzu⸗ 
ſetzen oder abzuaͤndern habe, zu befragen, und ſei⸗ 
ne Antwort, mit Beobachtung der in den 319. und 
321. F. erwähnten Foͤrmlichkeſt, dem Protocolle 
hinzu zu fuͤgen. 

§. 324. Wenn der Beſchuldigte einen ordentli⸗ 
chen Wohnſitz hat, und aus dem Vorgange nicht 
ſchon erhellet, daß ſeine Civilbehoͤrde von ſeiner er⸗ 
folgten Verhaftung unterrichtet ſey; fü ſoll das 
Strafgericht derſelben davon Nachricht geben, damit 
ſie nach den ihm etwa obliegenden Verpflichtungen 
das Erforderliche einleiten möge: 

d. 325. Iſt die verhaftete Perſon ein in offent⸗ 
lichen Dienſten ſtehender Beamter, ein Geiſtlicher, 
ein Mitglied der Landesſtaͤnde, oder einer Univer⸗ 
ſitaͤt; fo fol das Strafgericht nach dem ſummari⸗ 
Strafgeſetzbuch. 5 ſchen 
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ſchen Verhoͤre fogleich dem Obergerichte die Anzei⸗ 
ge davon machen, damit von dieſem der Behoͤrde, 
unter welcher der Verhaftete Diener, dem Biſchofe, 
oder der Landſchaft, oder Univerſitaͤt die Nachricht 
gegeben werde. 

F. 326. Auch in den Fällen, in welchen der 
Verhaftete nach dem 244. J. an ein anderes Ges 
richt abzugeben iſt, ſoll doch vor dieſer Abgebung 
immer ein ſummariſches Verhoͤr aufgenommen, 
und bey der Auslieferung des Verhafteten mitges 
theilet werden. 

d. 327. Wenn der Verhaftete des Verbrechens 
des Hochberrathes, der Verfaͤlſchung der Staats- 
papiere, oder Muͤnzfaͤlſchung, oder ſonſt eines durch 
große Ausbreitung der Mitſchuldigen dem gemeinen 
Sicherheitsſtande gefährlichen Verbrechens befchul- 
diget iſt; hat das Strafgericht ſogleich die Anzeige 
an das Kreisamt zu machen, damit, wenn indeſſen 
in Ruͤckſicht auf den Staat Verfügungen erforder⸗ 
lich waͤren, das Noͤthige vorgekehret, und nach 
Beſchaffenheit der Umſtaͤnde auch der Landesſtelle 
Bericht von dem Vorfalle gegeben werde. 


d. 328. 
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. 328. Wenn a) die Beſchuldigung ein Civil⸗ 
verbrechen, oder auch ein ſolches Criminalverbre⸗ 
chen betrifft, welches nach dem Geſetze hoͤchſtens 
eine einjährige Strafe nach ſich ziehen koͤnnte, zus 
gleich b) der Beſchuldigte eine bekannte, der Ent⸗ 
fliehung halber unverdaͤchtige Perſon von ſonſt un⸗ 
beſcholtenem Rufe iſt, und c) aus ſeiner Freyheit 
nicht zu beſorgen ſteht, daß die Unterſuchung er⸗ 
ſchweret werde; ſoll der Beſchuldigte von der Ver⸗ 
haftung verſchonet, und das Verfahren mit ihm 
auf freyem Fuße eingeleitet werden; doch muß er 
dem Strafgerichte angeloben, ſich von ſeinem Auf— 
enthaltsorte bis zum Austrage der Sache nicht weg 
zu begeben, noch ſich verborgen zu halten, ſondern 
auf jede Vorforderung vor Gericht zu erſcheinen. 


Fuͤnftes Hauptſtuͤck. 
Von den Gefaͤngniſſen. 
$. 329. 


Di Verhafteten ſollen nicht nur dem Geſchlechte 
nach abgeſondert, ſondern uͤberhaupt jeder allein, 
ſo viel moͤglich iſt, in einem eigenen Gefaͤng niſſe 
92 ver⸗ 
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verwahret werden. Beſonders iſt darauf zu fe 
hen, daß jene, die einer Mitſchuld verdaͤchtig find, 
von einander genugſam entfernet ſeyn. Daher muß 
bey jedem Strafgerichte eine ſeinem Bezirke ange⸗ 
meſſene, und dieſer Abſonderung entſprechende An⸗ 
zahl Gefaͤngniſſe vorhanden ſeyn. 

$. 330. Jedes Gefaͤngniß muß hinlaͤnglich Luft, 
und Licht, und wenigſtens ſo viel Raum haben, 
daß der Verhaftete darin gehen koͤnne. Es muß 
trocken, reinlich, und uberhaupt fo beſchaffen ſeyn, 
daß bie Geſundheit des Verhafteten keiner Gefahr, 
und er keinem andern Uebel ausgeſetzet werde, als 
was die Verſicherung von ſeiner Perſon, und Ver⸗ 
binderung der Entweichung nothwendig mit ſich 
bringt. 

$. 331. Allgemein ſollen bey Gefängniffen , fo 
viel die Lage des Gebaͤudes zulaͤßt, und ſonſt die 
Umſtaͤnde erlauben, folgende Vorſichten angewandt 
werden: a) das Fenſter, wodurch Luft und Licht 
hinein kommt, foll nicht auf einen offenen Weg, 
ſondern in einen Hof, oder Gang gehen, und ſo 
in die Höhe geſetzt ſeyn, daß weder von Außen Je- 
mand hinein, noch der Verhaftete hinaus ſehen, 
oder ſich mit Jemanden beſprechen koͤnne. Auch 
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iſt das Fenſter mit ſtarkem und engen eifernem Ges 
gitter zu verſehen, damit der Verhaftete dadurch 
nicht entkommen, und ihm von Außen nichts zuge⸗ 
worfen werden koͤnne; b) wo die Mauern nicht dick 
genug, oder nicht ganz trocken ſind, muͤßen ſie in⸗ 
wendig mit Pfoſten belegt werden; c) die Thuͤre 


muß aus doppelten Pfoſten beſtehen, und von Aus 
ßen durch zwey oben und unten befeſtigte eiſerne 


Klinken, oder ſogenannte Arben, und zwey daran 
gelegte ſtarke Vorhaͤngſchloͤßer verſichert werden. 
In der Mitte der Thuͤre ſoll eine kleine Oeffnung 
eingeſchnitten ſeyn, welche ebenfalls geſperrt, und 
nur von Außen aufgemacht werden koͤnne, an ſich 
aber dazu diene, daß dem Gefaͤngniße zuweilen 
Zugluft verſchaffet, und der Verhaftete zu allen 
Zeiten, ohne die Thüͤre ſelbſt zu oͤffnen, von dem 
Gefangenwaͤrter beobachtet werden konne; d) nach 
Beduͤrfniß follen die Gefaͤngniſſe mit Oefen verſe⸗ 
hen, dieſe aber inwendig mit eiſernen Stangen zus 
verlaͤßig verwahret ſeyn, damit der Verhaftete da⸗ 
durch nicht entkommen koͤnne. Auf gleiche Art iſt 
der Rauchfang zu verwahren, und die Oeffnung 
zur Heizung vorſichtig verſchloſſen zu halten; e) zur 
Lagerſtaͤtte muß eine Britſche vorhanden, und fo 
9 3 aus 
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zubereitet ſeyn, daß der Verhaftete, wenn es nds 
thig iſt, daran geſchloſſen werden koͤnne; f) in je⸗ 
dem Gefaͤngniſſe muͤſſen entweder Steine wenig⸗ 
ſtens von dem Gewichte eines Centners, oder eis 
ſerne in der Wand, oder dem Fußboden ſtark be⸗ 
feſtigte dicke Ringe zur Hand ſeyn, um den Ber, 
ı bafteten auf allen Fall anketten zu können; g) je 
des Gefaͤngniß iſt mit einer Zahl zu bezeichnen, 
damit die Ordnung in der Anweiſung, Beſichti⸗ 
gung, und übrigen Beſorgung genau beobachtet 

werden koͤnne. 
N | $ 332. Die Art des Verhaftes, ob naͤhmlich 
N der Verhaftete bey Tag und Nacht ohne Eiſen ge⸗ 
laſſen, ob er nur zur Nachtzeit an die Britſche an⸗ 
geſchloſſen, oder ſtaͤts in Eiſen an den Fuͤßen, oder 
| auch an Händen gehalten, oder an den in dem Ge— 
faͤngniſſe befindlichen Stein, oder Ring angekettet 
werden ſoll, iſt von dem Strafgerichte nach Beſchaf— 
fenheit der Umſtaͤnde anzuordnen. Daſſelbe hat ſich 
dabey zur allgemeinen Regel vor Augen zu halten, 
daß Verhaftete, welche eines ſehr ſchweren Verbre— 
chens, worauf nach dem Geſetze der Tod, oder le⸗ 
benslange Kerkerſtrafe ſteht, beſchuldiget oder ſchon 
öfter im. Criminalberhafte geweſen find , oder zu 

ent⸗ 
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entweichen verſucht haben, in Eiſen, und auf allen 
Fall auch an der Kette gehalten werden ſollen. Bey 
den übrigen hat das Strafgericht auf die Größe des 
Verbrechens, auf die wider den Verhafteten mehr 
oder weniger auffallenden Anzeigungen, auf ſeine 
Gemüuͤths⸗ und koͤrperliche Beſchaffenheit, und das 
Verhalten bey der Einlieferung Ruͤckſicht zu tragen. 
Doch ſoll daſſelbe beſtaͤndig zur Richtſchnur nehmen, 
daß eben ſo, wie an der noͤthigen Vorſicht gegen 
Entweichung nichts verſaͤumet werden darf, auch der 
Verhaftete mit aller möglichen Schonung, in ſo 
fern dieſe mit der Sicherheit vereinbarlich iſt, bes 
handelt werde. 6 

F. 333. Findet das Strafgericht während der 
Unterſuchung aus den in der Verhandlung ſich erge⸗ 
benden Umſtaͤnden, oder aus dem Berichte des Ges 
fangenwaͤrters uͤber das Betragen des Verhafteten 
für nothwendig, das Gefaͤngniß, oder die Vor⸗ 
ſichtsmittel, von Zeit zu Zeit zu verandern; fo iſt es 
hierzu allerdings befugt. Inſonderheit muß das 
Gefaͤngniß damals veraͤndert werden, wenn bemers 
ket wird, daß zwey zunaͤchſt an einander Verhafte⸗ 
te auf irgend eine dem Unterſuchungsgeſchaͤfte nach⸗ 
theilige Art in Unterredung, oder Einverſtaͤndniſſe 

9 4 fies 
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ſtehen, oder wenn man entdecket, daß der Verhaf⸗ 
tete Vorbereitungen zur Entfliehung unternommen 
habe. 

$. 334. So lange der Verhaftete ſich in der 
Unterſuchung befindet, iſt ihm erlaubt, aus eige⸗ 
nem Vermoͤgen, ſo viel er will, auf die Koſt zu 
verwenden. Er kann auch von andern Perſonen 
Huͤlfe erhalten, oder durch Arbeiten einiges Geld 


verdienen, und es zu ſeinem beſſeren Unterhalte 


verwenden. Nur iſt ihm a) keine Unmaͤßigkeit im 
Eſſen und Trinken zu geſtatten; b) von Speiſen 
ſind ihm nur ſolche, die in dem Verwahrungshauſe 
gekocht find, zuzulaſſen; c) von baarem Gelde ſoll 
nichts zu ſeinen Handen kommen, ſondern alles, 
was ihm aus fremder Huͤlfe, oder ſeinem Verdien⸗ 
ſte zufließet, unmittelbar dem Strafgerichte uͤberge⸗ 
ben werden, welches ihm davon die Koſt anzuſchaf⸗ 
fen hat. 

d. 335. Mangelt es dem Verhafteten an den 
im vorigen $, erwähnten Zufluͤßen; ſo iſt das Straf⸗ 
gericht ihn mit Waſſer und Brod, und taͤglich einer 
warmen Speiſe zu verpflegen ſchuldig. 

$. 336. Auch iſt dem Verhafteten ſich feiner 


keigenthuͤmlichen Kleidung zu gebrauchen, folhe durch 


feis 


feine Arbeit, oder aus fremder Hülfe anzuſchaffen, 
fo weit es feiner Lage anfteht, erlaubt. Doch fol 
nicht nur die wegen des Geldes bereits in dem 334. 
9. bemerkte, ſondern auch die weitere Vorſicht beob⸗ 
achtet werden, daß ihm kein Kleidungsſtuͤck zukom⸗ 
me, was nicht vorher bey dem Strafgerichte genau 
durchſuchet worden iſt, damit ihm nichts heimlich zu⸗ 
geſtecket werde. 

g. 337. Dem Duürftigen hat das Strafgericht 
die nöthigfte Kleidung abzureichen. Daſſelbe ſoll 
aber bey aͤrmern Verhafteten uberhaupt dafur ſor⸗ 

gen, daß die von ihnen mitgebrachte Kleidung währ 
rend des Verhaftes nicht ganz abgenuͤtzet werde, 
und ſie ſich dadurch nach geendigtem Verfahren ohne 
nöthige Kleidung finden. Daher find ſolchen Ver⸗ 
hafteten ihre entbebrlichen Kleidungsſtuͤcke abzuneh⸗ 
men, und bey dem Strafgerichte indeſſen aufzuber 
wahren; darüber iſt aber ein orbentliches Berzeich⸗ 
niß abzufaſſen, damit nichts verloren, oder ver⸗ 
wechſelt werde. 

$. 338. Iſt der Verhaftete nicht mit einem ei⸗ 
genen Bette verſehen, deſſen er ſich in dem Gefaͤng⸗ 
niſſe bedienen koͤnnte; ſo ſoll ihm doch von dem 
5 Straf⸗ 
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Strafgerichte ein Strohſack, und eine Decke, oder 
ſogenannte Kotze, gegeben werden. 

g. 339. Dem Verhafteten ift jede Handarbeit 
und Beſchoͤftigung zu geſtatten, in fo fern ſolche 
mit dem Verhafte vereinbarlich, und nicht zu beſor⸗ 
gen iſt, daß ſie Gelegenheit zur Entweichung, oder 
gewaltthaͤtigen Selbſtverletzung gebe. 

5. 340. Tabak zu ſchmauchen, Licht zu bren⸗ 
nen, oder was ſonſt eine Flamme hervorbringen 
koͤnnte, darf dem Verhafteten nicht geſtattet wer⸗ 
den. Was aber zur Reinlichkeit des Körpers noͤ— 
thig iſt, das ſoll man ihm verſchaffen. 

d. 341. Wenn ein Verhafteter in eine Krank⸗ 
heit verfaͤllt, oder eine verhaftete Weibsperſon der 
Entbindung nahe koͤmmt, ſoll dem Strafgerichte ſo⸗ 
gleich von dem Gefangenwaͤrter die Anzeige gemacht 
werden, damit ohne Verzug alle Huͤlfe herbey ge⸗ 
ſchaffet werde, welche die Menſchlichkeit fordert. 
Doch iſt nur der eigens dazu beſtellte Arzt, oder 
die Wehmutter zu rufen, auch dabey die noͤthige 
Vorſicht gegen die Entweichung des Verhafteten 
nicht aus den Augen zu ſetzen. 

d. 342. Erklaͤrte der Arzt den Zuſtand des 
Verhafteten für todesgefaͤhrlich; fo waͤre dieſem zur 
geiſt⸗ 
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geiſtlichen Huͤlfe der eigens hierzu beſtimmte Seel, 
ſorger zuzulaſſen. 

§. 343. Ueberhaupt darf Niemand zu dem 
Verhafteten kommen, und ſich mit ihm beſprechen, IE 
es ſey denn mit befonderer Erlaubniß des Strafges 
richtes, und in Gegenwart eines ſolchen Beamten 
deſſelben, dem die Sprache verſtaͤndlich iſt, worin 
die Unterredung geſchehen ſoll. Es kann auch der 
Verhaftete nicht anders eine Nachricht Jemanden 
geben, oder von Jemanden erhalten, als muͤndlich, 
und zwar nur durch das Strafgericht ſelbſt. 

$. 344. Der von dem Strafgerichte beſtellte || 
Gefangenwaͤrter ſoll die ihm anvertrauten Schluͤßel 
zu den Gefaͤngniſſen nie aus Handen geben. Iſt 
er durch andere Amtsverrichtungen, oder Krankheit 
an Beſorgung der Verhafteten auf eine Zeit gehin⸗ 
dert; ſo darf er die Schluͤßel nur Jenem uͤberlaſſen, 
den das Strafgericht unter gleicher Verbindlichkeit 
ausdruͤcklich dazu beſtimmet. 

$. 348. Wenn dem Verhafteten Eiſen anzu⸗ 
legen, oder ihn noch uber dieß anzuketten verord⸗ 
net iſt, muß ſolches in Gegenwart des Gefangen⸗ 
waͤrters mit allenthalben genauer Vorſicht geſche⸗ 
hen; und es ſollen hierzu keine andern Eiſen ge⸗ 

N braucht 
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braucht werden, als worein der Schloſſer, von 
dem ſie verfertiget worden, ſeinen Nahmen einge⸗ 
praͤget hat. 

g. 346. Der Gefangenwaͤrter muß täglich jes 
des Gefaͤngniß worin ſich ein Verhafteter befindet, 
die Wände, Oefen, Thuͤren, Fenſter, und Lagerſtaͤtte 
mit Aufmerkſamkeit beſichtigen, ob ſich nicht Zeichen 
einer von dem Verhafteten zur Entweichung verſuch⸗ 
ten Vorbereitung fehen laſſen. Eben fo muß er 


täglich die Eiſen beſichtigen, ob ſich nicht Merk⸗ 


mahle einer daran verſuchten Gewalt zeigen. In 
jedem Falle einer ſolchen Entdeckung muß er ſogleich 
dem Strafgerichte die Anzeige machen. 

g. 347. Wenn dem Verhafteten die Nahrung 
gebracht wird, muß der Gefangenwaͤrter ebenfalls 
zugegen ſeyn, und ſorgfaͤltig darauf ſehen, daß dem⸗ 
ſelben nichts heimlich zugeſtecket werde. 

$. 348. Wenn der Gefangenwaͤrter das Ge⸗ 


faͤngniß betritt, ſoll er, inſonderheit bey verwege⸗ 


nen Gefangenen, oder wo aus Nothwendigkeit de⸗ 
ren mehrere beyſammen ſind, wenigſtens Einen Ge⸗ 
hülfen zur Seite haben. Die Stellung des Ver⸗ 
hafteten vor das Gericht ſoll mit gleicher Bebut⸗ 
ſamkeit geſchehen. Iſt es nothwendig, das Gefaͤng⸗ 
niß 


niß naͤchtlichet Weile zu betreten, ſo foll es nie mit 
offenem Lichte, allezeit mit einer Laterne geſchehen. 
$, 349. Dem Gefangenwaͤrter iſt unter ſchar⸗ 
fer Beſtrafung verbothen, ſich mit dem Verhafte⸗ 
ten in ein Geſpraͤch, das auf deſſen Umſtaͤnde oder 
Verbrechen Beziehung hätte, einzulaſſen, oder un 
ter was immer für einem Vorwande auch nur das 
geringſte Geſchenk anzunehmen. Er ſoll aber auch 
an den Gefangenen, außer in dem einzigen Falle, 
daß er von ihm angegriffen wuͤrde, nie eigenmaͤch⸗ 
rig Hand anlegen, wohl aber von allem, was an 
des Verhafteten Reden, oder Betragen auffällt, 
dem Strafgerichte unverzuͤglich Bericht abſtatten. 

g. 350. So wie der Verhaftete von dem Ges 
richte ſowohl, als dem Gefangenwaͤrter uͤberhaupt 
mit moͤglicher Schonung, Gelindigkeit, und An⸗ 
ſtaͤndigkeit behandelt werden ſoll; fo muß er hinge⸗ 
gen auf ſeiner Seite ſich ſittſam betragen, und in 
allem, was Ordnung, und Reinlichkeit des Hau⸗ 
ſes betrifft, ſich folgſam bezeigen. 

$. 351. Würde er ſich unanſtaͤndig, oder wie 
derſpaͤnſtig verhalten; fo ſoll ihn das Strafgericht das 
für auf eine dem Vergehen angemeſſene Art entwe⸗ 
der mit Streichen, deren Zahl jedoch nie über zwan⸗ 

zig 
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zig ſich erſtrecken kann, oder mit Faſten bey Waſſer 
und Brod durch Einen Tag, oder mit Anſchlagung 
ſchwererer Eiſen, oder mit engerer Ankettung bes 
ſtrafen. 

$. 332. Hätte er zu entweichen verſuchet; ſo 
ſoll das Strafgericht ohne allen Verzug die davon 
vorhandenen Merkmahle in Augenſchein nehmen, 
ihn daruͤber zur Rede ſtellen, und ſogleich nach dem 
Verhaͤltniſſe der Umſtaͤnde auf eine oder andere in 
dem vorigen d. bemerkte Art beſtrafen; und es kann 
in dieſem Falle die Zahl der Streiche auch bis auf 
fünfzig, und das Faſten auf mehrere eingetheilte 
Tage ausgemeſſen werden. Dabey iſt aber auch 
die zweckmaͤßige Anſtalt zu treffen, daß den Abſich⸗ 
ten des Verhafteten zuverlaͤßig vorgebogen werde. 
Wie übrigens jene Verhafteten, welche einander die 
Gelegenheit zum Entweichen durch Liſt, oder Ge⸗ 
walt erleichtern, ſich eines Criminalverbrechens ſchul⸗ 
dig machen, dieſes iſt oben in dem vier und zwan⸗ 
zigſten Hauptſtuͤcke des erſten Theiles enthalten. 

§. 353. Ueber die in vorigen zwey Si. erwaͤhn⸗ 
ten Verhandlungen iſt ein Protocoll zu fuͤhren, und 
den Unterſuchungsgeten des Verhafteten beyzulegen. 


F. 354. 


d. 354. Der Gefangenwaͤrter hat uͤber alle un⸗ 

ter feiner Aufſicht ſtehende Verhaftete ein genaues 
Protocoll zu führen. Die Rubriken dieſes Proto⸗ 
colles ſind: 

a) die Zahl, unter welcher der Verhaftete 
eingebracht worden. Dieſe laͤuft in der Reihe vom 
Anfange bis zum Ende des Jahres fort. Zu En⸗ 
de des Jahres ſind die im Verhafte Verbliebenen 
in das Protocoll des kuͤnftigen Jahres nach der 
Ordnung, wie ſie im vorigen ſtanden, mit wieder 
anfangender Zahlenreihe zu uͤbertragenz 

b) der Tag, an welchem der Verhaftete ein, 
gebracht worden; 

c) der Nahme der Obrigkeit „ durch welche 
die Anhaltung geſchehen iſt; 

d) der Vor- und Zunahme des Verhafteten; 

e) die Zahl des Gefaͤngniſſes, und die ber 


fonderen Vorſichten, unter welchen etwa der Ver— 
haft dauert; 


) des Gefangenen Betragen im Verhafte; 

g) der Tag, und die Art, wie derſelbe aus 
dem Berhafte gekommen iſt; durch Tod, Entflie⸗ 
hung, Entlaſſung, oder andere Aburtheilung. 


H. 358. 
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$. 355: Das Strafgericht hat in den Gefaͤng⸗ 
niſſen von Zeit zu Zeit, und wenigſtens Einmal 
des Monats, unvermuthet nachzuſehen, dabey, ob 
die beſtehenden Vorſchriften genau in die Erfüͤl⸗ 
lung kommen, zu unterſuchen, die entdeckten Ge⸗ 
brechen zu verbeſſern, und alles dasjenige einzulei⸗ 
ten, was dazu dienen kann, Sicherheit, gute Zucht, 
Ordnung und Reinlichkeit in den Gefaͤngniſſen ein⸗ 
zuführen, und zu erhalten, zugleich auch den Ber 
hafteten ihr Schickſal, fo weit es thunlich ift, er, 
traͤglicher zu machen. Vorzuͤglich ſollen die Ver⸗ 
hafteten bey jeder ſolchen Nachſehung allein uͤber 
die Begegnung des Gefangenwaͤrters befragt, und 
dieſer, wenn gegruͤndete Klagen gegen ihn vorkom⸗ 
men, ſtreng beſtrafet werden. 
— —— ͤ öũök＋C— — ——iꝓ er 

Sechſtes Hauptſtuͤck. 
Bon 
dem ordentlichen Unterſuchungsprozeſſe⸗ 

§. 356. 


Der Hauptzweck des gerichtlichen Verfahrens mit 
einem Beſchuldigten iſt, feine Schuld oder Unſchuld 
ſo 


fo vor Augen zu legen, daß mit der moͤglichſten 
Zuverlaͤßigkeit daruͤber geurtheilet werden koͤnne. 

9. 357. Das Strafgericht muß demnach durch 
die Unterſuchung jeden Umſtand, welcher auf das 
dem Beſchuldigten zur Laſt gelegte Verbrechen Be⸗ 
ziehung hat, fo, wie alles, was zu feiner Recht⸗ 
fertigung behuͤlflich ſeyn kann, und die Verhaͤltniſ⸗ 
ſe, welche das Verbrechen ſchwerer machen, ſo 
wie jene, welche die Strafbarkeit vermindern koͤn⸗ 
nen, mit gleicher Unparteylichkeit, und Thaͤtigkeit 
erforſchen, und den vollſtaͤndigen Beweis daruͤber 
herbey zu ſchaffen trachten. Es muß die Verbre⸗ 
chen, welche waͤhrend dem Verfahren bekannt 
werden, eben ſo unterſuchen, wie jene, die ſchon 
bey der Verhaftung des Beſchuldigten angezeigt 
waren. 

§. 358. Soweit alſo das Verbrechen und die 
Strafbarkeit des Beſchuldigten, oder was zu ſeiner 
Rechtfertigung dienen kann, nicht ſchon durch die 
in vorigen Hauptſtuͤcken angeordneten Verhandlun— 
gen zur Gewißheit gebracht iſt, liegt dem Strafge⸗ 
richte ob, die ordentliche Unterſuchung durch die 
Abhoͤrung des Beſchuldigten, und der Zeugen, 
durch gerichtliche Beſichtigung, Herbeyſchaffung der 
Strafgeſetzbuch. = Ur⸗ 
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Urkunden, und alle ſonſt moͤgliche Aufklaͤrung, voll⸗ 
ſtaͤndig zu machen. 

9. 359, Da die Vertheidigung der Unſchuld 
von Amtswegen ſchon in der Pflicht des Strafge⸗ 
richtes mit begriffen iſt; ſo kann der Beſchuldigte 
weder die Zugebung eines Vertreters oder Verthei⸗ 
digers, noch die Mittheilung der vorhandenen An: 
zeigungen verlangen. So wie er aber nach dem 
313. F. bey der Verhaftung unverzuͤglich in die noͤ⸗ 
thige Kenntniß der Beſchuldigung geſetzet werden 
muß; fo hat er auch während dem ganzen Verfaßz⸗ 
ren das unbeſchraͤnkte Recht, alles an die Hand zu 
geben, was er immer zu ſeiner Vertheidigung dien⸗ 
lich erachtet. 

d. 390. Der weitere Zweck der Unterſuchung 
iſt: a) die Mitſchuldigen und Theilnehmer an dem 
Verbrechen zu entdecken; b) denjenigen, die durch 
das Verbrechen Schaden gelitten haben, Entſchaͤ⸗ 
digung zu verſchaffen. Auch hierauf erſtrecket ſich 
alſo die dem Strafgerichte in dem 358 6. auferlegte 
Pflicht. > 
$. 361. Soweit es die Erreichung des Zwe⸗ 
ckes jeder Unterſuchung zulaͤßt, iſt das Strafgericht 
verpflichtet, ſowohl uberhaupt, als vorzuͤglich bey 


ſol⸗ 
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ſolchen Verbrechen, welche bey dem Volke beſonde⸗ 
res Aergerniß erreget haben, die Unterſuchung zu 
befoͤrdern. 

d. 362. Auch dann foll das Strafgericht ſich die 
Beförderung vorzüglich angelegen ſeyn laſſen, wenn 
etz um kleinere Verbrechen zu thun iſt, und ſich aus 
dem Verzuge der Unterſuchung ergeben konnte, daß 
der Verhaft während derſelben ſchwerer als die vers 
wirkte Strafe fallen moͤge. 

9. 363. Wenn wider den Verhafteten keine 
Anzeigungen eines andern Verbrechens vorkommen, 
als wegen welchen er vor das Strafgericht gezogen 
worden, und wenn er nicht ſelbſt mehrere Verbre⸗ 
chen bekennet, als wider ihn angezeigt ſind; ſo iſt 
die Vollendung der Unterſuchung darum nicht auf: 
zuhalten, weil man etwa argwohnet, daß er noch 
mehrere zur Zeit unentdeckte Verbrechen begangen 
habe. 

§. 364. Iſt der Verhaftete eines ſchweren 
Verbrechens, worauf der Tod, oder wenigſtens eis 
ne zehnjaͤhrige Kerkerſtrafe geſetzet iſt, geſtaͤndig; 
fo fol das Unterſuchungsgeſchaͤft wegen Nachfor⸗ 
ſchung auf kleinere Verbrechen nicht verzoͤgert wer⸗ 
den, in ſo fern ſolche Nachforſchung mit Weitlaͤu⸗ 
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figfeit verbunden wäre, und es dabey entweder nach 
der Beſchaffenheit des Verbrechens, oder wegen Mite 
telloſigkeit des Verhafteten auf keine Entſchaͤdi gung 
ankommt. 

. 365. Obgleich auf die Mitſchuldigen, bes 
ſonders wenn die Umſtaͤnde zeigen, daß das Ver⸗ 
brechen nicht ohne Mithuͤlfe habe veruͤbt werden koͤn⸗ 
nen, oder daß der Verhaftete ein Mitgeſell von ei⸗ 
ner boͤſen Rotte geweſen, mit allem Ernſte gedrun⸗ 
gen werden muß; ſo kann doch das Verfahren mit 
dem Verhafteten der Mitſchuldigen halber nur dann, 
wenn Mitſchuldige bereits eingebracht ſind, und nur 
ſo weit unterbrochen werden, als der Beweis gegen 
dieſen Verhafteten erſt durch die Mitſchuldigen ge⸗ 
führet werden müßte. 

$. 366. Nur bey den der Strafe des Todes 
oder lebenslangen Kerkers unterworfenen Verbre— 
chen, und bey welchen zugleich dem Staate daran 
gelegen iſt, das Aeuſſerſte anzuwenden, um verbor⸗ 
gene Thaten oder Mitſchuldige zu entdecken, kann 
mit dem Abſchluſſe der Unterſuchung fo lange einge: 
halten werden, als aus den Umſtaͤnden mit Grunde 


ſich erwarten laͤßt, in die Kenntniß mehrerer Per 
brechern oder Mitſchuldigen zu gelangen. 


F. 366. 


$. 367. Das Strafgericht iſt in allem, was im⸗ 
mer zu ſeinem Verfahren gehoͤrt, berechtiget, mit 
jeder politiſchen oder Juſtizbehoͤrde unmittelbares Ver⸗ 
nehmen durch Erſuchſchreiben zu pflegen; und jede 
Behörde iſt verbunden, den Strafgerichten huͤlfliche 
Hand zu biethen, was an ſie gelanget, ſoweit es in 
ihre Wirkſainkeit einſchlaͤgt, von Amtswegen zu er⸗ 
füllen, und hieruͤber, oder uͤber die etwa entgegen 
ſtehenden Hinderniſſe Antwort und Nachricht mit 
moͤglichſter Befoͤrderung zu ertheilen. Bemerkte das 
Strafgericht von dieſer Seite Nachlaͤſſigkeit oder Ver⸗ 
zoͤgerung; ſo iſt es verpflichtet, ſolche dem Oberge⸗ 
richte anzuzeigen „ damit die ſaumſelige Behörde 
durch diejenige, welcher ſie untergeordnet iſt, zur 
Erfuͤllung der Verbindlichkeit angehalten, auch zur 
Verantwortung, und nach Beſchaffenheit der Um⸗ 
ſtaͤnde zur Strafe gezogen werde. Sollte das Straf⸗ 
gericht dieſe Pflicht auſſer Acht laſſen, ſo kann die 
Saumſeligkeit eines Dritten ihm in der Folge zu 
keiner Entſchuldigung dienen. 

§. 368. Ueber jeden Verhafteten iſt unter der 
Zahl, unter welcher er nach der Vorſchrift des 334. 8. 
in dem Gefangenprotocolle einkoͤmmt, von dem Straf 
gerichte ein eigenes Tagebuch zu führen. In dieſes 
J 3 iſt 
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ift von der Verhaftung an Tag für Tag anzumer 
ken, was in dem Geſchaͤfte vorgekommen, eingelau⸗ 
fen, und vorgekehret worden iſt. Nach dem Leit⸗ 
faden dieſes Tagebuches ſind alle auf die Unterſu⸗ 
chung ſich beziehenden Erſuchſchreiben, und Antwor⸗ 
ten, Urkunden, Protocolle, und was immer ſonſt 
dahin einſchlaͤgt, in der Ordnung, wle dieſe Stuͤcke 
nach und nach erwachſen, beyſammen in der Amts⸗ 
ſtube wohl verwahrt aufzubehalten, und in ein ge⸗ 
naues Verzeichniß zu bringen. 

$. 369. Auch über ſolche Unterſuchungen, bey 
welchen noch keine beſtimmte Perſon des Verbre⸗ 
chens beſchuldiget, oder die Beſchuldigte fluͤchtig, 
oder auf freyem Fuße gelaffen iſt, muß das Tage: 
buch auf eben gedachte Art, und unter jener Zahl, 
unter welcher die Unterſuchung in dem Jahre ihren 
Anfang genommen hat, gefuͤhret, und die Verhand⸗ 
lung aufbewahret werden. 


Siebentes Hauptſtuͤck. 
Don 
dem ordentlichen Verhoͤre des Beſchuldigten. 
N d. 370. 
Was der Beſchuldigte in dem ſummariſchen Ver⸗ 
höre für oder wider ſich angegeben hat, das muß, 
in ſo fern es auf ein Verbrechen Beziehung hat, 
und nicht ſchon eher erforſchet iſt, ungeſaͤumt, und 
auf gleiche Art in das Klare geſetzet werden, wie 
es von der Erforſchung des Verbrechens und der 
Anzeigungen in vorigen Hauptſtuͤcken verordnet iſt. 
§. 371. Hat der Beſchuldigte ſchon in dem 
ſummariſchen Verhoͤre ſeine Unſchuld ausgewieſen, 
oder aber das Verbrechen umſtaͤndlich einbekannt, 
und ſtimmet feine Ausweiſung oder ſein Bekennt⸗ 
niß mit den eingehohlten Erkundigungen ſo vollkom⸗ 
men überein, daß kein Zweifel über die That und 
die Zurechnung derſelben, uber die Mitſchuldigen 
und Entſchaͤdigung übrig iſt; fo ſoll das Geſchaͤft 
durch unnütze Wiederhohlung des Verhoͤres nicht 
verlaͤngert, ſondern das Verfahren abgeſchloſſen / 
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und im erfteren Falle der Unſchuldige gegen Ange⸗ 
lobung, daß er bis zum Urtheile ſich von feinem 
Aufenthaltsorte nicht weg begeben wolle, auf freyen 
Fuß geſetzet, in dem letzteren Falle aber der ge⸗ 
ſtaͤndige Verbrecher auf die auch bei dem Abſchluſ⸗ 
ſe des ordentlichen Verhoͤres unten vorgeſchriebene 
Art zur Ueberdenkung und Angebung ſeiner etwa 
vermeinten Entſchuldigung angewieſen werden. 

g. 372. Iſt hingegen die Sache durch das ſum⸗ 
mariſche Verhoͤr nicht erſchoͤpfet, entweder, weil 
die von dem Beſchuldigten darin abgelegte Ausfas 
ge, wenn ſie gegen die uͤbrigen Umſtaͤnde gehalten 
wird, undeutlich, mangelhaft, zu Widerlegung der 
Anzeigungen unzulaͤnglich iſt, oder weil die nachges 
hohlten Erkundigungen ſie nicht durchaus beſtaͤti⸗ 
gen, oder weil aus dem Zuſammenhange der Uns 
ſtaͤnde wichtige Grunde vorkommen zu beſorgen, 
daß der Verhaftete in mehreren noch unbekannten 
Verbrechen, oder mit mehreren Verbrechern ver 
flochten fen; fo muß von dem Strafgerichte zum or⸗ 
dentlichen Verhoͤre des Beſchuldigten geſchritten 
werden. 

d. 373. Um dieſes Berhör einzuleiten ſoll ver 
die Unterſuchung führende Beamte aus den bishe⸗ 
rigen 


— ( — 
rigen Verhandlungen alle Umſtaͤnde erwägen, die 
Gegenſtaͤnde, welche zu erörtern find, genau bes 
trachten, und dabey wohl uͤberlegen, wie die Wahr⸗ 
heit auf die zweckmaͤſſigſte Art von dem Beſchul⸗ 
digten zu erfahren ſey. Darnach ſoll er die Fra 
gen aufſetzen, damit er vollkommen vorbereitet zu 
dem Verhoͤre ſchreiten koͤnne. 

§. 374. Die allgemeinen Fragen find die naͤm⸗ 
lichen, welche ſchon in dem 311. §. erwaͤhnet wor⸗ 
den. Die Wiederhohlung der ſelben kann in dem 
ordentlichen Verhoͤre ſoweit uͤbergangen werden, 
als ſie bereits durch das ſummariſche Verhoͤr auſſer 
Anſtand geſetzet ſind. Wenn aber die daſelbſt ge⸗ 
gebene Antwort verdaͤchtig iſt, oder in Beziehung 
auf Verbrechen und Anzeigungen daran liegt, von 
den Umſtaͤnden der Perſon des Beſchuldigten, von 
feinen Angehoͤrigen, von feinem Lebenswandel, Um; 
gange, dem von einer Zeit zur andern gehabten 
Aufenthalte, geſuchten Nahrungsſtande, und übers 
kommenen Vermoͤgen näher unterrichtet zu ſeyn; 
dann muͤſſen die Fragen darauf geſtellet werden, 
um in der Folge mit möglicher Zuverlaͤſſigkeit über 
ihn urtheilen zu koͤnnen, oder auf Mittel zu kom⸗ 
men, wodurch er, wenn er zu dem Laͤugnen Zw 
J 5 flucht 


rr 


—— ( 138) - 
flucht naͤhme, oder ſich mit falſchen Entſchuldigun⸗ 
gen los zu winden ſuchte, naͤher gefaſſet, und aus 
ſeinem eigenen Geſtaͤndniſſe zur Ueberfuͤhrung ge⸗ 
bracht werden konne. 

9. 375. Die beſonderen Fragen find nach den 
beſonderen Umſtaͤnden eines jeden Unterſuchungsfal⸗ 
les abzufaſſen. Ihr Zweck iſt, den Befragten dar 
hin zu führen, daß er die That mit ihren wahrhaf⸗ 
ten Umſtaͤnden eröffne, oder die ihm zur Laſt fal⸗ 
lende Beſchuldigung ablehne. Das Weſentlichſte, 
wor auf bei Abfaſſung der beſonderen Fragen Ruͤck⸗ 
ſicht zu nehmen iſt, beſteht darin: a) daß jeder 
Fragepunkt zur Sache gehoͤre; nichts Unnuͤtzes, 
Unſchickliches eingemenget werde; b) daß die Fra⸗ 
gen zuſammen genommen die zur Sache gehoͤrigen 
Umſtaͤnde der Abſicht und Bewegungsurſachen der 
That, des Ortes, der Zeit, der Art und Weiſe, 
der gebrauchten Mittel, der Wiederhohlung , der 
Hͤlfeleiſtung, ganz erſchoͤpfen; e) daß die Fragen 
nicht etwa dahin zielen, um den Beſchuldigten durch 
Zweydeutigkeit, oder verborgene Verwickelung zu 


fangen, ſondern jede Frage kurz, deutlich, und nur 


über Einen Umſtand gefaſſet fen, damit der Ber 
fragte ſie wohl begreife, und beſtimmt beantwors 
ten 


ten koͤnne; d) daß eine Frage aus der andern fliefs 
ſe, wie ſich naͤmlich die Begriffe an einander rei⸗ 
hen, und die Umſtaͤnde auf einander folgen; ©) 
daß nicht die Frage zum voraus Umſtaͤnde enthalte, 
und bezeichne, die von dem Befragten, wenn er 
aufrichtig ausſagen will, am erſten eröffnet werden 
ſollten; f) daß bey einem Befragten, der in ſeinen 
Antworten Verſchlagenheit zeigt, die ihm zur Laſt 
liegenden Anzeigungen und Beweismittel in die Fra⸗ 
gen nach und nach immer mit mehrerer Staͤrke ein⸗ 
geruͤcket, und er dadurch auf die ſelbſt eigene Uiber⸗ 
zeugung geführet werde, daß fein Laͤugnen wider die 
bereits vor Augen liegenden Beweiſe vergebens ſey. 
Die ausdruͤckliche Beziehung auf die vorhandenen 
Beweiſe iſt in den Fragen nur ſo weit noͤthig, als 
der Befragte in ſeinen Antworten denſelben wider⸗ 
ſprechen will; bey ſolchem Widerſpruche ſollen ihm 
aber die wider ihn ſtreitenden Beweiſe vorgelegt, 
die Zeugen nahmhaft gemacht, die weſentlichen Stel⸗ 
len aus derſelben Aus ſagen vorgeleſen werden; 80 
daß in den Fragen, welche auf die Mitſchuldigen 
hinaus laufen, die zu derſelben genauen Beſchrei⸗ 
bung dienlichen Fragepunkte ebenfalls vorkommen 
muͤſſen. Nach den Grundſaͤtzen, welche in den 387. 
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und 358. öh. vorgeſchrieben find, muͤſſen h) die 
Fragen auch dahin gerichtet ſeyn, alles zu erfor⸗ 
ſchen, was des Befragten Rechtfertigung und Un⸗ 
ſchuld, oder doch ſeine geringere Schuld in das 
Licht ſetzen und beweiſen kann; und nach dem 360. ö. 
gehort i) auch alles dasjenige zu den Fragen, was 
dazu dienen kann, dem durch das Verbrechen Be⸗ 
leidigten oder Beſchaͤdigten die Wege zu Erhaltung 


- feiner Genugthuung und Entſchaͤdigung zu öffnen 


oder zu erleichtern. 

9. 376. Das ordentliche Verhoͤr iſt in Bei⸗ 
ſeyn eben jener Perſonen vorzunehmen, welche nach 
dem 319. . dem ſummariſchen Verhoͤre beyge⸗ 
wohnet haben. Nur aus erheblichen Urſachen koͤn⸗ 
nen die Beiſitzer veraͤndert werden. 

d. 377. Das Strafgericht ſoll das Verhoͤr, ſo 
bald es ſich dazu im Stande findet, anfangen, dat 
angefangene aber ohne wichtiges Hinderniß nicht 
durch längere Zeit unterbrechen. Die Urſachen, 
wegen welchen daſſelbe ſpaͤter vorgenommen, oder 
laͤnger unterbrochen worden waͤre, ſollen jedes Mahl 
in dem Protocolle getreu aufgeführet werden; da⸗ 
gegen ſteht dem Strafgerichte frey, das Verhoͤr an 


jedem Tage, zu jeder Stunde, ſo oft und ſo lange 
es 
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es ihm zutraͤglich ſcheinet, fortzuſetzen. Inſonderheit 
ſoll aber dann nicht ausgeſetzet werden, wenn der 
Befragte in aufrichtigem Bekenntniſſe des Verbre⸗ 
chens, oder in zuſammenhaͤngender Ausweiſung 
ſeiner Unſchuld begriffen, oder wenn wahrzunehmen 
waͤre, daß er durch die ihm geſtellten Fragen da⸗ 
hin gebracht worden ſey, der Wahrheit nicht aus⸗ 
weichen zu koͤnnen, oder daß ſich eine Gelegenheit 
anbiete, auf naͤhere Spuren zu Entdeckung der 
Wahrheit zu kommen. 

$. 378. Wenn der Beſchuldigte nur eine fol 
che Sprache redet, welche der die Unterſuchung fuͤh⸗ 
rende Beamte nicht beſitzet; ſo muß dem Verhoͤre 
ein Dolmetſcher, der des Leſens und Schreibens 
in dieſer Sprache wohl kuͤndig iſt, beygezogen, und 
wenn es thunlich iſt, wenigſtens Ein dieſer Spra⸗ 
che kuͤndiger Beyſitzer gewaͤhlet werden. Der Dol⸗ 
metſcher muß vorläufig einen Eid ablegen, daß er 
die Fragen aus dem Munde des Beamten, und die 
Antworten aus dem Munde des Befragten ohne 
Aenderung genau und getreu uͤberſetzen, nichts weg⸗ 
faffen oder hinzufügen, ſondern alles fo zu Papier 
bringen werde, wie er es vernommen hat. Iſt ein 
ſolcher Dolmetſcher in dem Bezirke des Strafgerich⸗ 
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tes nicht zu finden, ſo muß dem Obergerichte die 
Anzeige gemacht werden, damit daſſelbe entweder 
dem Strafgerichte einen Dolmetſcher zuweiſe, oder 
die Verfuͤgung treffe, daß der Beſchuldigte an ein 
Strafgericht, wo der Sprache kundige Beamte vor⸗ 
handen ſind, abgeliefert werde. 

$. 379. Wenn der Beſchuldigte ſtumm iſt, 
aber ſchreiben kann; ſo iſt ihm jede Frage muͤnd⸗ 
lich oder ſchriftlich zu eröffnen, und darauf von 
demſelben die ſchriftliche Beantwortung zu fordern. 
Einem Tauben, der aber leſen und reden koͤnnte, 
waͤre die Frage ſchriftlich vorzulegen, damit er ſie 
ſelbſt leſe, und die Beantwortung darauf gebe. 
Sollte der Stumme nicht ſchreiben, der Taube nicht 
leſen koͤnnen, oder der Beſchuldigte zugleich taub 
und ſtumm ſeyn; ſo waͤre der Vorfall dem Ober⸗ 
gerichte anzuzeigen, und weitere Anordnung zu er⸗ 
warten. 

$. 380. Das Verhoͤr ſoll mit Gelaſſenheit 
und Anſtand aufgenommen werden. 

5. 381. Ueber das Verhoͤr iſt ein Protocol 
zu führen ; daſſelbe foll auf halb gebrochene Bögen 
fortlaufend, wenn gleich das Verhoͤr in unterbro⸗ 
chenen Sitzungen aufgenommen wird, geſchrieben 
wer⸗ 
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werden. Am Eingange deſſelben, und bey jeder 
weiteren Sitzung, ſoll der Tag, und die Stunde, 
wann damit angefangen worden, nebſt den Perſo⸗ 
nen, welche dabey gegenwärtig find, am Schluße 
aber die Stunde der geendigten Sitzung angemerket 
werden. Auf der links liegenden Spalte iſt wörts 
lich die geſtellte Frage, auf der rechten die gegebes 
ne Antwort einzutragen. Wenn nach dem 376. $. 
ein Dolmetſcher beygezogen wird, iſt zuerſt die Fra⸗ 
ge in der Sprache des Gerichtes, und gleich darun⸗ 
ter die woͤrtliche Ueberſetzung, und eben fo die Inte 
wort zuerſt in der Sprache des Befragten, und 
gleich darunter in der woͤrtlichen Ueberſetzung nie⸗ 
derzuſchreiben. Jede Frage erhaͤlt eine Zahl, die 
in dem ganzen Verhoͤre ununterbrochen fortlaͤuft, 
und jede Antwort wird mit der Zahl der Frage bee 
zeichnet, zu der ſie gehoͤrt. 

$. 382. Was der Befragte antwortet, es mag 
zu feiner Beſchwerung oder Vertheidigung führen, 
iſt in das Protocoll aufzunehmen. In der Art die 
Antworten zu Papiere zu bringen, ſoll ſich eben ſo 
verhalten werden, wie ſchon von dem ſummariſchen 
Verhoͤre in dem 3 19. und 320. § . gemeldet wor: 
den ift,, 


F. 383. Der Befragte ift zun Beantwortung 
nicht zu uͤbereilen. Scheinet er die Frage nicht voll⸗ 
kommen zu begreifen; ſo iſt ihm ſolche zu wieder⸗ 
bohlen. Dieſe Wiederhohlung hat infonderheit dann 
zu geſchehen, wenn die Antwort der Frage nicht an⸗ 
paſſend iſt; und nur die auch hierauf wiederhoßzlte, 
obgleich nicht anpaſſende Antwort ſoll in das Pros 
tocoll eingetragen werden. Bey Fragen, die auf 
be ſondere Umſtaͤnde, oder auf entferntere Zeit hinaus 
gehen, muß dem Verhoͤrten einiges Nachdenken, 
um ſich auf das Eigentliche zu beſinnen, zugeſtanden 
werden. Sollte dadurch eine laͤngere Unterbrechung 
des Verhoͤres veranlaſſet werden; ſo waͤre dieſer 
Umſtand in dem Protocolle anzumerken. 

$. 384. Würde der Verhoͤrte vor Furcht oder 
Gemüuͤthsbeklemmung bis zum Verluſte der Geiſtes⸗ 
gegenwart aus der Faſſung gebracht, und ließe ſich 
wahrnehmen, daß dieſe Bangigkeit hauptſaͤchlich aus 
dem inneren Bewußtſeyn der Schuld herruͤhre; fo 
ſoll das Gericht mit anſtaͤndigem Ernſte in ihn drin⸗ 
gen, die Wahrheit zu entdecken Darüber ſowohl, 
als überhaupt, wenn an dem Befragten bey einer 
Frage, oder Antwort eine beſondere Gemüuͤthser⸗ 
ſchuͤtterung, und auffallende Regungen beobachtet 
wer⸗ 
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werden, iſt die Bemerkung nach der wahren Bes 
ſchaffenheit in das Protocoll einzuruͤcken. 

§. 385: Wird die Beantwortung mit einer 
auffallenden Sinnenverwirrung gegeben ; ſo hat das 
Strafgericht den Verhafteten von zwey Aerzten, oder 
Wundaͤrzten unterſuchen, und von denſelben das 
Gutachten ſchriftlich geben zu laſſen, ob ſie die an⸗ 
ſcheinende Verwirrung für einen wahren Anfall; 
oder für Verſtellung halten. Falle das Gutachten 
dahin aus, daß es Verſtellung ſey; ſo iſt der Ver⸗ 
haftete mit Streichen zu beſtrafen. Dieſe Strafe 
wird, fo lange die Verſtellung dauert, von drey 
zu drey Tagen immer nach vorausgegangener War⸗ 
nung wiederhohlet, und dergeſtalt vamit angehalten, 
daß mit zehn Streichen der Anfang gemacht, die 
Zahl jedes Mahl mit fünfen vermehret, und bis 
auf dreyßig hinaufgeſtiegen, auch damit fo lange 
fortgefahren wird, bis der Verhaftete von feiner 
Verſtellung ablaͤßt. Iſt aber nach Meinung der 
Aerzte die Sinnenverwirrung wahr, oder koͤnnten 
fie nach Pflicht und Rechtſchaffenheit keinen bes 
ſtimmten Schluß faſſen, oder waͤren ſie in ihrer 
Meinung getheilt; fo iſt dem Obergerichte die ums 
ſtaͤndliche Anzeige zu machen, und von daher die 
Strafgeſetzbuch. K Bes 
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Belehrung zu erwarten. In dieſe Anzeige ſind auch 
die Bemerkungen einzuruͤcken, welche dem Strafge⸗ 
richte ſelbſt, und dem Gefangenwaͤrter bey ihrer 
Beobachtung des Verhafteten aufgefallen ſind. 
$. 386. Iſt ein Verhafteter fo hartnaͤckig, 
daß er auf die an ihn geſtellten Fragen ganz und 
gar keine Antwort gibt; ſo muß er mit Ernſte an 
die Pflicht, dem Gerichte zu antworten, erinnert, 
und ihm die Vorſtellung, daß er ſich durch ſeine 
Hartnaͤckigkeit Strafe zuziehe, gemacht werden. 
Wenn dieſes nicht verfaͤngt; ſo iſt er ſo lange, als 
ſein hartnaͤckiges Schweigen dauert, auf die naͤhm⸗ 
liche Art mit Streichen zu beſtrafen, wie in dem 
vorgehenden §. bey dem verſtellten Wahnſinne vor⸗ 
geſchrieben iſt. Nebſt dieſem iſt ein ſolcher Wider⸗ 
ſpaͤnſtiger ſo lange, bis er zum Antworten gebracht 
wird, nur bey Waſſer und Brod zu halten. 
§. 387. Eine angemeſſene Beſtrafung mit 
Streichen, oder Faſten hat auch dann Statt, wenn 
der Verhoͤrte durch die Angabe eines offenbar als 
falſch bewieſenen Umſtandes die Unterſuchung zu ver⸗ 
zoͤgern, oder das Gericht irre zu fuͤhren geſuchet 
hat, und ungeachtet des ihm dagegen vorgehaltenen 
klaren Beweiſes auf dem Lügen beharret. In ſolchem 
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Falle kann jedoch die Strafe nicht über zwanzig 
Streiche, oder dreymahliges Faſten in einer Woche, 
ſich erſtrecken. 

§. 388. Jede aus einem der vorgehenden drey 
$$. vorgenommene Beſtrafung muß nebſt ihrer Ber 
anlaſſung in dem Verhoͤrsprotocolle genau ange⸗ 
merket werden. 

$. 389 An den zum Voraus entworfenen 
Fragen iſt ſich bey dem Verhoͤre nur in dem Maaße 
zu halten, als ſie zu den erhaltenen Antworten ſich 
ſchicken. Wenn daher aus einer Antwort ſich der 
Anlaß ergiebt, neue Fragen zu ſtellen, muͤßen ſolche 
ſogleich zweckmaͤßig abgefaſſet, vorgehalten, und in 
die Reihe gebracht werden. 

§. 399. Niemals darf eine Vorſpiegelung 
falſcher Anzeigungen, oder erdichteter Beweismit— 
tel, eine Verheißung gelinderer Strafe, oder der 
Begnaͤdigung, irgend eine Bedrohung, oder was 
immer für eine Thaͤtlichkeit gegen den Beſchuldigten 
gebraucht werden. Eben ſo iſt ſich bey der Proto— 
collirung der Antworten von aller eigenmächtigen 
Richtung, die mit dem Willen, und natürlichen 
Verſtande der Worte des Befragten nicht überein 
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kaͤme, zu enthalten. Jede Uebertretung dieſer Art 
unterliegt ſtrenger Verantwortung. 

§. 391. Es iſt auch nicht erlaubt, dem Ver⸗ 
hörten in den Fragen Jemandes Nahmen als Mit, 
ſchuldigen in den Mund zu legen, wider welchen 
nicht ſchon rechtmaͤßige Anzeigungen dieſer Mitſchuld 
vorhanden find, Haͤtte jedoch der Verhoͤrte bereits 
durch laͤngere Zeit ſich den Verbrechen ergeben; ſo 
kann er auch ohne beſondere Anzeigung einer Ver⸗ 
bindung im Allgemeinen befragt werden, ob ihm 
nicht Rotten von Verbrechern, Verhehler, oder 
ſonſt gemeinſchaͤdliche Leute bekannt ſeyn; um dar⸗ 
nach ſolchem gefährlichen Geſindel näher nachſpuͤren 
zu konnen. 

§. 392. Nach jeder geendigten Sitzung des 
Verpoͤrs iſt das Protocoll von allen zu unterſchrei⸗ 
ben, die bey dem Verhoͤre zugegen geweſen ſind. 
Defteht das Protocoll aus mehreren Boͤgen, fo 
muͤßen dieſe ſaͤmmtlich mit einem Faden, oder mit 
einer Schnur zuſammen gehaͤftet, beyde Ende des 
Fadens, oder der Schnur mit hartem Siegelwachſe 
feſt gemacht, und das Petſchaft der Anweſenden 
darauf gedrucket werden, damit kein Bogen ver⸗ 
foren, oder untergeſchoben werden koͤnne. In Anſe⸗ 


hung 


- (19) — 
hung der Unterſchrift des Verhoͤrten ſelbſt iſt das 
Naͤhmliche zu beobachten, was bey dem ſumma⸗ 
riſchen Verhoͤre in dem 321. H. vorgeſchrieben iſt. 
§. 393. Wenn alles, was dem Strafgerichte 
nach den 387. und 358. $$. zu erforſchen obliegt, 
i er ſchoͤpfet, oder keine Hoffnung uͤbrig iſt, das 
Mangelnde vollſtaͤndig zu machen; ſoll das Verhoͤr 
geſchloſſen werden. 
§. 394. Nach geſchloſſenem Verhoͤre iſt dem 
Verhoͤrten zu bedeuten, daß er drey Tage uͤbrig 
habe, um zu uͤberdenken, was er etwa noch zu 
ſeiner Rechtfertigung, und zu ſeinem Schutze an⸗ 
geben koͤnne. Nach Verlauf dieſer drey Tage iſt 
er noch einmahl zu hören; und, was er etwa von 
Erinnerungen, und Behelfen zu ſeiner Vertheidi⸗ 
gung, oder zu Erwirkung eines gelinderen Urtheiles 
vorbringt, ſoll getreu, und mit den vorher erwähnten 
auf die Haͤftung, und Unterſchreibung ſich bezie⸗ 
benden Vorſichten, zu dem Verhoͤrsprotocolle hinzu 
gefügt werden. Dieſe Anordnung hat auch fuͤr den 
Fall zu gelten, wenn nach dem 371. §. das Ver⸗ 
fahren uͤber das ſummariſche Verhoͤr, und das von 
dem Beſchuldigten darin abgelegte Bekenntniß 
ſchloſſen wird. 
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§. 395. Dem Verhoͤrsprotocolle hat das Straf: 
gericht alles dasjenige anzuhaͤngen, was von ihm 
waͤhrend der Unterſuchung uͤber die koͤrperliche und 
ſittliche Beſchaffenheit des Verhafteten beobachtet 
worden, ſoweit ſolches einigen Einfluß auf die 
Schoͤpfung und Vollziehung des Urtheiles haben 
mag, Auch iſt der Verhaftete durch einen Leib— 
oder Wundarzt zu beſichtigen, und die genaue Be⸗ 
ſchreibung von der Leibesbeſchaffenheit, den Kraͤften, 
und Gebrechen deſſelben in die Acten zu nehmen. 


— 


Achtes Hauptſtuͤck. 
Von Abhoͤrung der Zeugen. 


§. 396. 


E, gehört zum Weſentlichen der Unter ſuchung, 
alle Zeug niſſe aufzunehmen, welche die inneren und 
äußeren Beſtimmungen eines begangenen Verbre⸗ 
chens und der dazu gebrauchten Mittel erlaͤutern, 
die Ausſagen des Beſchuldigten bekraͤftigen oder 
widerlegen, feine Schuld oder Unſchuld, feine mehr 
rere oder mindere Strafbarkeit an den Tag legen 
koͤnnen, Daher müßen alle Perſonen abgehoͤrt 
wer⸗ 


e 

werden, von welchen entweder aus den ſchon aufge⸗ 
nommenen Verhoͤren der Zeugen oder des Beſchul⸗ 
digten ſelbſt vorkommt, oder ſonſt nach der Natur 
der Sache, oder nach der waͤhrend dem Verfahren 
erhaltenen Spur ſich erwarten laͤßt, daß ſie etwas 
zu ſolchem Zwecke Dienliches auszuſagen im Stande 
ſeyn. Eben ſo muß der bereits abgehoͤrte Zeuge, 
ſo fern ſeine Ausſage nicht deutlich genug, oder in 
der Folge unvollſtaͤndig befunden wird, noch einmahl 
vorgenommen werden, um das Zweifelhafte zu 
eroͤrtern, das Mangelnde nachzuhohlen. 

§. 397. Jeder Zeuge muß feine Ausſage vor 
Gerichte muͤndlich ablegen. Wollte Jemand ſich 
neffen weigern; fo ſoll er durch gerichtlichen Zwang 


geſtellet, durch Geld oder Leibesſtrafe zur Ausſa⸗ 


gung verhalten werden. Nur dann, wenn der Zeuge 
Krankheit halber nicht zu Gerichte kommen kann, 
iſt er in ſeiner Wohnung durch das Gericht abzu⸗ 
hören. Bey ſtummen, tauben, oder bloß einer 
dem Gerichte unverſtaͤndlichen Sprache kuͤndigen 
Zeugen iſt ſich an die Vorſchriften der 378. und 
379. $8. zu halten. i 

§. 398. Nur ſolche Perſonen ſind nicht abzu⸗ 
hoͤren, welche zur Zeit, als ſie das Zeugniß ablegen 
K 4 folle 


ſollten, wegen Leibes oder Geiftesbefchaffenheit die 
Wahrheit anzugeben außer Stande ſind. 

$: 399. Ob des Beſchuldigten Verwandte in 
auf und abſteigender Linie, ſeine Geſchwiſter, und 
Geſchwiſterkinder, ſein Ehegenoß, und die ihm in 
dem erſten Grade verſchwaͤgert ſind, ein Zeugniß 
ablegen wollen; dieſes haͤngt von ihnen ſelbſt ab. 
Dieſelben koͤnnen zwar, um auf allen Fall ihr 
Zeugniß zu vernehmen, vorgefordert, ſie muͤßen 
aber an die ihnen zuſtehende Freyheit, ſich der 
Aus ſage entſchlagen zu koͤnnen, ausdrücklich erinnert, 
und die Erinnerung muß in dem Protocolle ange⸗ 
merket werden. Nur dann koͤnnen ſie das Zeugniß 
abzulegen ſich nicht weigern, wenn es um das Ver⸗ 
brechen des Hochverraths zu thun iſt, und ſich zu⸗ 
gleich mit Grunde erwarten läßt, daß ihr Jeugniß 
einen Aufſchluß zu naͤherer Erforſchung noch verbor⸗ 
gener Verhaͤltniſſe geben koͤnne. 

$. 400. Insgemein find die Zeugen von dem 
Strafgerichte abzuhören, in deſſen Bezirke fie ſich 
zur Zeit befinden. Haͤlt ſich der Zeuge in dem Be⸗ 
zirke eines andern Strafgerichtes auf, als desjenigen, 
welches die Unterſuchung zu führen hat; fo foll er 
ſteres bon dem letzteren um die Abhoͤrung erſuchet, 
ihm 


. 
ihm hierzu die Fragen beygeſchloſſen, und die Kennt⸗ 
niß von dem Geſchaͤfte ſoweit beygebracht werden, 
als fie ihm nöthig ſeyn mag, um nach Maaße der 
Antworten des Zeugen die Sache durch weiter an⸗ 
gemeſſene Fragen aufzuklaͤren. 
§. 401. Wenn jedoch der Aufenthalt des Zeus 
gen von dem Sitze des Strafgerichtes weiter, als 
zwey Meilen entfernt iſt; ſo ſoll die Abhoͤrung durch 
das Ortsgericht geſchehen, unter welchem der Zeuge 
ſich befindet. Daſſelbe iſt alſo in ſolchem Falle 
entweder von dem unterſuchenden Strafgerichte un— 
mittelbar, wenn deſſen Bezirk ſich dahin erſtrecket, 
oder von dem durch dieſes erſuchten Strafgerichte, 
um die Abhoͤrung auf die in dem vorigen F. er⸗ 
waͤhnte Art anzugehen. 
§. 40% Wenn uͤber die Perſon des Beſchul⸗ 

digten ein Zweifel obſchwebet, zu deſſen Hebung 
den Beſchuldigten den Zeugen ſelbſt ſehen zu laſſen 
noͤthig iſt; ſo find die Zeugen, wenn fie ſich in dem 
naͤhmlichen Kreiſe aufhalten, bey dem Strafgerichte, 
welches den Beſchuldigten im Verhafte hat, zu er⸗ 
ſcheinen ſchuldig; befinden ſie ſich aber in einem 
andern Kreiſe; ſo hat das Strafgericht die Anzeige 
an das Obergericht zu dem Ende zu machen, damit 
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die Vorſtellung des Beſchuldigten auf eine den Zeu⸗ 
gen unſchaͤdliche, und dem Unterſuchungsgeſchaͤfte 
unbedenkliche Art veranſtaltet werde. 

g. 403. Wegen der Zeugenabhoͤrung ſelbſt, 
der Fragen, welche zu ſtellen ſind, und der Art 
das Protocoll zu führen, iſt ſich nach dem zu rich⸗ 
ten, was in den 274., 278, 280. 319. 320. 
3a t., 378., 379., 38 1., und 392. d. ange⸗ 
ordnet iſt. 

$. 404. Es ſoll auch den während dem Unter⸗ 
ſuchungsproceſſe abgehoͤrten Zeugen der Eid uͤber 
ihre Ausſagen auf die naͤhmliche Art abgenommen 
werden, welche ſchon bey der erſten Erforſchung 
in den 279. und 281. §0. vorgeſchrieben iſt. 

d. 40f. Folgende Perſonen koͤnnen aber nicht 
beeidet werden: a) die ſelbſt im Verdachte ſt ehen, 
daß ſie das Verbrechen begangen haben, wegen 
welchen fie abgehoͤrt werden; b) die der Mitſchulb 
oder Theilnahme an dieſem Verbrechen verdaͤchtig 
ſind; c) die wegen eines Verbrechens in der Unter⸗ 
ſuchung oder Strafe ſich befinden; d) die noch das 
vierzehnte Jahr nicht zurück gelegt haben; e) die 
mit dem Beſchuldigten in großer Feindſchaft leben; 
f) die in ihrem Verhoͤre weſentliche Umſtaͤnde ans 
ge⸗ 


gegeben haben, deren Unwahrheit bewieſen iſt, 
und worüber fie nicht einen unverfaͤnglichen Irrthum 
aus weiſen koͤnnen. 

$. 406. Ueber Zeugniſſe, welche von öffent: 
lichen Aemtern ausgeſtellet, oder aus den Geburts⸗ 
Trauungs⸗und Todtenbuͤchern gezogen werden, bes 
darf es keiner Beeidigung. So fern es aber auf 
Zeugniffe einzelner Beamten, ſelbſt über Amtsver⸗ 
richtungen, ankoͤmmt, ſind dieſe anderen Zeugen 
gleich zu halten. In Anſehung der Kunſtverſtaͤn⸗ 
digen iſt allgemein zu beobachten, was in dem 267. f. 
verordnet iſt. 

§. 407: Geſchieht die Abhoͤrung auf ein Er⸗ 
ſuchſchreiben; fo foll das hierum erſuchte Strafge⸗ 
richt oder Ortsgericht eine Abſchrift von dem Ver⸗ 
hoͤrsprotocolle, um ſich auf allen Fall damit recht⸗ 
fertigen zu koͤnnen, zuruͤck behalten, das Original 
aber dem Strafgerichte, ſo das Erſuchſchreiben erlaſe 
ſen hat, ungeſaͤumt zuſchicken. 


Neuntes Hauptſtuͤck. 
Vo n 


der Gegenſtellung des Beſchuldigten und der 
Zeugen. 


$. 408. 


Wenn Zeugen weſentliche Umſtaͤnde wieder den Bes 
ſchuldigten ausgeſagt haben, welche dieſer laͤugnetz 
und wenn der Beſchuldigte ungeachtet deſſen, was 
ihm hierüber nach Vorſchrift des 378. 6. f. vorge⸗ 
halten worden, bey dem laͤugnen beharret, dennoch 
aber gegen die Zeugen und ihre Ausſagen nichts 
Gruͤndliches aubringt; fo ſollen ihm die Zeugen 
perfönlich entgegen geftellet werden. 
d. 409. Dieſe Gegenſtellung ſoll insgemein 
bey dem Strafgerichte, wo der Unterſuchungsproceß 
anhaͤngig iſt, vorgenommen werden. Waͤre aber 
die Erſcheinung des Zeugen bey dem Strafgerichte 
mit zu vieler Beſchwerlichkeit wegen ſeiner Entfer⸗ 
nung verbunden; ſo iſt die Anzeige an das Ober⸗ 
gericht zu machen, und dieſes kann die Einleitung 
treffen, daß entweder der Zeuge ſchadlos gehalten, 
oder 


GN 

oder der Verhaftete unter angemeſſener Vorſicht an 
einen zur Gegenſtellung ſchicklichen Ort geliefert 
werde. 

§. 410. Iſt der Zeuge wegen Mitſchuld an 
dem naͤhmlichen Verbrechen, oder ſonſt eines Ver⸗ 
brechens halber, bey einem andern Strafgerichte 
verhaftet; fo iſt ſich mit viefem Gerichte zu ver⸗ 
ſtehen, damit der Zeuge wohl verwahrt geſtellet 
werde. 

$. 411. Uiberhaupt muß aber dann, wenn 
es auf die Gegenſtellung eines Mitſchuldigen an⸗ 
kommen ſoll, ſich vor derſelben Einleitung durch 
deſſen ausdruͤckliches Befragen davon verſichert wer, 
den, daß er fein Zeugniß dem Beſchuldigten in das 
Angeſicht beſtaͤttigen wolle und koͤnne. 

$. 412. Ehe die Gegenſtellung ſelbſt vorge 
nommen wird, iſt der Beſchuldigte noch zu ermah⸗ 
nen, daß er vom Laͤugnen abſtehe, und es nicht 
darauf ankommen laſſe, daß ihm Zeugen entgegen 
geſtellet werden, die ihm die Wahrheit in das Ans 
geſicht zu ſagen faͤhig ſind. 

$ 413. Beharret der Beſchuldigte deſſen un⸗ 
geachtet im Laͤugnen; ſo iſt der Zeuge vorzurufen, 
und ſo fern er ein beeideter Zeuge iſt, an den ab⸗ 


* 
a 
2 
= 
9 
2 
5 
5 
E 
0 


ge⸗ 


gelegten Eid zu erinnern. Es iſt nicht nöthig, ihm 
ſeine ganze Ausſage wiederhohlen zu laſſen, ſondern 
es find bloß die Hauptumſtaͤnde, die den Beſchul⸗ 
digten unmittelbar beſchweren, Punct fuͤr Punct 
zum Gegenſtande des Verhoͤres zu nehmen. Uiber 
jeden von dem Zeugen bekraͤftigten Punet iſt uns 
mittelbar darauf der Beſchuldigte zu hoͤren, ob er 
der Perſon des Zeugen, oder deſſen Aus ſage eine 
Einwendung entgegen zu ſetzen habe. Hat er ganz 
keine, oder doch keine gegründete Einwendung; fü 
iſt die beyderſeitige Vernehmung ſo lange fortzuſetzen, 
als irgend ein beſchwerender Umſtand vorhanden iſt. 

§. 414. Die ganze Verhandlung iſt in das 
Verhoͤrsprotocoll des Beſchuldigten, als eine Fort⸗ 
ſetzung davon, aufzunehmen. Was der Zeuge im 
Beyſeyn des Beſchuldigten ausſaget, und Letzterer 
darauf erwiedert, iſt in dem Protocolle neben eins, 
ander niederzuſchreiben, auch iſt bey jedem Puncte 
das Verhalten des Zeugen, und des Beſchuldigten 
anzumerken. 

$. 415. Wenn mehrere Zeugen dem Beſchul⸗ 
digten entgegen zu ſtellen ſind; ſo ſoll die Gegen⸗ 
ſtellung mit jedem ins Beſondere vorgenommen 
werden. 


EHE 


Zehntes Hauptſtuͤck. 
Von der rechtlichen Kraft der Beweiſe. 


9. 416. 

Un nach gefchloffener Unterſuchung zum Urtheile 
ſchreiten zu koͤnnen, muß der Richter die vorhande⸗ 
nen Beweiſe genau erwaͤgen. Nur dasjenige kann 
in der Beurtheilung fuͤr wahr gehalten werden, 
was rechtlich bewieſen iſt. 

§. 417. Die Unſchuld des Verhafteten iſt dann 
fuͤr rechtlich erwieſen zu halten, wenn die wider 
ihn vorgekommenen Anzeigungen dermaſſen entkraͤf⸗ 
tet find, daß keine Urſache zu zweifeln uͤbrig bleibt. 

$. 418. Hingegen iſt das eigene Geſtaͤndniß 
des Beſchuldigten ein rechtlicher Beweis des ihm 
zur Laſt liegenden Verbrechens. 

$. 419. Das Geſtaͤndniß muß aber folgende 
Eigenſchaften haben: a) daß der Beſchuldigte das. 
ſelbe in dem Berhöre bey dem Strafgerichte abge⸗ 
legt, oder doch beſtaͤtiget habe; b) daß er ſolches in 
einem Zuſtande gethan habe, da er ſeiner Sinne 
vollkommen mächtig war; e) daß er klar und be, 
ſtimmt, nicht etwa durch zweydeutige Ausdrucke 
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oder Geberden geſtanden habe; d) daß das Ge; 
ſtaͤndniß nicht auf einer bloßen Bejahung einer 
vorgehaltenen Frage, ſondern auf des Beſchuldig⸗ 
ten eigener Erzählung beruhe; e) daß es mit den 
über die Umſtaͤnde des Verbrechens eingehohlten 
Erfahrungen uͤbereinſtimme. 

§. 420. Ein ſo beſchaffenes Geſtaͤndniß ver: 
liert nichts an ſeiner Beweiskraft, wenn es gleich nicht 
mehr moͤglich iſt, die eingeſtandene That vollkommen 
nach allen Umſtaͤnden zu erfor ſchenz ſondern es iſt 
genug, daß einige Erfahrung, wodurch das gefihez 
hene Verbrechen beſtaͤtiget wird, vorhanden ſey/ 
und daß nichts hervor komme, was die Wahrheit 
des Geſtaͤndniſſes zweifelhaft mache. Waͤre es 
aber durchaus unmoͤglich, außer dem Geſtaͤndniſſe 
eine weitere Spur von dem Verbrechen zu erfah⸗ 
ren; ſo iſt das Geſtaͤndniß allein kein rechtlicher 
Beweis. 

$. gar. Ein Geſtaͤndniß, welches der Bor 
ſchrift des Geſetzes zuwider durch Verheißung, Dro⸗ 
hung, Gewaltthaͤtigkeit, ober ſonſt durch unerlaubte 
Mittel erhalten worden, kann nur dann zu einem 
rechtlichen Beweiſe angenommen werden, wenn es 
von dem Verhafteten in einem Zuſtande, da ſein 
Ge⸗ 
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Gemuͤth von ſolchem widerrechtlichen Einfluße frey, 
und vor aller Beſorgniß deſſelben in Sicherheit ge⸗ 
ſtellet war, wiederhohlet worden iſt, und dabey ſol⸗ 
che Umſtaͤnde der That enthält, die mit den Erfah⸗ 
rungen von der Beſchaffenheit des Verbrechens zu⸗ 
treffen, dem Verhafteten aber nicht bekannt ſeyn 
koͤnnten, wenn er nicht der wirkliche Thaͤter waͤre. 

d. 422. Der Beweis aus dem Geſtaͤndniſſe 
wird durch darauf gefolgtes Laͤugnen oder Wider⸗ 
ſprechen des Beſchuldigten nicht entkraͤftet; es ſey 
denn, daß derſelbe eine glaubwuͤrdige Urſache, wars 
um er das falſche Geſtaͤndniß abgelegt habe, oder 
aber ſolche Umſtaͤnde vorbringe, welche nach der 
daruͤber eingehohlten Erfahrung die Wahrheit des 
vorigen Geſtaͤndniſſes mit Grunde in Zweifel ziehen 
laſſen. 

$. 423. Die Ausſage eines Zeugen kann zum 
rechtlichen Beweiſe dienen, wenn ſie mit folgenden 
Erforderungen verfehen iſt: a) Sie muß freymuͤthig 
abgelegt, weder durch Verſtaͤndniß, Anſtiftung, 
Verdrehung, Beſtechung, Belohnung, noch durch 
Bedrohung, oder Gewaltthaͤtigkeit dem Zeugen in 
den Mund gelegt ſeyn; b) ſie muß die That, oder 


den Umſtand, wovon ſie die Wahrheit beſtaͤtigen 


Strafgeſetzbuch. L ſoll 


8 
* 
84 
‚a 
. 
in 
2 
a 
1 


a 0 13 


fol, deutlich und beſtimmt erzählen, und ) auf 
des Zeugen eigener ſicheren Kenntniß, nicht auf 
Hoͤrenſagen, Vermuthungen, Wahrſcheinlichkeiten, 
oder Schlußfolgerungen beruhen; d) ſie muß be⸗ 
ſchworen ſeyn; e) es muß ſich weder aus den per⸗ 
ſoͤnlichen Verhaͤltniſſen des Zeugen, noch aus dem 
Inhalte der Ausſage eine Bedenklichkeit aͤußern, 
welche nach unpartheilichem Begriffe die Glaubwuͤr⸗ 
digkeit ſchwaͤche; k) die Ausſage muß mit den üͤbri⸗ 
gen vorhandenen Erfahrungen wenigſtens in ſoweit 
uͤbereinſtimmen, daß in weſentlichen Umſtaͤnden kein 
Widerſpruch erſcheine. 

d. 424. Im Allgemeinen find zweyer Zeugen 
Ausſagen zum rechtlichen Beweiſe erforderlich. Doch 
iſt erſtens: in dem Falle, wo der Beweis der That 
auf andere Art nicht möglich wäre, die Ausſage 
desjenigen, an dem das Verbrechen veruͤbt worden, 
für zureichend anzufehen, um die Beſchaffenheit der 
That zu beweiſen. Zweytens: Der Betrag des 
aus dem Verbrechen entſtandenen Schaden wird 
durch das Zeugniß desjenigen rechtlich bewieſen, 
dem der Schade zugefuͤget worden, oder in deſſen 
Verwahrung die Sache, woran der Schade geſche⸗ 
hen iſt, ſich befunden hat, wenn gleich die Entſchaͤ⸗ 

dis 
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digung, oder Genugthuung erfolgt. Drittens: 
Um jene Erfahrung über die Umftände des Verbre⸗ 
chens einzuhohlen, welche zur rechtlichen Beweiskraft 
des Geſtaͤndniſſes des Beſchuldigten erfordert wird, 
iſt die damit uͤbereinſtimmende Ausſage Eines Zeu⸗ 
gen genug. 

9. 425. Was von dem Strafgerichte, oder einer 
andern Obrigkeit uͤber eine mit der Unterſuchung 
verbundene Amtshandlung in den Protocollen ans 
gemerket wird, das iſt für rechtlich bewieſen zu 
halten; das Zeugniß aber eines einzelnen Beamten 
des Strafgerichts über Umſtaͤnde, die während 
der Unterſuchung hervor kommen, iſt anderen Zeug⸗ 
niſſen gleich zu achten. 

§. 426. Oeffentliche Urkunden, wovon in dem 
406. F. erwaͤhnet worden iſt, find allgemein für 
rechtliche Beweiſe deſſen anzunehmen, was fie ent⸗ 
halten. 

$. 427. Wo das Zeugniß eines Kunſtverſtaͤn⸗ 
digen in dieſem Geſetz buche erfordert wird , da iſt 
das, was er befunden zu haben auf die vorgeſchrie⸗ 
bene Art bezeuget, fuͤr rechtlich bewieſen zu halten. 

9. 428. Läugnet der Beſchuldigte das Verbre⸗ 
chen; fo kann er deſſelben entweder unmittelbar durch 

1 2 Zeug⸗ 


Zeugniſſe, oder aus dem Zufammentreffen der Um⸗ 
ſtaͤnde für rechtlich uͤberwieſen gehalten werden. 

d. 429. Zur Uiberweiſung durch Zeugen wird 
erfordert, daß zwey beeidete Zeugen, deren jeder 
das achtzehnte Jahr ſeines Alters zuruck gelegt hat, 
unmittelbar von dem durch den Beſchuldigten ver⸗ 


uͤbten Verbrechen einſtimmig aus eigener vollkomme⸗ 
nen Gewißheit, und nach der übrigen im 423. |. 
vorgeſchriebenen Richtſchnur ausgeſagt, und ihre 
Ausfagen dem Beſchuldigten bey der Gegenſtellung 
in das Angeſicht beſtaͤtiget haben, ohne, daß gegen 
ihre Glaubwuͤrdigkeit aus der Verantwortung des 
Beſchuldigten, oder ſonſt aus dem Unterſuchungs⸗ 
geſchaͤfte einiges Bedenken hervor koͤmmt. 

9. 430. Auch die Ausſagen der Mitſchuldigen 
koͤnnen dann für Zeugniſſe zur rechtlichen Uiberwei⸗ 
ſung des Beſchuldigten gelten, wenn zwey Mitſchul⸗ 
dige einhellig wider den Beſchuldigten von deſſen mit 
ihnen veruͤbten Verbrechen gezeuget, und ihre Aus- 
fagen nicht nur dem Beſchuldigten bey der gericht 
lichen Gegenſtellung in das Angeſicht wie derhohlet, 
ſondern auch nach der ihnen geſchehenen Ankuͤndi⸗ 
gung ihres Strafurtheiles, nach welcher fie in fol 
chem Falle noch einmahl ausdrücklich hierum zu Des 
fra: 
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fragen find , bekraͤftiget haben. Zugleich muͤſſen 
ihre Ausſagen erſtens, mit den Erforderungen des 
423. f. a, b, e, e, f, begleitet ſeyn, zweytens, 
in der Beantwortung ſolcher Fragen, die ihnen üben 
beſondere, mit dem gemeinſchaftlichen Verbrechen 
verbundene Umſtaͤnde geſtellet worden, und die ſie 
vor dem Verhafte nicht voraus fehen konnten, uns 
ter ſich ganz uͤberein ſtimmen; drittens: in allen 
weſentlichen, den Mitſchuldigen ſelbſt zur Laſt lie⸗ 
genden Umſtaͤnden durch beſtimmte Beweiſe deutlich 
beſtaͤtiget ſeyn; dermaſſen, daß es dem unpartey⸗ 
lichen Richter unmöglich wird, ein vorlaͤufiges Vera 
ſtaͤndniß zu argwohnen, oder ſonſt an der Wahrheit 
dieſer Ausſagen zu zweifeln. 

$. 43. Unter gleichen Vorſehungen kann die 
Uiberweiſung auch dann Statt haben, wenn neben 
der beſchworenen, und mit den uͤbrigen Erforderun⸗ 
gen des 423. und 429. $. begleiteten Aus ſage eines 
Zeugen die nach dem 430. F. mit demſelben überein 
ſtimmende Aus ſage eines Mitſchuldigen vorhanden iſt. 

9. 432. Damit vie rechtliche Uiberweiſung eines 
die That laͤugnenden Verbrechers aus dem Zuſam⸗ 
mentreffen der Umſtaͤnde entſtehen koͤnne, muͤſſen 
folgende Erforderungen mit einander verbunden fern: 

{3 Es. 


— 11 

I. Es muß rechtlich bewieſen ſeyn, daß die 
That ſich wirklich ereignet habe, und mit den be⸗ 
ſtimmten Umftänden begleitet geweſen ſey. Wenn 
alſo die That mit ihren Umſtaͤnden vollkommen zu 
beweiſen nicht möglich iſt; fo kann auch die Liber 
weiſung aus dem Zuſammentreffen der Umſtaͤnde 
nicht Statt haben. 

II. Aus der Verbindung der durch die Unter⸗ 
ſuchung aufgeklaͤrten Verhaͤltniſſe muß ſich eine fo 
nahe, ſo deutliche Beziehung der geſchehenen That 
auf die beſchuldigte Per ſon zeigen, daß es, wenig⸗ 
ſtens nach dem natuͤrlichen und gewoͤhnlichen Laufe 
menſchlicher Handlungen, unmöglich iſt, zu begrei⸗ 
fen, daß ein anderer, als eben nur der Beſchuldigte, 
in ſo naher Gelegenheit, bey ſolchem Anlaſſe, und 
in dieſer Beſtimmung ſich be funden habe. 

III. Bey Verbrechen des Mordes muß aus 
der Unterſuchung deutlich erhellen, daß der Befchuls 
digte Haß, Feindſchaft, Eiferſucht, Zorn, Unwils 
len, oder eine aͤhnliche heftige Leidenſchaft wider den 
Ermordeten geheget, oder er den Ermordeten mit 
dem Tode bedrohet, oder doch deſſelben Tod aus 
Habſucht, zu Erreichung eigennuͤtziger Abſichten, 
N ober 


oder zur Entfernung irgend eines Hinderniſſes ges 
wuͤnſchet habe. 

Nebſt dem müffen wenigſtens zwey der nach⸗ 
ſtehenden Umſtaͤnde auf den Beſchuldigten zutreffen, 
und rechtlich bewieſen ſeyn: a) daß der Mord mit einem 
Werkzeuge geſchehen ſey, in deſſen Beſitze damals 
nur der Beſchuldigte geweſen; b) daß der Beſchul⸗ 
digte an dem Orte des Mordes zu der Zeit, da er 
verübt wurde, geſehen worden ſey, er hingegen keine 
andere Beſchaͤftigung oder Veranlaſſung mit Wahrs 
ſcheinlichkeit angeben koͤnne, wegen welcher er ſich da⸗ 
ſelbſt eingefunden habe; c) daß er nach ruchtbar 
gewordenem Morde ohne andere ſcheinbare Urſache 
entflohen ſey, oder ſich verborgen gehalten habe; 
d) daß er um die Zeit des geſchehenen Mordes mit 
moͤrderiſchen und zwar ſolchen Werkzeugen angetrof⸗ 
fen worden, deren er ſich ſonſt nicht zu bedienen 
pflegte; e) daß er ſchon vor dem Morde an einem 
von dem nun Ermordeten gewoͤhnlich beſuchten Orte 
verſteckt oder lauernd geſehen worden; f) daß Merk: 
mahle des Verbrechens, oder des bey Verübung des⸗ 
ſelben erlittenen Widerſtandes an ſeiner Perſon oder 

Kleidung entdecket worden; g) daß etwas bey ihm 
gefunden, oder von ihm bey der Verfolgung weg⸗ 
(4 ge⸗ 
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geworfen worden, was der Ermordete zur Zeit des 
Mordes bey ſich hatte. 

Wenn das Widerſpiel deſſen, was der Be⸗ 
ſchuldigte zu ſeiner Verantwortung uͤber die gegen 
ihn ſtreitenden Anzeigungen vorbringt, rechtlich be⸗ 
wieſen, folglich feine Verantwortung offenbar falſch 
iſt; dann kann auch Einer der hier bemerkten Um⸗ 
ſtaͤnde zur Uiberweiſung hinreichen. 

IV. Bei anderen Verbrechen muß ſich aus der 
Unterſuchung klar zeigen, daß der Beſchuldigte ein 
Menſch iſt, zu dem man ſich des angeſchuldeten Ver⸗ 
brechens allerdings verſehen kann entweder weil er 
ſchon eher um eines Verbrechens willen in gerichtli⸗ 
che Unterſuchung gezogen , und nicht für unſchuldig 
erkannt worden; oder weil er ſich uͤber keinen ehr⸗ 
baren Nahrungsweg auszuweiſen im Stande iſt; 
oder weil er mit berüchtigten Verbrechern Geſellſchaft 
und vertrauten Umgang gehabt. 

Nebſt dem muͤſſen wenigſtens zwey der nach⸗ 
folgenden Umftände auf den Beſchuldigten zutreffen, 
und rechtlich bewieſen ſeyn: a) daß bey ihm, oder 
in ſeiner Wohnung, oder in einem andern fuͤr ihn 
zugaͤnglichen Aufbewahrungsorte ſolche Werkzeuge 
gefunden worden, die zur Ausuͤbung des Verbrechens 
die⸗ 
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dienen, und demſelben in feinem Stande und Ges 
werbe ganz überflüßig find; b) daß bey ihm, oder 
in ſeiner Wohnung, oder in einem von ihm ge⸗ 
waͤhlten Aufbewahrungsorte Gegenſtaͤnde des Ver⸗ 
brechens oder zuruͤckgelaſſene Merkmahle deſſelben, 
worin fie immer beſtehen mögen, angetroffen wor⸗ 
den; c) daß er an dem Orte, wo das Verbrechen 
begangen worden, vor, waͤhrend, oder nach der 
That ſich eingeſchlichen, oder verborgen gehalten, 
oder davon fortgeſchlichen habe; d) daß er nach 
ruchtbar gewordenem Verbrechen ohne andere ſchein⸗ 
bare Urſache entflohen ſey, oder ſich verborgen 
habe; e) daß er einen Handwerksmann oder 
Kuͤnſtler angegangen habe, ihm eine Arbeit zu lie⸗ 
fern, die zu keinem andern erlaubten, oder mit 
ſeinem Gewerbe zuſammen haͤngenden Gebrauche, 
wohl aber zu dem ihm angeſchuldeten Verbrechen 
diente; f) daß Verſuche des begangenen Verbre⸗ 
chens, Uibungen in demſelben von ſeiner Hand ſich 
haben finden laſſen; g) daß er in Geſtalt, Waf⸗ 
fen, Kleidern genau ſo erſcheine; wie der Thaͤter 
des Verbrechens von demjenigen, an dem es ver⸗ 
übt worden, oder von anderen Anweſenden bes 
fchrieben iſt. 
{8 Wenn 
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Wenn rechtlich bewieſen iſt, daß die Verane⸗ 
wortung des Beſchuldigten uͤber die gegen ihn ſtrei⸗ 
tenden Anzeigungen falſch ſey; dann kann bey jeder 
Gattung Verbrechens Einer der hier bemerkten Um⸗ 
ſtaͤnde eben fo zur Ueberweiſung hinreichen, wie 
ſolches vorher bey dem Verbrechen des Mordes ge⸗ 
meldet worden. 

d. 433. Wenn der Beſchuldigte zwar die That 
eingeſtehet, aber den boͤſen Vorſatz laͤugnet; fo iſt 
barauf zu ſehen, ob nach den ſich aus der Unter, 
ſuchung zeigenden Umſtaͤnden die That ſich plotzlich 
ereignet, oder ob der Thaͤter zur Vorbereitung der⸗ 
ſelben Mittel angewandt, Hinderniſſe zu entfernen 
geſuchet habe. Im erſteren Falle kann die Ent 
ſchuldigung in ſo fern ſtatt haben, als das Uebel 
nach der natuͤrlichen Ordnung der Dinge nicht ſchon 
nothwendig aus der Handlung entſtehen mußte. 
Hat aber der Beſchuldigte Gelegenheit und Mittel 
die That auszuüben vorbereitet; fo iſt er auch des 
boͤſen Vorſatzes für uͤberwieſen zu halten; es ſey 
denn, daß aus der Unterſuchung beſondere Umſtaͤn⸗ 
de hervorkommen, welche füglich eine andere Ab⸗ 
ſicht beſtimmen laſſen. 


9. 434. 
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d. 434. Ueberhaupt iſt zur Richtſchnur zu 
nebmen, daß kein Beweis für ſich allein zu beur, 
theilen, ſondern jeder in der Verbindung mit dem 
ganzen Unterſuchungsgeſchaͤfte zu betrachten ſey. 
Darnach entweder die Unparteylichkeit der Zeug⸗ 
niſſe durch perſoͤnliche Verhaͤltniſſe, oder die Glaub⸗ 
würdigkeit was immer fuͤr eines Beweiſes durch 
entgegen ſtehende Erfahrungen bedenklich gemacht 
wird, verliert der Beweis an ſeiner Kraft, und 
ein auf ſolche Art geſchwaͤchter Beweis iſt nicht 
mehr rechtmaͤßig. 


Eilftes Hauptſtuͤck. 
Von dem Urtheile. 


9. 435. 


Mee jede Unterſuchung, wodurch Jemand um 
eines Verbrechens willen zur Verantwortung gezo⸗ 
gen worden, muß nach dem Abſchluße derſelben 
ein Urtheil ergehen. 

$. 436. Das Strafgericht, welchem das Vers 
fahren mit der des Verbrechens beſchuldigten Per⸗ 


ſon 
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fon zuſteht, hat auch das Urtheil über dieſelbe zu 
ſprechen. 

9. 437. Das Urtheil muß bey ordentlich beſetz⸗ 
tem Gerichte, und mit gehoͤriger Berathſchlagung 
gefaͤllet werden. 

9. 438. Zur ordentlichen Beſetzung des Ge 
richtes wird die Verſammlung wenigſtens dreyer 
Männer, welche von dem Obergerichte zum Rich- 
teramte in peinlichen Sachen für fähig erklärt find, 
und ein Gerichtsſchreiber erfordert. 

9. 439. Wer mit der Perſon, über welche zu 
urtheilen iſt, in ſolchem Verhaͤltniſſe ſteht, daß er 
in buͤrgerlichen Angelegenheiten kein unbedenklicher 
Zeuge fuͤr, oder wider dieſelbe waͤre, der kann nicht 
zum peinlichen Gerichte gelaſſen werden. 

d. 440. Zur Berathſchlagung und Schöpfung 
des Urtheiles muß mit moͤglichſter Beſchleunigung 
geſchritten werden; und das Urtheil ſoll in der Re⸗ 
gel von Zeit der geendigten Unterſuchung binnen 
acht Tagen, bey wichtigeren und weitläufigen Uns 
terſuchungen aber, wenigſtens binnen dreyßig Ta⸗ 
gen ergehen. 

H. 441. Die Berathſchlagung iſt immer an eis 
nem Werktage Vormittag, und bey verſammeltem 
Ge⸗ 


EEE: 
Gerichte zu halten. Die von einem Abweſenden 
etwa ſchriftlich eingeſchickte Stimme waͤre nicht 
giltig: 

F. 442. Bey der Berathſchlagung muß das 
Tagebuch, wovon in dem 368. §. erwaͤhnet wor⸗ 
den, zum Leitfaden dienen. Alle Protocolle und 
andere Schriften, wie ſie Stuͤck fuͤr Stuͤck in der 
Unterſuchung erwachſen ſind, muͤßen nach ihrem 
ganzen Inhalte, ohne daß davon einen Auszug zu 
verfaſſen geſtattet ſey, abgeleſen werden. Die Ger 
richtsmaͤnner ſind zur fortwaͤhrenden genauen Auf⸗ 
merkſamkeit verpflichtet, damit ſie uͤber die ganze 
Sache ihre Meinung gewiſſenhaft und gruͤndlich zu 
geben in Stand geſetzet werden. Zeiget ſich ein 
Mangel in der Unterſuchung, welcher die zuverlaͤßi⸗ 
ge Aburtheilung hindert; fo iſt die Verbeſſerung 
deſſelben unverzuͤglich einzuleiten. 

$. 443. Jeder, der ſeine Stimme zu geben 
hat, ſoll bedenken, daß nicht Willkuͤhrlichkeit, nur 
die Geſetze allein das Recht beſtimmen; und daß 
die Anwendung derſelben auf die That, die Per⸗ 
fon, und die Beweiſe, das Urtheil ausmachen mü- 
ße; daß ein Unſchuldiger nichts leiden, und ſelbſt 
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der Straffällige nicht ſtrenger, als das Geſetz es 
verhaͤnget, behandelt werden ſoll; daß aber auch 
der gemeinen Sicherheit und dem darauf gegruͤnde⸗ 
ten Wohlftande der bürgerlichen Geſellſchaft we⸗ 
ſentlich daran gelegen ſey, das Lafter zu beſtrafen; 
daß daher die Gerechtigkeit eben fo durch uͤbel ver⸗ 
ſtandene Menſchenliebe, wie durch unbefugte Haͤrte 
verletzet werde. 

$. 444. Der Gerichtsmann, dem das Geſchaͤft 
zum Vortrage zugetheilet worden, hat feine ſchrift⸗ 
lich vorbereitete Meinung bey der Berathſchlagung 
abzuleſen, und der Vorſitzende hat hernach die weis 
tere Umfrage zu halten. Jede Stimme muß mit 
den angeführten Gründen von dem Gerichtsſchrei⸗ 
ber genau protocollirt werden. Das Urtheil wird 
nach Mehrheit der Stimmen abgefaſſet. Der Vor⸗ 
ſitzende hat nur Eine, und zwar die letzte Stimme, 
mit welcher er, wenn die vorigen Stimmen ſich 
gleich theilen, den Ausſchlag gibt. Hat bey glei⸗ 
chen Stimmen der Vorſitzende eine dritte Meinungz 
ſo iſt das Urtheil nach jener Meinung abzufaſſen, 
der die Stimme des Vorſitzenden am naͤchſten koͤmmt. 
Iſt fie hingegen von beyden Meinungen ganz ver, 
ſchieden; ſo iſt die Umfrage zu wiederhohlen; und, 
wenn 
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wenn auch dann eine Mehrheit der Stimmen nicht 
den Ausſchlag gibt, iſt nach jener der gleich ge⸗ 
theilten Meinungen abzuſchließen, welche die gelin⸗ 
dere iſt. 

§. 445. In dem Urtheile müßen folgende Be⸗ 
ſtimmungen ausgedruͤcket werden : 

Erſtens, der Vornahme und Zunahme des 
Beſchuldigten, und ſein Spitznahme, wenn ihm ein 
ſolcher in einer Rotte von Verbrechern, oder ſonſt 
im gemeinen Leben gegeben iſt; 

Zweytens, die Benennung der Verbrechen, 
worüber geurtheilet wird, und die Beſtimmung, ob 
fie Criminal oder Civilverbrechen ſeyn. Die Ber 
nennung iſt nach dem in dem Geſetze angenomme⸗ 
nen Ausdrucke mit wenig Worten, ohne ſich in ei⸗ 
ne Beſchreibung der That einzulaſſen, doch aber 
dermaßen anzufuͤhren, daß die unter dem allgemei⸗ 
nen Begriffe eines Verbrechens enthaltenen mehre⸗ 
ren Gattungen, in fo fern fie von dem Geſetze ſell ſt 
von einander abgeſondert werden, nach dieſer ab⸗ 
geſonderten Benennung zu bemerken ſind; 

Drittens, der Tag, da der Beſchuldigte bey 
dem Strafgerichte das erſte Mahl verhoͤrt worden, 
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der Tag des Abſchluſſes der Unterſuchung, und je⸗ 
ner des ergehenden Urtheiles; 

Viertens, der eigentliche Inhalt des richter⸗ 
lichen Ausſpruches, nach welchem a) der Beſchul⸗ 
digte entweder für unſchuldig, oder für ſtraffaͤllig er 
kannt, oder die Unterſuchung aufgehoben, b) die 
Entſchaͤdigung, ſo der Verurtheilte etwa aus dem 
Verbrechen zu leiſten hat, beſtimmet, oder vorbe⸗ 
halten, c) der Erſatz der Gerichtskoſten aufer⸗ 
legt, oder aufgehoben wird. 

$, 446. Findet das Gericht, daß der Beſchul⸗ 
digte von den Anzeigungen ganz gereiniget, und al: 
fo feine Unſchuld offenbar iſt; fo hat das Urtheil 
dahin zu lauten, daß er von dem ihm Schuld ges 
gebenen Verbrechen los geſprochen, und als un⸗ 
ſchuldig erkannt werde. 

9. 447. Wenn aus den Acten der Unterſuchung 
ſich zwar kein rechtlicher Beweis des von dem Bes 
ſchuldigten begangenen Verbrechens zeiget, aber 
doch Gründe der Wahrſcheinlichkeit deſſelben noch 
beſtehen; fo iſt das Urtheil fo zu faſſen: Die Uns 
terſuchung werde wegen Abganges rechtlicher Be⸗ 
weiſe für aufgehoben erklaͤret. 
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d. 448. Wird der Beſchuldigte aus rechtlichem 
Beweiſe für ſchuldig eines oder mehrerer Verbre⸗ 
chen erkannt; fo muß die Strafe mit geſetzmaͤßiger 
Ruͤckſicht auf die Verhaͤltniſſe der That, des Thaͤ⸗ 
ters, der Milderungs und Beſchwerungsumſtaͤnde 
ausgemeſſen werden. Darnach muß das Urcheil 
die beſtimmte Strafart, folglich, wenn auf Ker⸗ 
kerſtrafe geurtheilet wird, den Grad, die Zeit der 
Dauer, wie auch die etwa hinzu geſetzten Verſchaͤr⸗ 
fungen, den Verluſt des Adels, oder die Landes» 
verweiſung fo deutlich ausdrucken, daß bey dem 
Vollzuge nicht der mindeſte Zweifel entſtehen 
könne, 

9. 449. Auf Todesftrafe kann das Urtheil nur 
damals ergehen, wenn das von dem Geſetze mit 
dieſer Strafe belegte Verbrechen wider den Beſchul⸗ 
digten durch ſein Geſtaͤndniß, oder durch geſchwo⸗ 
rene Zeugniſſe rechtlich bewieſen iſt. Der durch 
Mitſchuldige, oder aus dem Zuſammentreffen der 
Umſtaͤnde rechtlich uͤberwieſene Verbrecher kann aber 
zu keiner laͤngeren, als zwanzigjaͤhrigen Kerker⸗ 
ſtrafe verurtheilet werden. 

d. 450. Das nach der Mehrheit der Stimmen 
ausgefallene Urtheil muß durch den Vorſitzenden 

Strafgeſetzbuch. M woͤrt⸗ 
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wortlich zu dem Protocolle gegeben, auf der Stelle 
die Ausfertigung darüber durch den Gerichtsſchrei⸗ 
0 ber gemacht, und dieſe von ſuͤmmtlichen Mitglie⸗ 

dern des Gerichtes unterſchrieben werden. 
d. 451. Wenn eines aus folgenden Verbrechen 
der Gegenſtand der Unterſuchung war, als: Hoch⸗ 
verrath, Aufruhr und Tumult, oͤffentliche Gewalt⸗ 
thaͤtigkeit, Mißbrauch des obrigkeitlichen, oder ei⸗ 
nes andern öffentlichen Amtes, Verfaͤlſchung der 
Staatspapiere, Muͤnzverfaͤlſchung, Neligionsftde 
rung, Mord, Zweykampf, Brandlegung, Raub, 
oder Verbrechern gethaner Vorſchub; es mag ſich 
1 um den Verſuch, oder die Ausuͤbung eines ſolchen 
| Verbrechens handeln, das Urtheil mag wie immer 
| ausfallen; fo ift daſſelbe ſtets vor der Bekanntma⸗ 

chung dem Obergerichte vorzulegen. 

§. 483. Bey anderen Verbrechen muß das 
Urtheil dann dem Obergerichte vorläufig uͤbergeben 
werden, wenn die Verurtheilung ſich auf die recht⸗ 
liche Ueberweiſung eines laͤugnenden Beſchuldigten 


gruͤndet; oder wenn die Strafe auf eine laͤngere, 
als fünfjährige Dauer ausfaͤllt; oder wenn die 
Strafe durch Ausſtellung auf der Schandbuͤhne, 
| oder Zuͤchtigung mit Streichen verſchaͤrfet wird. 
9. 453. 
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$. 453. In den durch die vorigen zwey 99. 
beſtimmten Faͤllen muß nebſt dem ausgefertigten 
Urtheile auch das Tagebuch der Unterſuchung ſammt 
allen Aeten, und das Berathſchlagungsprotocoll an 
das Obergericht eingeſandt werden. Von entlege⸗ 
nen Strafgerichten hat dieſe Zuſendung mit naͤchſter 
Poſt zu geſchehen. Der Tag der Aufgabe iſt in 
dem Gerichtsprotocolle anzumerken, und der erhal 
tene Poſt amtsſchein ſorgfaͤltig aufzubewahren. 

$. 434. Wenn das Obergericht die Aeten er⸗ 
halten hat; ſoll ſich daſſelbe die Befoͤrderung der⸗ 
maßen angelegen ſeyn laſſen, daß die Beurthei⸗ 
lung binnen gleicher Zeit, wie oben in dem 440. 0. 
erwaͤhnet worden, erfolge. Uebrigens iſt ſich in 
der dortigen Beſetzung des Gerichtes, Ausarbeitung 
zum Vortrage, in dem Vortrage ſelbſt, in der 
Berathſchlagung, Schlußfaſſung, und Ausfertigung 
an die den Juſtizſtellen vorgeſchriebene Behand⸗ 
lungsart zu halten. 

§. 455. Das Obergericht hat dabey zuerſt auf 
den Gang der Verhandlung die genaueſte Aufmerk⸗ 
ſamkeit zu wenden. Wenn ſich darin weſentliche 
Gebrechen entdecken, welche auf die Schöpfung des 
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Urtheiles ſelbſt Einfluß haben; fo find die Aeten 
ſogleich dem Strafgerichte zuruck zu ſenden, und es 
iſt dem ſelben die zweckmaͤßige Belehrung zu Hebung 
der bemerkten Gebrechen zu geben, mit dem Befeh⸗ 
le, bey der abermaligen Einſendung der Aeten ſich 
zu erklaͤren, ob es bey dem vorigen Urtheile behar⸗ 
re, oder wie es daſſelbe nunmehr abzuaͤndern fin⸗ 
de. Im letzteren Falle hat das Obergericht den 
abgeaͤnderten Ausſpruch zum Gegenſtande ſeiner 
Beurtheilung zu nehmen. 

d. 456. Fallen dem Obergerichte Gebrechen 
von minderer Bedeutung auf, die an der Wefen, 
heit des Geſchaͤftes nichts aͤndern; ſo hat daſſelbe 
in der Hauptſache vorzugehen, jedoch die wahrge⸗ 
nommenen Gebrechen, ſie moͤgen die Sache ſelbſt, 
oder die Verzoͤgerung betreffen, allezeit durch eine 
beſondere Ausfertigung zu ruͤgen. 

§. 457. Wenn die Einſendung der Aeten we⸗ 
gen der in dem 451. f. ausgenommenen Gattung 
des Verbrechens geſchehen iſt; hat das Obergericht 
fein Urtheil ohne Ruͤckſicht auf den Ausſpruch des 
Strafgerichtes fo zu ſchoͤpfen, wie es nach den Geſe⸗ 
zen, und der Verhandlung ſich beſtimmt findet. 
Dasſelbe kann alſo den Ausſpruch des Strafgerichtes 
be⸗ 
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beſtaͤtigen, oder ein milderes, oder ſtrengeres Ulr⸗ 
theil fällen, Hat aber das Strafgericht die Arten 
aus einer in dem 452, F. enthaltenen Urſache an 
das Obergericht uͤbergeben; ſo hat dieſes nicht die 
Macht, das von dem Strafgerichte geſchoͤpfte Urtheil 
auf mehrere Schärfe abzuaͤndern; ſondern fein Ers 
kenntniß iſt nur darauf zu richten, ob nach geſetz⸗ 
mäßiger Ueberlegung aller auf die That, die Be⸗ 
weiſe, die Milderung, und Beſchwerung ſich be 
ziehenden Umſtaͤnde dem Beſchuldigten nicht zu hart 
geſchehe, und ob alſo das Urtheil des Strafgerichtes 
zu beſtaͤtigen, oder auf was fuͤr eine Art daſſelbe 
zu mildern ſey. 

§. 458. Bey Verbrechen des Hochverrathes, 
Mißbrauches des obrigkeitlichen, oder eines andern 
offentlichen Amtes, und der Verfaͤlſchung der Staats⸗ 
papiere kann auch das Obergericht ſein Urtheil nicht 
ſogleich abfertigen; ſondern es muß den gefaßten 
Schluß mit den geſammten Acten der oberſten Ju⸗ 
ſtitzſtelle vorlegen, und von dannen die Entſchlie⸗ 
ßung erwarten. 

§. 459. Bey den übrigen in dem 450. §. ge 
nannten Verbrechen iſt das von dem Obergerichte 
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geſchoͤpfte Urtheil nur dann der oberſten Juſtizſtelle 
vorzulegen, wenn auf Todesſtrafe erkannt wird, 
oder wenn das Urtheil des Obergerichtes auf eine um 
fünf Jahre laͤngere Kerkerſtrafe, als jenes des Straf⸗ 
gerichtes ausfaͤllt, oder wenn das Strafgericht auf 
' die Entlaſſung des Beſchuldigten erkannt hat, das 
Obergericht aber auf eine Strafe urtheilet. 


Zwoͤlftes Hauptſtuͤck. 


| Von Kundmachung und Vollziehung des 
Urtheiles. 


| $ 469, 


Des Urtheil, das keinem weiteren Zuge un⸗ 
terliegt, iſt ungeſaͤumt kund zu machen, und zu 
vollziehen. Wenn jedoch der zu einer Strafe Ver⸗ 
urtheilte zur Zeit des ergehenden Urtheiles verruͤckt, 
oder ſonſt ſchwer krank, oder die Berurtheilte ſchwan⸗ 
ger waͤre; ſo haͤtte die Kundmachung, und Voll⸗ 
ziehung ſo lange zu unterbleiben, bis der Verruͤckte 


wieder zu Vernunft gelanget, der Kranke geneſen, 
die Schwangere entbunden iſt. Nur dann kann das 
Urcheil auch einer ſchwangeren Straffaͤlligen kund 
ge⸗ 


rm 

gemacht, und der Vollzug eingeleitet werden, wenn 
der bis zu ihrer Entbindung fort dauernde Verhaft 
für ſie haͤrter ſeyn wuͤrde, als die erkannte Strafe 
ſelbſt iſt. 

$. 461. Auch damals muß die Kundmachung, 
und Vollziehung des Strafurtheiles verſchoben ble i⸗ 
ben, wenn der Verurtheilte a) ein in oͤffentlichem 
Dienſte ſtehender Beamter, b) eine geiſtliche Per⸗ 
ſon, c) ein Mitglied der Landesſtaͤnde, d) ein im⸗ 
matrieulirtes Mitglied einer Univerſitaͤt oder eines 
Lycaͤums, e) eine mit beybehaltenem militariſchen 
Ehrenrange in Civildienſte uͤbergetret ene Militar⸗ 
perſon iſt. In ſolchen Faͤllen iſt das Urtheil dem 
Obergerichte, wenn es nicht ohne dieß durch daſſel⸗ 
be ergehen muß, ſammt den Acten zuzu ſenden, und 
das Obergericht hat nach Verſchiedenheit der Ders 
fon die Anzeige von dem Verbrechen, und dem er⸗ 
folgten Urtheile der Behoͤrde, unter welcher der 
Verurtheilte in Bedienung ſteht, dem Biſchofe, 
der Landſchaft, der Univerſitaͤt, oder dem Lycaͤum, 
dem naͤchſten Militarcommando zu machen. 

$. 462. Steht der Verurtheilte in einer oͤf⸗ 
fentlichen Bedienung; ſo muß er auf dieſe Anzeige 
ſogleich von ſeiner Behörde des Dienſtes entſetzt, 
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und ſolches dem Obergerichte erinnert werden, wel⸗ 
ches ſodann die Verfugung zu erlaſſen hat, daß das 
Strafurtheil kund gemacht, und vollzogen werde. In 
den übrigen im vorigen g. erwähnten Fällen iſt es den 
Behoͤrden, welchen die Anzeige gemacht wird uͤber⸗ 
laſſen, ihren Entſchluß uͤber die Entſetzung des Ver⸗ 
urtheilten von dem Stande, nach welchem er mit 
ihnen verbunden iſt, zu faſſen, und dem Oberge⸗ 
richte zu eröffnen, Wenn aber das Obergericht die 
Antwort hieruͤber binnen dreyßig Tagen nicht erhäft; 
fo ſoll daſſelbe die Kundmachung, und Vollziehung 
des Strafurtheiles ohne weiteren Aufſchub einleiten. 

d. 463. Erkennt das Urtheil den Verhafteten 
für unſchuldig; fo ſoll ihm ſolches fo geſchwind als 
es moͤglich iſt, auch an jedem Sonntage, oder ge⸗ 
botenen Feyertage durch eine Gerichtsperſon bekannt 
gemacht, er auf der Stelle in Freyheit geſetzt, und 
ihm eine von dem Strafgerichte beftätigte Abſchrift 
des Urtheiles ausgehaͤndiget werden. 

d. 464. Wird die Unterſuchung nur wegen Abs 
ganges rechtlicher Beweiſe für aufgehoben erklärt; 
ſo iſt der Beſchuldigte am nächſten Werktage vor 
das Strafgericht zu ſtellen, ihm das Urtheil von 
dem Gerichtsſchreiber vorzuleſen, eine Abſchrift da: 
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von zu behaͤndigen, und eine nachdrückliche Ermah⸗ 
nung und Warnung zu geben, nach welcher er ent⸗ 
laſſen wird. 

$. 465. Iſt das Urtheil auf Todesſtrafe aus⸗ 
gefallen; ſo muß daſſelbe am naͤchſten Werktage, 
an welchem es füglich geſchehen kann, und auf wel⸗ 
chen kein Sonntag oder Feyertag folgt, oͤffentlich 
abgekuͤndigt, hierzu auf dem Platze, wo das Ge 
richtshaus ſteht, ein Geruͤſt errichtet, der Verur⸗ 
theilte in Eiſen unter Begleitung der Wache auf 
daſſelbe vorgeführt , und ein beſonders vorbereiteter 
zurzer Auszug aus den Unterſuchungsaeten, welcher 
den Inbegriff des Verbrechens enthalte, ſammt dem 
Urtheile durch den Gerichts ſchreiber in Beyſeyn wer 
nigſtens noch zweyer landgerichtlichen Beamten laut 
und deutlich abgeleſen, dabey dem Verurtheilten be⸗ 
deutet werden, daß dieſes Urtheil den folgenden Tag 
an ihm werde vollzogen werden. Nach Zuruͤckfüh⸗ 
rung des Verurtheilten in das Gerichtshaus hat das 
Strafgericht ihm einen Seelſorger, den er ſich auch 
ſelbſt wählen mag, zuzuweiſen, aber keinen allges 
meinen Zugang zu ihm zu geſtatten. Am darauf 
folgenden Morgen foll die Hinrichtung vollzogen wer, 
den, ohne daß weder aus einer Widerſpaͤnſtigkeit 
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des Verurtheilten in feiner Vorbereitung zum To⸗ 
de, noch aus einem Vorwande angeſuchter Begnaͤ⸗ 
digung ein Verſchub Statt haben kann. Todesur⸗ 
theile, die in der Hauptſtadt vollzogen werden, ſind 
nebſt dem bey der Ankündigung abgeleſenen Auszu⸗ 
ge in Druck zu legen, und am Tage des Vollzu⸗ 
ges dem Volke auszugeben. Der Koͤrper des Hin⸗ 
gerichteten muß nach zwoͤlf Stunden abgenommen, 
und neben dem Richtplatze eingeſcharret, auch das 
Strafgeruͤſt zu gleicher Zeit weg geraͤumet werden. 

$. 466. Wenn das Urtheil auf längere, als 
fünf jährige Kerkerſtrafe lautet; fo muß die An⸗ 
kuͤndigung gleichfalls öffentlich mit Vorführung des 
Verurtheilten in Feſſeln auf ein vor dem Gerichts⸗ 
hauſe errichtetes Geruͤſt, und mit wohl vernehmli⸗ 
cher Ableſung des Urtheiles durch den Gerichtsſchrei⸗ 
ber an einem dazu beſtimmten Gerichtstage geſchehen. 

$. 467. Urtheile, wodurch die Strafe nicht 
uͤber fuͤnf Jahre beſtimmt wird, ſind von dem Straf⸗ 
gerichte in dem Gerichtshauſe dem Verurtheilten 
am naͤchſten Gerichtstage anzukuͤndigen. 

$. 468. Wenn dem Urtheile die Landesver⸗ 
weiſung des Verurtheilten angehaͤngt iſt; ſo muß 
dieſem bey der Ankündigung ausdrücklich erklaͤret 
wer⸗ 
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werden, daß er ſich ſchon durch die bloſſe Ruͤckkehr 
in eines dieſer Länder eines Criminalverbrechent 
ſchuldig machen wuͤrde, und was fuͤr eine Strafe 
hierauf von dem Geſetze verhaͤnget ſey. 

§. 469. Jedes Urtheil, wodurch entweder die 
Unterſuchung wegen Abganges rechtlicher Beweiſe 
fuͤr aufgehoben erklaͤrt, oder auf eine Leibesſtrafe 
erkannt worden iſt, muß nach geſchehener Ankuͤn⸗ 
digung ſammt der Beſchreibung der Perſon, über 
welche daſſelbe erg angen, von dem Strafgerichte an 
das Kreisamt in Abſchrift einbegleitet werden, da⸗ 
mit dieſes von dem Beſchuldigten, oder Straffaͤlli⸗ 
gen Kenntniß erhalte. 

$ 470. Iſt das Urtheil dahin verſchaͤrfet, daß 
der Verurtheilte auf der Schandbuͤhne ausgeſtellet, 
oder bey dem Eintritte in die Strafe mit Streichen 
gezuͤchtiget werden ſoll, oder iſt die Brandmarkung 
deſſelben neben der Landesverweiſung verordnet; ſo 
muß das Urtheil in dieſen Beſtimmungen ſogleich 
nach der Ankuͤndigung von dem Strafgerichte zum 
Vollzuge gebracht werden. 

§. 471. Wenn die Leibesſtrafe nach dem Urs 
theile nicht uͤber ſechs Monate im harten, oder nicht 
über ein Jahr im gelinderen Kerker zu dauern hat; 
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kann der Verurtheilte zur Vollziehung derſelben bey 
dem Strafgerichte ſelbſt angehalten werden. 

d. 472. Iſt der Verbrecher auf eine laͤngere, 
als ſechs monatliche harte, oder einjaͤhrige gelinde⸗ 
re Kerkerſteafe verurtheilt; ſo wird der Ort, wo 
er ſeine Strafe zu vollſtrecken hat, hiermit nach fol⸗ 
gendem Unterſchiede beſtimmt: 

a) Verbrecher, die wegen Hochverrathes, oder 
Verfälſchung der Staatspapiere zu einer Kerkerſtra⸗ 
fe verurtheilt find, haben ſolche auf der Feſtung 
welche das Urtheil jedesmal beſtimmen wird, aus⸗ 
zuſtehen; 

b) ein aus was immer für einem andern Ver⸗ 
brechen auf mehr als zehn Jahre Verurtheilter, 
wird auf den Spielberg bey Brünn in Mähren , 
zur Vollſtreckung der Strafe abgeliefert; 

c) die auf zehn, oder weniger Jahre Verur⸗ 
theilten haben ihre Strafe in dem allgemeinen 
Strafhauſe der Provinz zu bollſtrecken. 

9. 473. Die Ablieferung des Verurtheilten 
nach dem geſetzmaͤßigen Straforte muß durch das 
Kreisamt veranſtaltet, und dem Strafgerichte kann 
nichts weiter aufgetragen werden, als den Ber 
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urtheilten zu dem Freisamte zu ftellen. Das Strafe 
gericht hat demnach bey der in dem 469 C. vorge⸗ 
ſchriebenen Einbegleitung eines ſolchen Strafurtheis 
les, deſſen Vollzug in einem durch den 472. F. bes 
ſtimmten Orte geſchehen muß, zugleich die Anfrage 
an das Kreisamt zu thun, an welchem Tage der 
Verurtheilte an daſſelbe zur weiteren Ablieferung 
zu uͤbergeben ſey. 

9. 474. Iſt das Kreisamt in der Verfaſſung 
den Verurtheilten indeſſen, bis die Anſtalt zur 
Fortſchaffung in den Strafort getroffen iſt, in Ders 
wahrung nehmen zu koͤnnen; fo ſoll daſſelbe dem 
Strafgerichte ſogleich die Stellung des Verurtheilten 
auftragen. Mangelt es aber an der Gelegenheit 
zur indeſſen ſicheren Verwahrung in dem Orte, 
wo das Kreisamt iſt; ſo muß der Verurtheilte 
zwar noch bey dem Strafgerichte belaſſen, dieſem 
aber, ſo bald es immer moͤglich iſt, der Tag zur 
Uebergabe beſtimmet werden. Ueberhaupt ſoll das 
Kreisamt alle Sorgfalt dafür tragen, daß folche 
Verurtheilte auf das Schleunigſte, und mit der zu⸗ 
verlaͤßigſten Verwahrung an ihr Strafort gebracht 
werden. Daſſelbe hat ſich wegen der noͤthigen Be⸗ 
glei⸗ 


gleitung der Militarwache mit dem naͤchſten Mili, 
tarcommando in Vernehmen zu ſetzen, und wo es 
auf Fuhren ankommt, ſolche durch Vorſpann zu 
verſchaffen. So weit es ſich leicht thun laͤßt, iſt 
zwar dieſes Geſchaͤft dermaßen zu leiten, daß meh⸗ 
rere Verurtheilte zugleich in das Strafort abgelie⸗ 
fert werden: Es kann aber dabey weder Bequem⸗ 
lichkeit, noch Erſparniß, ſondern einzig nur die 
Verwaltung der Gerechtigkeit, und die Sorgfalt fuͤr 
die gemeine Sicherheit den Hauptzweck ausmachen. 
Daher ſoll die Ablieferung auch eines einzelnen 
Verurtheilten wegen eines unbeſtimmten Zuwar⸗ 
tens auf das Zuſammentreffen mehrerer Straͤflinge 
nicht verzögert, ſondern der Verurtheilte laͤngſtens 
binnen dreyßig Tagen nach dem ihm angekuͤndigten 
Urcheile auf den Weg zu feinem Straforte gebracht 
werden. 

d. 478. Das Strafgericht iſt unter ſchwerer 
Verantwortung verpflichtet, den Verurtheilten ſo 
lange, bis ihn das Kreisamt uͤbernimmt, in ge⸗ 
nauer, vor aller Gefahr der Entweichung ſichern 
Verwahrung zu halten, und ſodann die Stellung zu 
dem Kreisamte mit gleicher Vorſicht zu erfüllen, 
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Dreizehntes Hauptſtuͤck. 
Von dem Recurſe. 
9.476. 


Der Recurs, das iſt, das Anſuchen um Huͤlfe 
bey höherer Behörde , findet gegen zweyerley Ur⸗ 
theile Statt; a) gegen Urtheile der Strafgerichte, 
welche dieſe, ohne ſie vorher dem Obergerichte 
vorzulegen, kund machen, und vollziehen dürfen; 
b) gegen ſolche Urtheile des Obergerichtes, wodurch 
das auf gaͤnzliche Losſprechung ge ſchoͤpfte Urtheil des 
Strafgerichtes bloß auf die Aufhebung der Unterſu⸗ 
chung abgeaͤndert, oder das Strafurtheil ent⸗ 
weder in der Strafdauer, oder ſonſt verſchaͤr⸗ 
fet worden iſt. Der Grund des Reeurſes kann 
darin beſtehen, daß entweder die Beſchuldigung 
und Unterſuchung ohne rechtlichen Anlaß geſche⸗ 
hen ſey, oder daß der Beſchuldigte nach der Be⸗ 
ſchaffenheit der über die Anzeigungen eingehohlten 
Erfahrungen hätte für unſchuldig erkannt, oder nach 
dem Geſetze nicht ſo ſtreng haͤtte verurtheilt werden 
ſollen. Wider Urtheile, welche von der oberſten 
Ju⸗ 
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Juſtizſtelle ergangen find, und wider Urtheile des 
Obergerichtes, wodurch des Strafgerichts Urtheil 
nicht auf eine in b. erwähnte Art abgeändert oder 
verſchaͤrfet worden iſt, kann kein Recurs ergriffen 
werden. 

9. 477. Den Recurs koͤnnen ergreifen: a) der 
Berurtheilte ſelbſt; b) deſſen Blutsverwandte in 
auf ⸗ und abſteigender Linie; c) deſſen Ehegenoß; 
d) deſſen Vormund z e) die Obrigkeit für ihren Un⸗ 
terthan. Damit aber das Strafgericht geſichert ſey, 
daß der Recurs nicht von einer dazu nicht berechtig⸗ 
ten Perſon, oder unter erborgtem Nahmen ange⸗ 
bracht werde; ſoll der Reeurrent ſich durch glaub⸗ 
wuͤrdiges Zeugniß über eine der obigen Eigenſchaf⸗ 
ten rechtfertigen. Aber auch zu dem Recurſe be⸗ 
rechtigte Perſonen ſollen denſelben nicht ohne Grund, 
und vielleicht bloß in der Abſicht anbringen, um 
die Vollſtreckung des Urtheiles zu verzögern. 

$. 478. Des Recurſes halber kann Niemand 
die Einſicht der Unterſuchungsgeten begehren. Dar 
mit aber die zum Necurfe berechtigte Perſon ent⸗ 
nehmen moͤge, ob wirklich gute Gruͤnde zu Ergrei⸗ 
fung des Recurſes vorhanden ſeyn, kann ſie von 
dem Strafgerichte die Mittheilung der Bewegungs⸗ 
gruͤn⸗ 
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gründe des gefchöpften Urtheiles verlangen, und Dies 
ſe muͤßen ihr binnen vier und zwanzig Stunden hin⸗ 
ausgegeben werden. In dieſer Ruͤchſicht ſoll das 
Obergericht denjenigen Urtheilen, gegen welche nach 
dem 476. F. b) ein Recurs Statt haben kann, je 
des Mahl die Bewegungsgruͤnde beilegen. 

§. 479. Der Recurs muß ſogleich nach ges 
ſchehener Ankuͤndigung des Urtheiles, und ehe die 
Strafe in Vollzug geſetzet wird, angemeldet, und 
die Recursſchrift muß laͤngſtens binnen acht Tagen 
bey dem Strafgerichte, wo die Ankuͤndigung gefiher 
hen, uͤberreichet werden, ſonſt iſt fie nicht mehr 
anzunehmen. Es haͤngt von dem Recurrenten ab, 
ob er den Recurs mündlich zum Protocolle geben 
wolle, anſtatt eine Schrift zu uͤberreichen. Hat der 
Verurtheilte ſelbſt den Recurs angemeldet; fo iſt 
ihm auf Verlangen ein redlicher, verſtaͤndiger Mann 
zuzugeben, mit dem er ſich, jedoch immer in Ge⸗ 
genwart einer Gerichtsperſon, und in einer derſel⸗ 
ben berſtaͤndlichen Sprache unterreden kann. Dies 
ſer Vertreter @ift ebenfalls ſchuldig, die Recurs⸗ 
ſchrift binnen acht Tagen bey Verantwortung und 
Strafe zu überreichen. Nur in beſonders verwi⸗ 
Strafgeſetzbuch. N ckel⸗ 
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ckelten Faͤllen kann ihm auf fein Bitten noch eine 
Verlangerung bon acht Tagen bewilliget werden. 

$. 489. Das Strafgericht hat den Recurs ſo— 
gleich, als die Schrift uͤberreichet worden, oder 
nach verlaufener Friſt die protocollirte Anmeldung 
des Recurſes, nebſt den ſaͤmmtlichen Acten an das 
Obergericht zu ſenden, und in dem Begleitungsbe⸗ 
richte die Gruͤnde anzufuͤhren, wodurch es etwa 
den Recurs zu widerlegen findet. Indeſſen, und 
bis die Entſcheidung des Obergerichtes erfolget, 
iſt mit Vollſtreckung des Strafurtheiles einzu⸗ 
halten. 

d. 481. Das Obergericht hat den Recurs 
ſammt den Acten genau zu durchgehen. Findet es, 
daß das Verfahren und Urtheil dem Geſetze gemaͤß 
ſey; fo wird der Recurs verworfen. Im entgegen 
geſetzten Falle wird das fuͤr widerrechtlich erkannte 
Verfahren aufgehoben, dem Bedruͤckten Entſchaͤdi⸗ 
gung und Genugthung verſchaffet, oder das Urtheil 
nach dem Geſetze gemildert. Niemals aber kann 
bey Gelegenheit eines genommenen Recurſes die 
Strafe verſchaͤrfet werden. 

$ 482. Iſt der Recurs gegen das Urtheil des 
Cbergerichtes ſelbſt ergriffen worden; fo bat daſſel⸗ 
be 
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be die Aeten der oberſten Juſtizſtelle zu uͤberſenden, 
und iſt hier auf die naͤmliche Art, wie bey dem Re⸗ 
curſe gegen das Urtheil des Strafgerichts zu vers 
fahren. 

$. 483. Wenn der Necurs verworfen wird; 
fo iſt der Verhaft des Verurtheilten vom Tage der 
Ankuͤndigung des Urtheiles bis zu dem Tage, da 
ihm die uͤber den Recurs erfolgte Entſcheidung bes 
kannt gemacht wird, in die Strafzeit nicht einzurech⸗ 
nen. Wird aber das Urtheil gemildert; ſo iſt der 
in der Zwiſchenzeit ausgeſtandene Verhaft in die 
Strafzeit einzurechnen. 

$. 484. Außer dem Wege des Recurſes kann 
an dem Vollzuge des Urtheiles nichis geaͤndert wer⸗ 
den. Nur dann, wenn das Strafurtheil nicht uͤber 
fuͤnf Jahre ergangen iſt, und waͤhrend der Strafzeit 
neue, und fo beſchaffene Umſtaͤnde vorkommen, wel⸗ 
che nicht ſchon bey Schöpfung des Urtheiles in Er⸗ 
waͤgung gezogen worden, und welche, dafern ſie da⸗ 
mals bekannt geweſen wären, eine mildere Ausmefr 
ſung der Strafe veranlaſſet haben wuͤrden, iſt dem 
Obergerichte geſtattet, eine angemeſſene Nachſicht 
zu bewilligen. Bey den auf längere Zeit geſchoͤpf⸗ 
ten, und bey ſolchen Strafurtheilen, welche von 
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der oberſten Juſtizſtelle ergangen ſind, kann eine 
Nachſicht auch nur von derſelben bewilliget werden. 


Vierzehntes Hauptſtuͤck. 


Von dem Verfahren wider Fluͤchtige und 
Abweſende. 


$. 485. 


Wen gleich der Thaͤter eines der Obrigkeit be⸗ 
kannt gewordenen Verbrechens ganz unbekannt, oder 
ſich deſſelben zu bemaͤchtigen nicht möglich iſt; fo 
muß doch ſtets alles, was wegen Erforſchung der 
That, und der damit verbundenen Umſtaͤnde, und 
wegen Herbeyſchaffung der Beweismittel vorgeſchrie⸗ 
ben iſt, vorgekehret, und alles, was dem Geſetze 
gemaͤß davon in Erfahrung gebracht worden, bey 
dem Strafgerichte ſorgfaͤltig aufbewahret werden, da⸗ 
mit, wenn der Thaͤter kuͤnftig hervor kaͤme, davon 
Gebrauch gemacht werden koͤnne. 

$. 486. Die Pflicht des Strafgerichtes iſt, al⸗ 
les vorzukehren, was immer dienlich ſeyn mag, um 
des Thaͤters habhaft zu werden. Auch muͤßen alle 
obrigkeitlichen Behoͤrden hierin dem Strafgerichte an 
Hand 


Hand gehen. Bey Verfolgung eines flüchtigen Ver⸗ 
brechers ift die dazu aufgeforderte Behörde nicht bloß 
auf ihren obrigkeitlichen Bezirk beſchraͤnket, ſondern 
ſie kann die Spur des Verbrechers unmittelbar bis 
an die aͤußerſten Graͤnzen dieſer Länder verfolgen, 
ohne, daß ihr von den Obrigkeiten, deren Bezirk 
fie durchzieht, Hinderniſſe gelegt werden koͤnnen ; 
vielmehr ſind ſolche insgeſammt verbunden, alle ge⸗ 
meinſchaftliche Huͤlfe zu leiſten. 

9. 487. Iſt die Perſon des Thaͤters aus uns 
zweifelbaften Merkmahlen, und ſolchen Anzeigungen 
bekannt, die nach dem Geſetze zum Verhafte zurei⸗ 
chen; ſo ſind Steckbriefe auszuſenden. Doch iſt da⸗ 
bey ſtets die Vorſicht anzuwenden, damit dadurch 
der Thaͤter nicht etwa in der vermeinten Sicherheit, 
dem Gerichte ſey von ihm nichts bekannt, geſtoͤret, 
und entweder von der Ruͤckkehr verſcheuchet, oder 
zur Flucht gereizet, oder ſonſt verleitet werde, der 
Nachforſchung zu entgehen. In Fällen, wo etwas 
ſolches zu beſorgen iſt, ſoll vielmehr den Spuren 
des Aufenthaltes immer im Stillen nachgeforſchet, 
und durch geheime Aufforderung der Obrigkeiten, 
in deren Bezirke der Thaͤter ſich einfinden duͤrfte, 
die Anhaltung veranlaſſet werden. 

N 3 $. 488. 


. 
2 
Ehe 


9. 488. Steckbriefe find auch gegen diejenigen 
auszufertigen, die aus dem Verhafte waͤhrend der 
Unterſuchung , oder aus der Strafe zu entweichen 
Mittel gefunden haben. 

$. 489 In dem Steckbriefe muß die Perſon, 
gegen welche er ergeht, auf das deutlichſte kennbar 
gemacht werden. Das Strafgericht entwirft den Steck⸗ 
brief, und übergibt ſolchen in Geheim dem Kreis: 
amte, welches ihn ſogleich durch eine eigene Cur⸗ 
rende, die in engere Bezirke eingetheiſt wird, und 
Tag und Nacht zu laufen hat, den politiſchen 
Obrigkeiten ſeines Kreiſes mittheilet, und zugleich 
den uͤbrigen Kreisaͤmtern der Provinz eine Abs 
ſchrift zuſendet, damit eine aͤhnliche Kundma⸗ 
chung und Verbreitung auch in ihren Kreiſen ge— 
ſchehe. Eine Abſchrift iſt auch an das Obergericht 
von dem Kreisamte einzuſenden, damit die Kund⸗ 
machung in andern Provinzen durch die dortigen Lan⸗ 
desſtellen, wie auch durch die Zeitungsblaͤtter nach 
Beſchaffenheit der Umſtaͤnde eingeleitet werde. 

§. 490. Die politiſche Obrigkeit, fo einen 
Steckbrief erhaͤlt, hat denſelben ſogleich allen ihren 
zur öſſentlichen Wachſamkeit beſtellten Beamten, 
und den, Vorſtehern aller in ihrem Bezirke befind⸗ 
li⸗ 


lichen Gemeinden bekannt zu machen, damit nicht 
nur von ihnen ſelbſt alle zweckmaͤßige Vorſorge 
getragen, ſondern auch durch ſie jeder Hausvater 
aufmerkſam gemacht werde, die Anzeige zu thun, 
wenn ihm eine der Beſchriebenen aͤhnliche Perſon 
vorkommen ſollte. 

§. 491. Wie bey Steckbriefen, ſo iſt auch bey 
der Beſchreibung und Kundmachung des geftohlenen 
oder geraubten Gutes, des Gegenſtandes eines vers 
uͤbten Betruges, der unternommenen Verfaͤlſchung 
der Staatspapiere, oder Muͤnzen ſich zu benehmen. 
Wenn eine ſolche Beſchreibung Gegenſtände von gröͤ⸗ 
Gerem Werthe, oder von ſolcher Beſchaffenheit be⸗ 
trifft, daß Hoffnung vorhanden iſt, durch ihre Bes 
kanntmachung den Thaͤter ſelbſt zu entdecken, oder 
noch ferneres Uebel zu verhindern, oder demjenigen, 
der Schaden leidet, Entſchaͤdigung zu verfchaffen; 
ſo kann die Bekanntmachung ſogleich vorgenommen 
werden. Nur bey Beſchreibungen verfaͤlſchter 
Staatspapiere oder Muͤnzen muß vorläufig die Ans 
zeige bey dem Obergerichte geſchehen, welches ſich 
darüber mit der Landes ſtelle in das Vernehmen zu 
ſetzen hat. Die Kundmachung geſchieht wie bey 
Steckbriefen. Auch iſt bey ſolchen Beſchreibungen 
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Jedermanns Pflicht, den beſchriebenen Gegenftanß, 
ſo bald er etwas davon erfaͤhrt, der Obrigkeit an⸗ 
zuzeigen. 

5. 492. Wenn aller verſuchten Mittel ungeach⸗ 
tet der des Verbrechens Beſchuldigte nicht betreten 
werden kann; ſo hat im Allgemeinen das eigentli⸗ 
che Verfahren, ſoweit es auf die ordentliche Ver⸗ 
urtheilung gerichtet iſt, bis zur Anhaltung des Bes 
ſchuldigten zu beruhen. Wenn jedoch das Verbre⸗ 
chen großes Aufſehen erwecket, oder die gaͤnzliche 
Strafloſigkeit weitere nachtheilige Folgen beſorgen 
läßt, und an der Perſon des Thaͤters kein Zwei, 
fel iſt; ſo kann auch wider den Abweſenden und 
Fluͤchtigen verfahren, und bis zu einer ſolchen 
Verurtheilung vorgegangen werden, die in den Au— 
gen des Volkes wenigſtens einige Wirkung gegen 
die Perſon des Thaͤters hervor zu bringen fähig ſey. 

d. 493. Vor Einleitung eines ſolchen Verfah⸗ 
rens hat das Strafgericht die Sache dem Oberge— 
richte vorzulegen, und deſſen Bewilligung einzuhoh⸗ 
len. Nach erfolgter Bewilligung iſt der Abweſende 
oder Fluͤchtige durch Ediet zur Stellung vor Ges 
richte vorzufordern. In diefem Edicte iſt der Bor: 
nahme, Zunahme, und Character des Berufenen 
aus⸗ 
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aus zudruͤcken, das Verbrechen, deſſen derſelbe bes 
ſchuldiget wird, zu benennen, und ihm aufzutra⸗ 
gen, daß er, um über dieſe Beſchuldigung Rede 
und Antwort zu geben, ſich laͤngſtens binnen ſechzig 
Tagen vor das Landgericht ſtellen ſoll. 

$. 494. Erſcheint der Vorgerufene nicht binnen 
der angeſetzten Friftz fo wird die Vorrufung vers 
mittelſt eines zweyten Edietes wiederhohlet. Dieſes 
Ediet ſoll nebſt dem Nahmen und Character des 
Vorgerufenen das gegen ihn vorgekommene Berbres 
chen mit den weſentlichen Umſtaͤnden, die auf die 
ſtrengere Aburtheilung Beziehung haben, und zu⸗ 
gleich den Auftrag enthalten, daß der Vorgerufene 
ſich binnen ſechzig Tagen vor das Strafgericht ſtellen 
ſolle, widrigen Falles er für geſtaͤndig des anger 
ſchuldigten Verbrechens wuͤrde geachtet werden. 

9. 495. Das eine und andere Vorrufungsediet 
muß in dem Orte, wo das Verbrechen begangen 
worden, in demjenigen, wo der Beſchuldigte ſeinen 
bekannten Wohnſitz hatte, und da, wo der Sitz des 
Strafgerichtes iſt, auf die bey allen uͤbrigen gericht⸗ 
lichen Vorladungen gewoͤhnliche Art angeſchlagen, 
und waͤhrend der Friſt des Edietes, wenn der Vor⸗ 
gerufene indeſſen nicht angehalten worden, wenig⸗ 
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ſtens einmahl in jedem Monate in die Zeitungs blaͤt, 
ter der Provinz eingeruͤcket werden. Auch iſt eine 
Abſchrift von dem Edicte an das Obergericht ein? 
zuſenden, damit, beſonders in ſehr wichtigen Faͤl⸗ 
len, wobey an Habhaftwerdung des Thaͤters viel 
gelegen iſt, wegen gleicher Kundmachung in den 
Zeitungsblaͤttern der uͤbrigen Provinzen, oder auch 
in fremden Ländern, das Noͤthige veranlaſſet werde. 

§. 496. Erſcheint nun der Vorgerufene vor 
dem Gericht, das ihn berufen hat, auf die erſte 
oder zweyte Vorrufung; fo iſt der allgemein geſetz⸗ 
maͤßigen Ordnung nach zu verfahren. Stellt er ſich 
vor ein anders Gericht; ſo hat daſſelbe ihn an das 
Strafgericht, von welchem die Einberufung geſche— 
hen iſt, zur rechtlichen Verhandlung des Gefchäftes 
zu uͤberliefern. 

§. 497. Verlangte der Berufene die Erthei- 
lung eines ſicheren Geleites; ſo kann dieſes zwar 
nie darauf, daß er vom Unterſuchungsproceſſe, und 
der Aburt heilung verſehont bleibe, oder niemals ans 
gehalten werden ſolle, ertheilet werden: Doch kann 
man ihm die Zuſicherung geben, daß er waͤhrend 
der Unterſuchung fo lange auf freyem Fuße bleiben 
ſolle, bis gegen ihn rechtliche Beweiſe von dem ans 
ge⸗ 


ge ſchuldigten Verbrechen, und der Unſtatthaftigkeit 
ſeiner Rechtfertigung vorkommen. Auch eine ſolche 
beſchraͤnkte Ertheilung des ſicheren Geleites kann 
von dem Strafgerichte nur mit Bewilligung des Ober⸗ 
gerichtes, an welches hierwegen die Anzeige zu ma⸗ 
chen iſt, geſchehen; und wenn ſie gleich mit ober» 
gerichtlicher Bewilligung erfolget iſt; ſo bleibt doch 
das Strafgericht zu jenen Vorſichten verpflichtet, 
welche die Entweichung des Beſchuldigten, ſoweit 
es ohne wirklichen Verhaft möglich iſt, zu hindern 
taugen. 

§. 498. Wäre aber auch die zweyte Friſt der 
Vorrufung fruchtlos verſtrichen; fo hat das Gtrafges 
richt den Vorgerufenen nach der bey ſeiner Abwe⸗ 
ſenheit in Beziehung auf ihn geführten Unterſuchung 
abzuurtheilen. Bey ſolcher Aburtheilung ſind die 
wider den Vorgerufenen vorhandenen Beweiſe ſo 
zu betrachten, als ob er dagegen Einwendungen zu 
machen, oder ſich zu rechtfertigen unvermoͤgend waͤ⸗ 
re, und er iſt des Verbrechens nach den Umſtaͤnden, 
die in dem Vorrufungsediete angezeiget worden, für 
geſtaͤndig zu halten. Die Berathfchlagung und 
Schöpfung des Urtheiles geſchieht ganz nach der Art, 
als ob das Verfahren wider einen ordentlich ange— 
hal⸗ 
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haltenen Verbrecher waͤre geſchloſſen worden. Das 
geſchoͤpfte Urtheil muß vor der Kundmachung dem 
Obergerichte, und von dieſem mit ſeinem Gutachten 
der oberſten Juſtizſtelle vorgelegt werden. 

d. 499. Die Kundmachung des wider einen 
Abweſenden, oder Fluͤchtigen auf Beſtrafung gefaͤll⸗ 
ten Urtheiles geſchieht mit dem, daß an einem zur 
Vollziehung oͤffentlicher Strafe beſtimmten Orte ein 
Galgen errichtet, und daſelbſt das Strafurtheil auf 
eine Art angeſchlagen werde, daß es der Voruͤber⸗ 
gehende leicht leſen, aber Niemand wegreißen und 
vertilgen koͤnne. Das Urtheil iſt durch drey auf ein⸗ 
ander folgende Tage alfo angehaͤftet zu belaſſen, 
und nebſt dem dreymahl in die Zeitungsblaͤtter der 
Provinz einzudrucken. 

d. 500. Soweit ein ſolches Urtheil den Der: 
luſt des Adels verhaͤnget, und ſoweit aus demſel⸗ 
ben die oben in dem 35. F. erwähnten allgemeinen 
Wirkungen entſtehen, muß es auch beyfortdauern⸗ 
der Abweſenhbeit des Verurtheilten zur Erfüllung 
gebracht werden. Geraͤth der Fluͤchtige nach der 
Hand in Verhaft; ſo iſt ungeachtet des vorher auf 
ſein Ausbleiben ergangenen Urtheiles dennoch das 
ordentliche Verfahren bey demjenigen Strafgerichte, 
wel⸗ 


welches ehedem die Ediete ausgefertiget hat, vor⸗ 
zunehmen, und ein neues Urtheil daruber zu ſchoͤpfen. 


Fuͤnfzehntes Hauptſtuͤck. 


Von Wiederaufnehmung der Unterſuchung 
wegen neuer Umſtaͤnde. 


$. 501. 


Wen wider einen Beſchuldigten, gegen welchen 
die Unterſuchung wegen Abganges rechtlicher Ber 
weiſe für aufgehoben erklaͤret worden, neue Beweiſe 
hervor kommen; ſo ſoll die Unterſuchung wieder vor⸗ 
genommen werden. 
$. 502. Ehe aber eine wegen Unzulaͤnglichkeit 
der Beweiſe aufgehobene Unterſuchung wieder vor⸗ 
genommen werden kann, muß außer Zweifel geſetzt 
ſeyn, a) daß die vorgekommenen Umſtaͤnde oder 
Beweiſe wirklich neu, und in der vorigen Unterſu⸗ 
chung entweder nicht bekannt geworden ſind, oder 
damals nicht gehörig haben aufgeklärt werden koͤn⸗ 
nen; b) daß fie wirklich beſtehen; o) daß die neu⸗ 
en Beweismittel von der Art ſind, daß ſich mit 
Grunde vorher ſehen laͤßt, ſie werden bey gehoͤri⸗ 
ger 
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ger Unterſuchung vermögend ſeyn, den Beſchuldig⸗ 
ten zum Geſtaͤndniſſe zu bewegen, oder deſſen recht 
liche Ueberweiſung, wo nicht fuͤr ſich allein, doch 
mit ben vorigen Beweismitteln zuſammen genom⸗ 
men, hervor zu bringen. 

d. 503. Treffen die eben erwähnten drey Er⸗ 
forderungen zu; alsdann kann die Unterſuchung auch 
mit gefaͤnglicher Anhaltung des Beſchuldigten wie⸗ 
der vorgenommen werden. Fehlt aber nur Eine 
davon; ſo kann derjenige, der das auf die Auf 
hebung der Unterſuchung ergangene Urtheil fuͤr ſich 
hat, nicht einmahl außer Verhafte vernommen, 
noch ſonſt ein Schritt zur Erneuerung der Unterſu⸗ 
chung wider ihn vorgenommen werden. 

F. 804. Wer durch Urtheil von einem Verbre⸗ 
chen losgeſprochen, und als unſchuldig erkannt iſt, 
der kann dieſes Verbrechens halber aus keiner Urſa⸗ 
che mehr zur Verantwortung gezogen werden. 

d. 508. Auch wider den bereits zur Strafe 
verurtheilten Verbrecher kann wegen der naͤhmlichen 
That keine neue Unterſuchung mehr Statt finden, 
wenn gleich Umſtaͤnde hervor kaͤmen, die ein ſtrenge⸗ 
res Strafurtheil nach ſich gezogen haͤtten, wofern 
ſie 
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fie bey der Aburtheilung bekannt, oder bewieſen ges 
weſen waͤren. 

$. 506. Wegen eines vor dem Strafurtheile 
begangenen Verbrechens der naͤhmlichen Gattung, 
wie jenes iſt, woruͤber bereits das Strafurtheil ge⸗ 
ſchoͤpfet worden, kann der Verurtheilte nur dann 
zu einem neuen Verfahren gezogen werden, wenn 
die neu entdeckten Umſtaͤnde die im 502, d. erwaͤhn⸗ 
ten Erforderungen haben, und zugleich die nun vor⸗ 
kommende Wiederholung des Verbrechens von fol 
cher Art iſt, daß das Geſetz ins gemein eine wenig⸗ 
ſtens zehnjaͤhrige Strafe darauf verhaͤnget, da doch 
in der vorigen Aburtheilung die Strafe wegen die⸗ 
ſer damals nicht bekannt, oder nicht bewieſen ge⸗ 
weſenen Wiederholung unter fuͤnf Jahren ausge⸗ 
meſſen worden. Wegen ehemals unbekannt gewe⸗ 
fener Wiederholung eines Verbrechens von minde⸗ 
rer Art kann ein neues Verfahren, nicht um eine 
ſtrengere Strafe auszumeſſen, ſondern nur in ſo⸗ 
weit Statt finden, als es etwa auf eine Entſchaͤdi⸗ 
gung ankoͤmmt, und aus dem Zuſammenhange der 
vorigen Aeten mit den neu entdeckten Umſtaͤnden 
ſich mit Grunde hoffen laͤßt, eine Entſchaͤdigung 
verſchaffen zu koͤnnen. 
§. 507. 
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§. 507, Wegen eines ehemals begangenen 
Verbrechens von einer andern Gattung, als jenes 
iſt, woruͤber das vorige Urtheil ergangen iſt, kann 
die Unter ſuchung wieder vorgenommen werden, wenn 
wider den Abgeurtheilten neue rechtmaͤßige Anzeigun⸗ 
gen hervor kommen, und entweder a) die bereits 
erkannte Strafe ſich nicht laͤnger, als auf ein Jahr 
erſtrecket, das neu vorkommende Verbrechen hinge 
gen nach dem Geſetze wenigſtens eine fünfjährige 
Strafe nach ſich zoͤge; oder b) auf das neu vorkom⸗ 
mende Verbrechen die Strafe des Todes oder lebens⸗ 
langen Kerkers geſetzet, durch das vorige Urtheil aber 
eine zeitliche Kerkerſtrafe ausgemeſſen iſt; oder c) aus 
dem neu vorkommenden Verbrechen ein Schade haf⸗ 
tet, und gegruͤndete Hoffnung vorhanden iſt, daß 


die Entſchaͤdigung durch das Verfahren verſchaffet 
werden koͤnne. 


9. 808. Wenn wider einen bereits Abgeurtheil⸗ 
ten neue Anzeigungen eines vor ſeiner Aburtheilung 
von ihm in einer dem Gerichte noch unbekannten 
Geſellſchaft begangenen Verbrechens vorkommen; 
ſo kann derſelbe in der Unterſuchung zur Entdeckung 
der Mitſchuldigen allerdings zur Rede geftellet wer— 
den, wenn gleich wider ihn ſelbſt nach der Anordnung 
der 


der vorhergehenden sd. wegen Diefes neu hervor ges 
kommenen Verbrechens kein neues Strafurtheil er⸗ 
gehen kann. 

9. 809. Auch der Abgeurtheilte ſelbſt, und 
Jedermann fuͤr ihn, kann die Wiedervornehmung 
der Unterſuchung fordern, wenn er durch das vorige 
Urtheil nicht fur unſchuldig erkannt iſt, nun aber 
ſolche Beweiſe an die Hand gegeben werden, die in 
der vorigen Unterſuchung nicht vorgekommen, jedoch 
ſo beſchaffen ſind, daß ſie gegruͤndete Hoffnung zei⸗ 
gen, durch ihre Erörterung die Unſchuld des Abge— 
urtheilten wirklich außer Zweifel zu ſetzen. Befaͤnde 
ſich ein ſolcher Abgeurtheilter in der Strafe; ſo hat 
er feine neuen Behelfe, und die Wege, durch wel⸗ 
che die Wahrheit derſelben erforſchet werden kann, 
dem Vorſteher des Strafortes anzugeben; dieſer hat 
ein genaues Protocoll daruͤber zu fuͤhren, und ſol— 
ches dem Strafgerichte zu uͤberſenden, welches die 
neu vorkommenden Umſtaͤnde genau erwaͤgen, und 
wenn ſie gegruͤndet befunden werden, den Abgeur⸗ 
cheilten unverzuͤglich aus der Strafe vor ſich ſtellen 
laſſen, und mit demfelben die Unter ſuchung wieder 
vornehmen ſoll. 


Strafgeſetzbuch. $, 510. 


$. 510, Die neue Unterſuchung muß insgemein 
von demjenigen Strafgerichte vorgenommen werden, 
bei welchem das vorige Urtheil ergangen iſt. Dem⸗ 
ſelben muͤſſen daher die neu vorgekommenen Uns 
ſtaͤnde angezeigt, die Beweismittel mitgetheilt, und 
der Abgeurtheilte, wenn er noch in der Strafe, oder 
wieder zu Verhaft gebracht iſt, eingeliefert werden, 
oder wenn er auf freyem Fuße ſich befindet, und, 
um ſeine Unſchuld darzuthun, ſelbſt die neue Unter⸗ 
ſuchung verlangt, muß er ſich vor dem naͤhmlichen 
Gerichte ſtellen. Nur dann, wenn die neue Un⸗ 
terſuchung nach dem 507. $. wegen eines Verbre⸗ 
chens von einer andern Gattung, als das bereits 
abgeurtheilte war, vorzunehmen iſt, liegt die neue 
Unterſuchung jenem Strafgerichte ob, in deſſen Be— 
zirke der Beſchuldigte nunmehr ſich befindet. 

. 511. Bei jeder wieder aufgenommenen line 
terſuchung iſt in dem ganzen Zuge des Verfahrens 
und der Aburtheilung genau alles dasjenige zu be 
obachten, was das gegenwaͤrtige Geſetzbuch in den 
vorhergehenden Hauptſtuͤcken vorſchreibt. Uiber ſolche 
Unterſuchung muß wieder ein eigenes Urtheil ge 
ſchoͤpfet werden. In der Beurtheilung der Beweiſe 
find die neuen Umſtaͤnde mit denjenigen, die in der 
99 


dorigen Verhandlung vorgekommen, zuſammen zu 
halten, und zu verbinden, und, wenn es auf Strafe 
ankoͤmmt, iſt das Urtheil fo zu faͤllen, wie es dem 
Geſetze gemaͤß haͤtte gefaͤllet werden muͤſſen, wenn 
die ſpaͤter entdeckten Verbrechen, und die nun vor⸗ 
handenen Beweiſe zur Zeit der vorigen Aburtheilung 
bekannt geweſen waͤren. Bei Ausmeſſung zeitlicher 
Kerkerſtrafe ſoll jedoch auf die bereits nach dem vo⸗ 
rigen Urtheile ausgeſtandene Strafe Ruͤckſicht ge⸗ 
nommen, und dieſe in die neue Strafe eingerechnet 
werden. 


Sechzehntes Hauptſtuͤck. 
Von dem Standrechte. 


9. 512. 
D 


Dringende Nothfaͤlle koͤnnen das außerordentliche 
Verfahren des Standrechtes veranlaſſen, welches 
darin beſteht, daß das Verbrechen auf das Kuͤrzeſte 
unterſucht, der Schuldige ſogleich verurtheilt, und 
die Strafe auf der Stelle vollzogen wird. 

$. 513. In der Regel kann das Standrecht 
nur hei einem Aufruhre und Tumulte, und auch 
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bey dieſem Verbrechen nur damals Statt finden, 

| wenn es ſo weit kaͤme, daß zu Herftellung der Ruhe 

| offene Gewalt anzuwenden noͤthig wuͤrde. Nach geſtill⸗ 

ter Unruhe kann daſſelbe nicht mehr angefangen, noch, 

| wenn es wirklich im Zuge wäre, fortgeſetzt werden. 

ö $. 314. Die Einleitung zum Standrechte muß 
| durch das Kreisamt geſchehen, und das Standrecht 
| muß an dem Orte des Aufruhres gehalten werden. 


Zu dieſem Ende muß der Kreishauptmann nach er⸗ 
haltener Erfahrung von der eigentlichen Beſchaffen⸗ 
heit des Aufruhres, und nach anerkannter Noth⸗ 
1 wendigkeit des Standrechtes A) die Stunde, zu wel⸗ 
| cher er noch am naͤhmlichen Tage, oder, wo dieſes 

| nicht möglich iſt, am folgenden Tage daſelbſt ein, 
| treffen werde, beſtimmen; b) fünf in dem Crimi⸗ 
| nalrichteramte bewährte , und bey der Sache unbe, 
ö fangene Maͤnner zur Beſetzung des Standrechtes 
| benennen, und Einem aus ihnen den Vorſitz anwei⸗ 
5 1 fen, auch einen Gerichtsſchreiber beyziehen; e) ſich 
mit dem naͤchſten Militarcommando uͤber die Ab⸗ 
ordnung der zur Bedeckung des Standrechtes auf 
alle Faͤlle noͤthigen Mannſchaft vernehmen; d) der 
politiſchen Obrigkeit des Ortes, wo das Standrecht 
gehalten werden ſoll, auftragen, ſich ſelbſt , oder 
durch 


„„ 
durch einen abgeordneten Beamten einzufinden, und 
die Anſtalt zu treffen, daß die noͤthigen Amtsgeraͤth⸗ 
ſchaften an einem zur Gerichtshaltung ſchicklichen 
Orte bereit ſeyn, und, wenn es nöthig würde, für 
gleich ein Galgen aufgerichtet werden koͤnne, auch 
für dieſen Fall ein Seelſorger und ein Scharfrichter 
zur Hand fen, 
$. 815. Jeder, der zur Beſetzung des Stand⸗ 
rechtes von dem Kreisamte berufen wird, iſt unter 
ſtrenger Verantwortung ſchuldig, ſich mit Hintan⸗ 
ſetzung aller anderen Geſchaͤfte zur beſtimmten Zeit 
und an dem beſtimmten Orte einzufinden. 
$. 816. So bald alles gehörig vorbereitet iſt, 

wird in den Gegenden, wo Aufruhr iſt, unter Trom⸗ 
petenſchalle oder Trommelſchlage kund gemacht: Das 
Standrecht ſey nun in feinen Wirkſamkeit, Jeder 
mann habe ſich zur Ruhe zu begeben, ſich ſogleich 
von den aufruͤhriſchen Zuſammenrottungen zu ent⸗ 
fernen, und ſich den zu Stillung des Tumultes erge⸗ 
benden Anordnungen zu fügen, widrigen Falles der 
noch ferner im Tumulte Ergriffene nach der Strenge 
des Standrechtes mit dem Tode wuͤrde beſtrafet 
werden. Nach dieſer Verkündigung iſt die Anſtalt 
zu machen, daß diejenigen, die ſich als Raͤdels fuͤh⸗ 
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rer und Aufwiegler auszeichnen, oder doch durch 
beſonders boshafte Handlungen und Gewaltthaͤtig⸗ 
keiten ſich der ſtrengen Strafe ſchuldig machen, 
durch die Wache, welcher von dem Kreit hauptmanne 
beſcheidene Commiſſare beizugeben ſind, ergriffen, 
und vor das Standrecht gebracht werden. 

$. 517. Wenn Raub, Mord, oder Brandle⸗ 
gung in einem Bezirke dermaßen um ſich greifen 
ſollten, daß auf die deßwegen durch die Behoͤrden 
gemachten Anzeigen das Verfahren mit Standrechte 
von der oberſten Juſtizſtelle ausdruͤcklich befohlen 
wuͤrde; ſo haͤtte das Obergericht die Einleitung zu 
treffen, daß die Bedrohung ſolchen Verfahrens in 
dem Bezirke bekannt gemacht werde, wo die uͤber⸗ 
hand nehmenden Verbrechen dazu Anlaß geben. 
Wird nach dieſer Kundmachung ein Verbrechen dies 
fer Art in dem Bezirke wiederhohlet, und Jemand, 
wider welchen rechtliche Anzeigungen darüber beftes 
hen, handfeſt gemacht; ſo iſt jede Obrigkeit ſchul⸗ 
dig, ſolches ſogleich dem Kreisamte anzuzeigen. 
Der Kreishauptmann hat ungeſaͤumt das Standrecht 
in dem Orte des angezeigten Verbrechens anzuord⸗ 
nen, und hierzu die in dem 514. §. erwähnten Vor⸗ 
kehrungen zu treffen. 
9. 518. 


5. 318. Bei jedem Standrechte iſt wegen zu⸗ 
verlaͤſſiger Erforſchung der Umftände und der eigent⸗ 
lichen Beſchaffenheit der That, Aufſuchung der Be⸗ 
weiſe, und ihrer rechtlichen Kraft, wie auch wegen 
Vernehmung des Beſchuldigten zwar überhaupt bass 
jenige zu beobachten, was fuͤr das allgemeine Ber 
fahren in dieſem Geſetzbuche verordnet iſt: aber 
die weſentlichſten Unterſcheidungszeichen des Ver⸗ 
fahrens im Standrechte find: a) daß jeder Schritt 
des Verfahrens von ſeinem Urſprunge an bis zum 
Ende vor dem verſammelten Gerichte ohne Unter⸗ 
brechung behandelt wird; b) daß es hierbei allein 
auf den Beweis derjenigen That ankoͤmmt, zu deren 
Beſtrafung das Standrecht zuſammen geſetzt iſt; 
daß folglich auf Nebenumſtaͤnde, oder ſonſt etwa 
entdeckte Verbrechen des Ergriffenen nicht zu ſehen, 
die Ausforſchung der Mitſchuldigen zwar nicht außer 
Acht zu laſſen, jedoch die Schöpfung und Vollziehung 
des Urtheiles wider den Ergriffenen wegen der Mit⸗ 
ſchuldigen nicht aufzuhalten iſt; c) daß das Urtheil 
im Standrechte binnen 24 Stunden von Zeit der Er⸗ 
greifung des Beſchuldigten, oder Zuſammenſetzung des 
Standrechtes, geſchoͤpfet und vollzogen ſeyn muß. 
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9. 519. Das Verfahren im Standrechte ift 
baher an den gewohnlichen Gang und die Foͤrmlich⸗ 
keit in der Unterſuchung nicht gebunden. Nur hat 
der aͤlteſte Beiſitzer der Berathſchlagung Schritt 
vor Schritt vorzulegen, was er zu unternehmen, 
und wie er das Verfahren zu leiten gedenke. Das 
Standrecht hat die Macht, den Zeugen, wer er 
immer ſey, augenblicklich vorzurufen, und im Falle 
der Weigerung mit Gewalt vor ſich bringen zu laſſen, 
auch ſo lange anzuhalten, als es wegen Gegenein⸗ 
anderſtellung mit andern Zeugen oder mit dem Be— 
ſchuldigten zu Aufklaͤrung der Wahrheit noͤthig iſt. 
Der aͤlteſte Beiſitzer hat die Fragen zu ſtellen, und 
die Antworten, die dem kuͤnftigen Urtheile zum 
Grunde dienen, dem Gerichtsſchreiber zum Proto⸗ 
colle in die Feder zu ſagen. Bey der Berathſchla⸗ 
gung ſoll der Vorſitzende die Stimmen der Bei- 
figer nach dem Alter im Richteramte ſammeln, 
und den Schluß entweder nach den mehreren Stim⸗ 
men, oder bei gleich getheilten Meinungen nach 
derjenigen ſchoͤpfen, der er beizutreten findet. 

$. 520. Bey dem Standrechte iſt die Strafe 
des Verbrechers die Hinrichtung mit dem Strange. 
Nur jene, die an dem Aufruhre und Tumulte ge⸗ 
rin⸗ 
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ringeren Antheil genommen haben, koͤnnen dann, 
wenn das abſchreckende Beyſpiel ſich ſchon durch die 
Hinrichtung eines oder andern Hauptſchuldigen erzie⸗ 
len laßt, zu der in dem 83. $. verordneten Leibes⸗ 
ſtrafe, welche hier mit öffentlicher Zuͤchtigung zu ver⸗ 
ſchaͤrfen iſt, verurtheilet werden. 

d. 521. Könnte der Beſchuldigte während der 
beſtimmten vier und zwanzig Stunden nicht rechtlich 
uͤberwieſen werden; waͤre aber auch feine Unſchuld nicht 
zureichend dargethan; fo iſt derſelbe ſammt den Unter⸗ 
ſuchungsaeten an das geſetzmaͤßige Strafgericht einzu⸗ 
liefern, damit das ordentliche Verfahren mit ihm 
vorgenommen werde. 

$. 522. Wenn aber der rechtliche Beweis des 
Verbrechens vorhanden, und das Strafurtheil ge⸗ 
fället iſt; fo muß dieſes ohne Verzug kund gemacht, 
und die Anſtalt getroffen werden, damit ſogleich in 
dem anſtaͤndigſten Orte das Strafgerhft errichtet, und 
das Urtheil ungeſaͤumt vollzogen werde. 

$ 523. Wenn das ſtandrechtliche Urtheil zum 
Strange ausfällt; fo find dem Verurtheilten zur Vor⸗ 
bereitung zum Tode insgemein zwey Stunden, auf 
ſeine ausdrückliche Bitte auch die dritte, zu gewaͤhren. 
Eine weitere Verlangerung kann nicht Statt finden. 

O 5 §. 524. 
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$. 524. Gegen das von dem Standrechte ger 
faͤllte Urtheil hat kein Rekurs Statt. 

$, 525. Uiber die Vorgaͤnge im Standrechte iſt 
ein ordentliches Proto coll zu führen , in daſſelbe alles 
Weſentliche, beſonders, was die eigentliche Beſchaf⸗ 
fenheit der That, und Beweiſe betrifft, ſammt den 
bey der Berathſchlagung aufgenommenen Stimmen, 
und dem Urtheile einzutragen, das Protocoll von 
allen, die dem Standrechte beiwohnen, zu unterfer⸗ 
tigen, und laͤngſtens drei Tage nach geendigtem 
Standrechte dem Obergerichte einzuſenden, damit 


daſſelbe ſich von dem ordnungsmaͤßigen Vorgange 
überzeugen koͤnne. 


Siebenzehntes Hauptſtuͤck. 
Von der Entſchaͤdigung und Genugthuung. 


d. 526. 
Das Strafgericht iſt verpflichtet, denjenigen, welche 
durch ein Verbrechen Schaden gelitten haben, das 
ihnen gehörige Gut in fo fern von Amtswegen zuruͤck 
zu verſchaffen, als dieſes Gut bei der Unterſuchung 
unter der Habſeligkeit des Verbrechers, oder eines 
Theil⸗ 
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Theilnehmers am Verbrechen, oder in einem ſolchen 
Orte gefunden wird, wohin es von dem Verbrecher 
nur zur Aufbewahrung gelegt oder gegeben worden. 
Dieſe Zurüͤckſtellung geſchieht entweder von dem 
Strafgerichte unmittelbar, wenn das fremde Gut ihm 
zugekommen iſt, oder vermittelſt ſeiner Verwendung 
bei jener Gerichtsbehoͤrde, unter deren Gerichtbarkeit 
das Gut befindlich iſt. Das Strafgericht hat ſich 
darüber mit einer ordentlichen Quittung desjenigen 
zu bedecken, der ſein Eigenthum zurück erhalten hat. 

$. 827. Iſt das fremde Gut bereits in die 
Haͤnde eines Dritten, der ſich keiner Theilnehmung 
am Verbrechen ſchuldig gemacht hat, auf eine zur 
Uibertragung des Eigenthumes insgemein giltige 
Art, oder auch als Unterpfand gerathen; ſo ſoll zwar 
das Strafgericht ſich ebenfalls verwenden, daß der 
Beſitzer ſich zur Abtretung in Güte bequeme; fo 
fern jedoch dieſes nicht bewirket werden kann, hat 
das Strafgericht dem Eigenthuͤmer bloß anzuzeigen, 
wer in dem Beſitze ſeines Gutes ſey, damit er im 
ordentlichen Wege ſein Recht ſuchen koͤnne. 

F. 628. Ehe das Strafgericht Jemandem das⸗ 
jenige zuruͤckſtellet, was er als ein ihm durch das 
Verbrechen entzogenes Gut anſpricht, muß bewie⸗ 
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ſen ſeyn, daß er wirklich der Eigenthuͤmer, oder 
ſonſt Inhaber davon ſey. Dieſer Beweis wird 
bei vorhandenem Geſtaͤndniſſe des Verbrechers 
durch die beſchworene Beſtaͤtigung des Eigenthuͤ⸗ 
mers, oder Inhabers vollſtaͤndig gemacht. Auch 
bey mangelndem Geſtaͤndniſſe des Verbrechers iſt 
zu ſolchem Beweiſe genug, wenn a) durch die Uns 
terfuchung dargethan iſt, daß das Verbrechen an 
demjenigen, der ſich als Eigenthuͤmer oder Inhaber 
meldet, veruͤbt worden; b) dieſer die Sache kenn⸗ 
bar, und mit ſolchen Merkmalen beſchreibt, die 
nur dem Eigenthuͤmer oder Inhaber bekannt ſeyn 
konnen; und c) feine Angebun gen mit einem Eide 
beſtaͤti get. 

9. 329. Iſt das Eig enth um oder die Inha⸗ 
bung erwie ſen; ſo muß das angeſprochene Gut dem 
Eigenthuͤmer oder Inhaber ſo gleich zurück geſtellt 
oder wieder verſchaffet werden, wenn gleich die Un⸗ 
terſuchung noch nicht geendiget waͤre. Vielmehr 
iſt das Strafgericht verpflichtet, die Eigenthuͤmer 
fremder, in der Unterſuchung vorkommenden Habs 
ſeligkeiten, fo bald es geſchehen kann, ausfindig 
zu machen, und ihnen zu dem Ihrigen zu verhelfen. 
Daher, wenn bey einer Unterſuchung ein nach 
allem 


allem Anſcheine fremdes Gut gefunden wird, der 
Beſchuldigte aber den Eigenthuͤmer nicht angeben 
kann, oder will, und binnen zwey Monaten von 
Zeit der bekannt gewordenen Anhaltung des Be⸗ 
ſchuldigten Niemand ſich mit einem Anſpruche des 
Eigenthumes gemeldet hat, ſoll das Strafgericht die 
Beſchreibung eines ſolchen Gutes auf eine Art ab- 
faſſen, daß zwar daſſelbe dem Eigenthümer kenn⸗ 
bar gemacht, jedoch einige weſeutliche Unterſchei⸗ 
dungszeichen verſchwiegen werden, um deren Er⸗ 
klärung dem Eigencthuͤmer zu dem Beweiſe feines 
Rechtes vorzubehalten. 

$. 530. Eine ſolche Beſchreibung iſt an den‘ 
jenigen Orten, wo der Beſchuldigte ſich aufge⸗ 
halten hat, ober wo die ihm Schuld gegebenen 
Verbrechen veruͤbt worden, durch Ediet bekannt zu 
machen, worin dem Eigenthuͤmer aufgetragen wird, 
ſich binnen Zahresfrift zu melden, und fein Recht 
zu beweiſen, widrigen Falles das beſchriebene Gut 
wuͤrde veraͤußert, und das Kaufgeld indeſſen bey 
dem Strafgerichte aufbehalten werden. 

d. 83 1. Wenn binnen dieſer Friſt Niemand 
ſich mit einem Rechte auf die beſchriebenen Habfer 
ligkeiten meldet; ſo hat das Strafgericht die Ein 
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leitung zu treffen, daß dieſelben von dem Civilge⸗ 
richte des Ortes, wo ſie befindlich find, durch oͤffent⸗ 
liche Verſteigerung verkaufet, und das gelöfte 
Geld ihm Strafgerichte übergeben werde. Bis zur 
geſetzmaͤßigen Verjaͤhrungsfriſt kaun der rechtmaͤßige 
Eigenthuͤmer, der fein Eigenthum zu beweiſen vews 
mag, immer die Abfolgung dieſes Kaufgeldes for 
dern. Nach der Verjaͤhrungsfriſt fällt daſſelbe der 
Caſſe zu, aus welcher insgemein die Strafgerichts⸗ 
koſten beſtritten werden. 

§. 832. Wäre das fremde Gut von einer 
ſolchen Beſchaffenheit, daß es ſich ohne Gefahr 
des Verderbniſſes durch ein Jahr nicht aufbewahren 
laͤßt; oder wäre die Aufbewahrung mit Koſten vers 
bunden; ſo iſt die Veraͤußerung durch oͤffentliche 
Verſteigerung auch vor der Zeit einzuleiten. 

§. 533. Bei jeder Veräußerung eines fremden 
Gutes, deſſen Eigenthuͤmer unbekannt iſt, muß 
die umſtaͤndliche Beſchreibung jeden verkauften Stuͤ⸗ 
ckes, der für jedes geloͤſte Betrag des Kaufgeldes, 
und der Kaͤufer genau aufgezeichnet, und dieſe Auf⸗ 
zeichnung den Unterſuchungsacten beigelegt werden. 

% 334. Wenn das fremde Gut nicht mehr 
zuruck verſchaffet werden kann; iſt das Strafgericht 
zwar 


zwar doch verpflichtet, bei der Unterſuchung von 
Amtswegen aufzuklaͤren, was fuͤr ein Schade aus 
dem Verbrechen entſtanden ſey: In dem Urtheile 
hat es aber nur dann etwas in Beziehung auf die 
Entſchaͤdigung zu beſtimmen, wenn der Betrag des 
Schaden, und die Perſon, der die Entſchaͤdigung 
gebuͤhrt, aus der Verhandlung deutlich und zuver⸗ 
laͤßig erhellet. In dieſem Falle ſoll das Strafge⸗ 
richt mit dem Strafurtheile zugleich das Erkenntniß 
ſchoͤpfen, wem, und in was fuͤr einem Betrage von 
dem Verbrecher eine Entſchaͤdigung zu leiſten fen; 
und iſt dieſes Erkenntniß jedem, dem eine Ent⸗ 
ſchaͤdigung zugeſprochen worden, von dem Strafge⸗ 
richte zuzuſtellen. 

§. 835. Ein ſolches Erkenntniß hat gleich 
einem andern rechtskraͤftigen Urtheile die Wirkung, 
daß derjenige, dem die Entſchaͤdigung zuerkannt 
iſt, den Civilrichter des Verurtheilten unmittelbar 
um die Execution anrufen kann. Er iſt aber durch 
dieſes Erkenntniß nicht gehindert, auch eine groͤßere 
Entſchaͤdigung zu fordern, wenn er einen größeren 
Schaden, als durch das Erkenntniß des Strafgerichts 
beſtimmt iſt, zu erweiſen vermag. 
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$. 336. Findet das Strafgericht ſich außer 
Stande, mit Zuverlaͤßigkeit zu beſtimmen, wem 
eigentlich eine Entſchaͤdigung aus dem Verbrechen 
gebühre, oder worin dieſe Entſchaͤdigung zu beſtehen 
habe; ſo hat es nur dem Strafurtheile einzuruͤcken, 
daß denjenigen, denen der Verbrecher Schaden ge⸗ 
than, ihre Entſchaͤdigung im ordentlichen Rechts⸗ 
wege zu ſuchen bevorſtehe. Wenn nun Jemand, 
um dieſes ihm vorbehaltene Recht ausführen zu 
koͤnnen, ſich der Beweiſe halber bey dem Strafge⸗ 
richte meldet; ſo iſt ihm zwar das Einſehen der 
Unterſuchungsacten, jedoch bloß an jenen Stellen 
zu geſtatten, welche auf das an ihm verübte Ver⸗ 
brechen Beziehung haben, und ihm zu Beweis⸗ 
gruͤnden ſeines Rechtes dienlich ſeyn koͤnnen; von 
ſolchen Stellen muͤßen ihm auch auf Verlangen Ab⸗ 
ſchriften hinaus gegeben werden. 

d. 637. Die Genugthuung eines durch das 
Verbrechen Beleidigten iſt immer nur in dem ge⸗ 
woͤhnlichen Rechtswege zu ſuchen, wozu der Belei⸗ 
digte nach geendigter Unterſuchung und geſchoͤpftem 
Urtheile die Beweiſe auf die im vorigen §. erwähnte 
Art bey dem Strafgerichte einzuhohlen befugt iſt. 


Ach⸗ 


Achtzehntes Hauptſtuͤck. 
Von den Strafgerichtskoſten. 


9. 538. 

Aue Verhandlungen in peinlichen Angelegenheiten, 
fie mögen bey was immer für einer Behörde vor⸗ 
fallen, ſind von Amtswegen zu verrichten. Es kann 
dafuͤr keine andere Verguͤtung, Taxe, oder Abgabe 
angerechnet werden, als welche in dieſem Geſetze 
ausdrücklich geſtattet iſt. Die aus ſolchen Ver⸗ 
handlungen entſtehenden Schriften ſind von dem Ge⸗ 
brauche des Stempelpapieres, und bey der Verſen⸗ 
dung von Entrichtung eines Poſtporto, nach den dar⸗ 
uber beſtehenden beſonderen Anordnungen, befreyet. 

§. 539. Die zu irgend einer Ablieferung des 
Verhafteten etwa noͤthigen Fuhren muͤßen von den 
Gemeinden durch Vorſpann ohne Entgeld geleiſtet 
werden. 

$. 340. Eben fo find Aerzte, Wundaͤrzte, 
und Hebammen in peinlichen Faͤllen ihre Anzeigen 
und Gutachten umſonſt abzugeben ſchuldig. Wenn ſie 
aber in dem Gerichtsorte nicht wohnhaft ſind, muß 
ihnen die Fuhr und Koſt verguͤtet werden. 

Strafgeſegbuch. P d. 541. 
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9. 541. Einem Zeugen, der vom Tagelohne 
lebt, aber wegen der Vorforderung feiner Perſon 
zu Gerichte den Verdienſt entbehren muß, iſt das 
gewoͤhnliche Tagelohn zu erfegen, 

$. 542. Jedem bey Ueberlieferung eines Ver⸗ 
bafteten von dem Strafgerichte zur Bewahrung be⸗ 
ſtellten Manne vom Militar -und Civilſtande ſollen 
für die Meile Weges hin und zuruͤck zehn Kreuzer, 
und, wenn ſie an einem Orte ſich mit dem Ueber⸗ 
lieferten aufhalten muͤßen, für den Tag zwanzig 
Kreuzer, fur den halben Tag zehn Kreuzer gege⸗ 
ben werden. 

d. 543. Dem Dolmetſcher, der nach dem 378. . 
einem Verhoͤre zugezogen wird, gebuͤhrt, wofern 
er nicht ohne dieß in des Strafgerichts Dienſte, oder 
in oͤffentlicher Bedienung ſteht, für jeden Tag ein 
Gulden. 

$. 544. Bothengaͤnge, welche durch Leute 
verrichtet werden, die nicht im Dienſte des Straf⸗ 
gerichtes ſtehen, ſind fuͤr die Meile Weges hin und 
zurück mit zehn Kreuzern zu bezahlen. 

$. 545. Dem Scharfrichter gebuͤhren für den 
Vollzug eines Todesurtheils fuͤnfzehn Gulden. 


9. 846. 
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$. 546. Die in den vorhergehenden $$. bes 
ſtimmten Gebuͤhren ſind von dem Strafgerichte ſo⸗ 
gleich, als ſie verdient ſind, zu bezahlen. Dem⸗ 
ſelben ſteht aber das Recht zu, nach erfolgter Ab⸗ 
urtheilung ſich an dem Beſchuldigten zu erhohlen, 
in ſo fern dieſer zu dem Erſatze der Koſten ver⸗ 
faͤllet wird, und ſein Vermoͤgen rechtmaͤßig zulanget. 

$. 547. Auf gleiche Art iſt das Strafgericht 
befugt, dem Verurtheilten a) für die Verpflegung 
im Verhafte, wenn ihm ſolche nach dem 338. 9. 
verſchaffet werden mußte, täglich fünf Kreuzer, 
b) eine Urtheilstare von zwölf Gulden anzurechnen. 

$. 548. Wird der Beſchuldigte für unſchuldig 
erkannt; ſo muß er auch von dem Erſatze der Ko⸗ 
ſten losgezaͤhlet werden, und das Strafgericht kann 
nur in dem Falle, daß die Unterſuchung durch eine 
nunmehr falſch befundene Anzeige veranlaſſet worden 
waͤre, den Anzeiger um den Erſatz belangen. 

F. 849. Wird der Beſchuldigte für ſtraffaͤllig 
erkannt, oder die Unterſuchung nur wegen Abgan⸗ 
ges rechtlicher Beweiſe für aufgehoben erklaͤrt; fo 
muß zwar das urtheil auch ausdrücken, daß er 
dem Strafgerichte die Koſten zu erſetzen ſchuldig ſey: 
Dieſer Erſatz kann aber aus ſeinem Vermoͤgen nur 
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ſoweit eingetrieben werden, als dadurch der Haupt⸗ 
ſtamm ſeiner Erwerbung nicht geſchmaͤlert, und 
er an Erfuͤllung jener Pflichten nicht gehindert wird, 
die ihm zur Leiſtung einer Entſchaͤdigung, oder zur 
Ernaͤhrung der Seinigen obliegen. Es ſoll auch 
wegen des Erſatzes der Koſten, die Vollziehung 
des Urtheiles nach ſeinem uͤbrigen Inhalte niemals 
verſchoben werden. 

d. 550, Bey einem Standrechte hat die Ge 
meinde, durch welche zu dem ſtandrechtlichen Vers 
fahren Anlaß gegeben worden, die Koſten zu tra⸗ 
gen; worunter auch die Fuhr und Koſt fuͤr alle 
dabey nothwendigen Amtsperſonen begriffen iſt. 
Der Kreishauptmann hat dieſe Koſten mit Ge 
nauigkeit, und der gehoͤrigen Maͤßigung aufzurech⸗ 
nen, und der Gemeinde bleibt das Recht vorbes 
halten, den Erſatz der gemachten Auslage an dem 
eigentlichen Schuldigen zu ſuchen. 

d. 551, Alles, was der Koſten halber vor⸗ 
fällt, muß genau in das Tagebuch, welches dem 
368. ). gemäß bey jeder Unterſuchung zu führen 
iſt, als ein Theil der Aeten eingetragen werden, 
damit das Strafgericht ſich zu allen Zeiten auszu⸗ 
weiſen im Staude ſey, daß bey der Aufrechnung 
die 
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die Vorſchrift nicht uͤberſchritten, und die Zahlung 
denjenigen, denen fie. gebührt, geleiſtet worden. 


Neunzehntes Hauptſtuͤck. 
Bon 


dem Zuſammenhange der Strafgerichte und 
Obergerichte in den peinlichen Sachen. 


9. „ 82 


Zu Beförderung der allgemeinen Sicherheit muͤßen 
die Strafgerichte unter ſich im Zuſammenhange und 
enger Verbindung ſtehen, und mit gegenſeitigem 
Verſtaͤndniſſe auf das thaͤtigſte einander huͤlfliche 
Hand biethen. Dieſes Vernehmen muß ins Des 
ſondere gepflogen werden, wenn bey einem Etraf- 
gerichte ein gefährlicher Verbrecher einkoͤmmt, und 
bey Erforſchung ſeines Lebenswandels Spuren er⸗ 
ſcheinen, daß er ſchon bey einem andern Strafge— 
richte im Verhaft geweſen; oder wenn vorkoͤmmt, 
daß bey einem andern Strafgerichte Anzeigungen 
eines Verbrechens entdecket worden, die auf einen 
Thaͤter weiſen, welcher mit dem gegenwaͤrtig in 
der Unterſuchung ſtehenden Aehnlichkeit hat; oder 
P 3 daß 
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daß irgend Mitſchuldige oder Theilnehmer desje, 
nigen Verbrechens bekannt geworden ſind, deſſen 
der Verhaftete beſchuldiget wird. 

$. 553. In gleichem Verſtaͤndniſſe muͤßen die 
Strafgerichte nach Beſchaffenheit ihrer Lage ſich ge⸗ 
genſeitig die erhaltenen Nachrichten von Oertern 
mittheilen, wo Verbrecher ſich verſammeln, ſich 
unterreden, oder ihren Aufenthalt haben, oder wo 
ſie Gegenſtaͤnde des Verbrechens, oder Werkzeuge 
zu Ausführung deſſelben verbergen, oder auch Werks 
zeuge verfertigen laſſen, oder wo ſie durch Ver⸗ 
brechen an ſich gebrachte Habſeligkeiten veraͤußern. 

$. 354. Eben fo haben die Strafgerichte zu 
ihrem Zwecke gemeinſchaftlich mitzuwirken, wenn 
bemerket wird, daß in einem Orte, oder in einer 
Gegend die Verbrechen gemeiner werden, oder die 
Verbrecher ſich haͤufen, weil vielleicht die politiſche 
Obrigkeit es an der erforderlichen Sorgfalt man⸗ 
geln laͤßt, oder die zur Hindanhaltung der Ver⸗ 
brechen beſtehenden Vorſichten und Anordnungen 
unbefolgt bleiben, oder auch beſondere Umſtaͤnde 
Gelegenheit und Erleichterung zu Verbrechen geben. 

$. 555. Wenn ein Strafgericht Loſungen oder 
Zeichen erfaͤhrt, deren ſich die Verbrecher in ihren 
Un⸗ 
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Unternehmungen, oder um ſich unter einander zu 
erkennen, bedienen; oder wenn es Kenntniß von 
beſonderen Erfindungen, Kunſtgriffen, und Wegen 
erhaͤlt, wodurch fie ſich die Ausführung ihrer Uebel⸗ 
thaten erleichtern z fo muͤßen die Strafgerichte ſolche 
einander mittheilen, um die Kennt niß dieſer Spu⸗ 
ren zur Entdeckung der Verbrecher anzuwenden, 
die Obrigkeiten darauf aufmerk ſam zu machen, 
und das Publicum vor Schaden zu ſichern. Zu⸗ 
gleich muͤßen ſolche beſondere Entdeckungen dem 


Obergerichte angezeiget werden, wenn es darauf 


ankoͤmmt, Anſtalten zu treffen, und Verfuͤgungen 
einzuleiten, wodurch den Verbrechen vorgebeugt, 
oder die Verbrecher entdecket werden koͤnnen. 

§. 556. In dieſen und ahnlichen Faͤllen muͤßen 
die Strafgerichte nicht nur der naͤhmlichen Provinz, 
ſondern, ſoweit es von Wirkung ſeyn kann, der 
geſammten Länder ihre vereinte Kraͤfte zum gemein⸗ 
ſchaftlichen Endzwecke anwenden, ſich gegenſeitige 
Auskunft und Aufklaͤrung unmittelbar ertheilen, 
und die bereits vorfindigen Aeten entweder in Ur— 
ſchrift, ſoweit ſie entbehrlich ſind, oder in genauer 
Abſchrift zuſenden. 


Y 4 §. 357. 
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$. 557. Zu ſolchem Ende ift bey jedem Straf⸗ 
gerichte ein Einreichungsprotocoll zu fuͤhren, in 
welchem die einlangenden Stuͤcke, ſo weit ſie nicht 
zu den in dem 368. F. vorgeſchriebenen beſondern 
Tagebuͤchern gehören, eingetragen, und die daruͤ⸗ 
ber getroffene Vorkehrung angemerket werden ſoll. 

9. 558. Ueber die zur Regiſtratur hinterlegten 
Aeten hat das Strafgericht ein Nachſchlagungspro⸗ 
tocoll zu fuͤhren. In dieſem ſind die Geſchaͤfte 
folgender Maaßen abzuſondern: a) in ſolche, wo 
dem Strafgerichte Anzeigen begangener Verbrechen 
gemacht worden ſind, ohne daß der Thaͤter bekannt 
geworden; b) in ſolche, wo dem Strafgerichte Ver⸗ 
brecher entweder nach bloßer Beſchreibung, oder 
auch mit dem Nahmen, und ihrer eigentlichen Bes 
ſtimmung bekannt geworden, ohne daß man ſich 
der Perſon haͤtte verſichern koͤnnen; c) in ſolche, 
wo die Unterſuchung und Aburtheilung ganz vollen⸗ 
det worden; d) in ſolche, wo die Unterſuchung 
und Aburtheilung durch Tod oder Flucht unterbro⸗ 
chen worden; e) endlich in ſolche, wobey der Rechts⸗ 
zug noch wegen Ausforſchung der Theilnehmer oder 
Mithelfer offen iſt. Uebrigens muͤßen die Nach 
ſchlagungsprotocolle alle Umſtaͤnde, nach welchen 
ein 


ein Strafgericht dem andern die in den vorherſte⸗ 
benden $6, angezeigte Huͤlfe leiſten kann, kurz und 
buͤndig enthalten, und die Beziehung auf jene Re⸗ 
giſtratursacten andeuten, woraus die näheren Um⸗ 
ſtaͤnde erforderlichen Falles erſehen werden koͤnnen. 

$. 859. In der Regiſtratur find die Aeten in 
abgetheilten Buͤnden aufzubehalten, und jeder Un⸗ 
terſuchung ein Bund zu widmen. Die uͤbrigen zu 
dem Strafgerichte gehörigen Aeten find nach den vers 
ſchiedenen Gegenſtaͤnden einzutheilen. Jedes in ei⸗ 
nem Bunde enthaltene Stuͤck iſt von Außen mit der 
Zahl des Bundes, zu dem es gehoͤrt, und mit der 
Zahl, nach welcher es einzulegen iſt, zu bezeich⸗ 
nen. Hat ein Aetenſtuͤck mehrere Beylagen;z ſo iſt 
jede mit der Zahl des Stuͤckes, zu dem es gehoͤrt, 
zu bezeichnen, auf dem Hauptſtuͤcke aber anzumer⸗ 
ken, wie viele Beylagen dazu gehören. Außer 
den in dieſem Geſetzbuche beſtimmten Fällen ſoll 
Niemanden eine Einſicht in die Acten erlaubt, noch 
ein Stuͤck aus denſelben verabfolget werden. 

$. 860. Um die Nachſuchung zu erleichtern, 
muͤßen die Nachſchlagungsprotocolle und Regiſtra⸗ 
tursacten mit genauen Regiſtern in alphabetiſcher 
Ordnung verſehen ſeyn, in welchen die naͤhmliche 
P 5 Sa⸗ 
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Sache unter verſchiedenen Geſichtspuneten einge⸗ 
tragen ſeyn muß; naͤhmlich a) unter dem Nahmen 
des Beſchuldigten, oder des Verbrechers, wobey 
auch die Nahmen, welche ein Verbrecher allenfalls 
gefuͤhret, oder die ſogenannten Spitznamen, nicht 
außer Acht zu laſſen find, und eine naͤhere Bezeich⸗ 
nung beygefuͤget werden muß, um nicht allenfalls 
durch die Aehnlichkeit des Nahmen zu einem Irr⸗ 
thume Anlaß zu geben; b) unter dem Nahmen 
der Oerter, wo Verbrechen begangen worden ; c) 
unter der Benennung der Verbrechen ſelbſt. 

§. 561. Das Obergericht in peinlichen Gas 
chen hat darauf zu ſehen, daß die Strafgerichte 7 
welche in der ihm zugetheilten Provinz beſtehen, 
ihre Amtspflicht durchaus genau erfüllen. Daſſel⸗ 
be hat, wenn wegen eines vorgefallenen Anſtan⸗ 
des Anfrage geſchieht, die Belehrung zu ertheilen, 
und das Strafgericht zu unterſtuͤtzen, wenn dieſem 
von einer Behoͤrde die Mitwirkung verweigert wird. 
Daſſelbe hat aber auch jene Strafgerichte, die ſich 
Nachlaͤßigkeit in Amtsgeſchaͤften zu Schuld kommen 
laſſen, zur Verantwortung zu ziehen, und zu ber 


ſtrafen. 
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$. 562. Damit das Obergericht in ſteter Ue⸗ 
berſicht der ihm untergeordneten Strafgerichte verblei⸗ 
be, muß jedes von drey zu drey Monaten die Tabelle 
über alle vorgefallenen Unterſuchungen an das Kreis⸗ 
amt zur weiteren Einbegleitung an das Obergericht 
einſenden, und ſich erforderlichen Falles ausweiſen 
konnen, dieſe Tabelle drey Tage nach verfloſſenem 
Quartale zur Einſendung aufgegeben zu haben. Dieſe 
Tabelle iſt nach dem am Ende gegenwaͤrtigen Haupt⸗ 
ſtuckes beygefugten Formular genau und mit aller Zus 
verlaͤtzigkeit abzufaſſen. Die Beſchuldigten, uͤber wel⸗ 
che die Unterſuchung noch nicht durch Urtheil geen⸗ 
digt iſt, muͤßen jedes Mahl in die folgende Quar⸗ 
talstabelle uͤbertragen werden. 

$. 563. In dem Berichte, mit welchem die 
Tabelle eingeſendet wird, muß das Strafgericht alle 
vorgekommenen Anzeigen von Verbrechen, wovon 
der Thaͤter nicht ergriffen iſt, anführen; und bey 
jedem anmerken, ob, und was, um des Thaͤters 
habhaft zu werden, angewandt worden ſey. 

$. 564. Wenn in dem Quartale weder ein 
Verbrecher, noch eine Anzeige eines Berbrechens 
vorgekommen waͤre, muß eben dieſes zur vorge 
ſchriebenen Zeit berichtet werden. 

$. 568, 
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d. 565. Das Obergericht iſt verpflichtet, die 
Tabellen und Einbegleitungsberichte zu durchgehen, 
wenn einige Saumſeligkeit wahrgenommen wird, 
das Geſchaͤft zu betreiben, oder zur naͤheren Auf⸗ 
klaͤrung umſtaͤndlichen Bericht abzufordern, um bey 
Zeiten Rath zu ſchaffen, wenn etwa das Strafge⸗ 
richt das Geſchaͤft nicht in den rechten Weg gelei⸗ 
tet hätte. Hierbey iſt mit Vorſicht zu handeln, das 
mit nicht unnoͤthige Weitlaͤufigkeit und Schreiberey 
entſtehe, der Fortgang der Unterſuchung nicht ge⸗ 
hemmiet, und dem Gerichte nicht Aeten, deren es 
nothwendig bedarf, abgefordert werden. 

d. 566. Aus den Quartalstabellen ſaͤmmtli⸗ 
cher Strafgerichte hat das Obergericht am Ende des 
Jahres eine Haupttabelle nach dem in dem 862. $. 
vorgeſchriebenen Formular zu verfaſſen, und fol, 
che in den naͤchſten dreyßig Tagen des eingetretenen 
neuen Jahres der oberſten Juſtizſtelle zu uͤberrei⸗ 
chen. In dem Einbegleitungsberichte iſt mit Sorg⸗ 
faſt und Ueberlegung anzufuͤhren, ob, und welche 
Gattungen der Verbrechen in dieſem Jahre gegen 
das vorige zugenommen, oder abgenommen haben; 
worin die vorzuͤglichen Urſachen dieſes Unterſchiedes 
beſtehen moͤgen; ob die Strafgerichte ihre Pflichten 
er⸗ 
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erfüllen, oder bei welchen derſelben ſich Gebrechen 
zeigen; und was ſonſt fuͤr Betrachtungen auffallen, 
die zu einer Verbeſſerung in dieſer Juſtizverwaltung 
führen koͤnnen; damit die Hofſtelle auch ihres Or⸗ 
tes von dem Ganzen gruͤndliche Kenntniß erhals 
ten, und in die gemeinnützigen Verfuͤgungen eins 
gehen koͤnne. 

§. 567. Jedes Strafgericht ſoll von Zeit zu 
Zeit, wenigſtens Einmahl des Jahres, unterſu⸗ 
chet, die Gefaͤngniſſe beſichtiget, die Verhafteten 
uͤber die Beförderung, mit der fie verhoͤrt, und 
uͤber die Art, wie ſie gehalten werden, befragt, 
die Tagebücher jeder Unterſuchung, die Protocolle und 
Regiſtraturen durchſehen, vorzüglich die Genauigkeit 
und Richtigkeit der eingeſandten Quartalstabellen un⸗ 
terſuchet, und das Benehmen des Strafgerichtes ſo⸗ 
wohl im Ganzen, als in den einzelnen Faͤllen mit 
der Vorſchrift des Geſetzes zuſammen gehalten wer⸗ 
den. Dieſe Unterſuchung iſt in dem Orte, wo das 
Obergericht ſeinen Sitz hat, durch einen von dem⸗ 
ſelben abgeordneten Rath vorzunehmen, welcher 
ſeinen umſtaͤndlichen Bericht daruͤber mit Anfuͤh⸗ 
rung aller bemerkten Gebrechen, und Vorſchlagung 
der zu ihrer Verbeſſerung dienlichen Mittel zu er⸗ 
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ftatten hat. Bey entfernteren Strafgerichten iſt die⸗ 
fe Unterſuchung durch das Kreisamt bei Gelegen⸗ 
heit der allgemein vorgeſchriebenen Kreisviſitation 
vorzunehmen, jedoch uber dieſen Gegenſtand ein 
von dem übrigen Viſitationsgeſchaͤfte abgeſonderter 
Bericht zu erſtatten, welchen die Landesſtelle dem 
Obergerichte mitzutheilen hat. 

$. 568. Dieſe Unterſuchungsberichte hat das 
Obergericht in Ueberlegung zu nehmen, ſoweit ſol⸗ 
che Gebrechen darin vorkommen, welche unverzäüg- 
liche Abhuͤlfe erfordern, die zweckmaͤßigen Vorkeh⸗ 
rungen zu treffen, in Anſehung der uͤbrigen Ge⸗ 
genſtaͤnde aber ſein Gutachten an die oberſte Juſtiz⸗ 
ſtelle abzugeben, und die Entſchließung derſelben zu 
erwarten. 
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CRABGVIENSIS 


Strafgerihtstabele 


von Crakau für das Quartal vom 1. Januar bis letzten Maͤrz 1797. 


Rahme und Stand des Die Einlieferung iſt geſchehen: Tage des 


Beſchuldigten Den | Durch Wegen Verhoͤrs. 


Gerichtliche Verhandlung. 


1. Eleonora Stasikowa, 23. Decemb,| Die Obrig | Betruges. Den 23. 27. Iſt den 8. Januar 1797. des 
Tagloͤhnerswittwe von 1796. keit von December Betruges, als Civilverbre⸗ 
Trawkowice, Waßlow. 1796, 2. 5 chens, ſchuldig erkannt, und 

5 Januar 1797 [auf 6 Monate zur gelindern 


Kerkerſtrafe verurtheilet wor⸗ 
den. 


Da er erſt den 27. Maͤrz zum 
Geſtaͤndniſſe des Raubes ge⸗ 
ſchritten iſt; fo wird die Un⸗ 
terſuchung wegen des zugleich 
veruͤbten Mordes wie auch zur 
Entdeckung der Mitſchuldigen, 
und Zuruͤckverſchaffung des 
geraubten Gutes fortgeſetzt. 


2. Stephanus Duda mit f. Februar] Die Gerichts Diebſtahles 
dem Spitznahme Oszu- 1797. liche Strei⸗ und Raub⸗ 
kalski ein Bauersknecht fung. mordes. 

von Czarkow. 
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3. Adalbert Sliwkowski, oft auf freyem Fuße gelaſſen. Verwundung. Den 30, März! Das Verfahren iſt im Zuge. 
bürgerliher Schuhma⸗ 1797 · 
cher in Sweykow, 
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